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Gesetzentwurf Landesregierung  Beschlussempfehlung Ausschuss für Recht, Verfassung und 
Gleichstellung 

  
  

Gesetz Gesetz 
zur Weiterentwicklung des Justizvollzuges in  

Sachsen-Anhalt. 
zur Weiterentwicklung des Justizvollzugs in  

Sachsen-Anhalt. 
  

Artikel 1 Artikel 1 
Justizvollzugsgesetzbuch Sachsen-Anhalt Justizvollzugsgesetzbuch Sachsen-Anhalt 

(JVollzGB LSA) (JVollzGB LSA) 
  

Inhaltsübersicht Inhaltsübersicht 
  

Abschnitt 1 Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

  
§ 1 Anwendungsbereich, allgemeine Begriffsbestimmungen § 1 Anwendungsbereich, _______ Begriffsbestimmungen 
§ 2 Ziel und Aufgabe des Vollzugs der Freiheitsstrafe und der 

Jugendstrafe 
§ 2 Ziel und Aufgabe des Vollzugs der Freiheitsstrafe oder 

der Jugendstrafe 
§ 3 Aufgabe des Vollzugs der Untersuchungshaft, Zusam-

menarbeit 
§ 3 Aufgabe des Vollzugs der Untersuchungshaft, Zusam-

menarbeit 
§ 4 Stellung des Gefangenen § 4 Stellung des Gefangenen 
§ 5 Besondere Stellung der Untersuchungsgefangenen § 5 Besondere Stellung der Untersuchungsgefangenen 
§ 6 Mitwirkung im Vollzug der Freiheitsstrafe und der Jugend-

strafe 
§ 6 Mitwirkung im Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Ju-

gendstrafe 
§ 7 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze § 7 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze 
§ 8 Grundsätze der Gestaltung des Vollzugs der Freiheitsstra-

fe und Jugendstrafe 
§ 8 Grundsätze der Gestaltung des Vollzugs der Freiheitsstra-

fe oder Jugendstrafe 
§ 9 Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der Jugendstrafe § 9 Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der Jugendstrafe 
§ 10 Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der Unter-

suchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen 

§ 10 Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der Unter-
suchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen 
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§ 11 Soziale Hilfe § 11 Soziale Hilfe 
  

Abschnitt 2 Abschnitt 2 
Aufnahme, Diagnose, Vollzugs- und Eingliederungsplanung Aufnahme, Diagnose, Vollzugs- und Eingliederungsplanung 
  
§ 12 Aufnahmeverfahren unverändert 
§ 13 Diagnoseverfahren  
§ 14 Vollzugs- und Eingliederungsplanung  
§ 15 Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans  
§ 16 Ermittlung des Förder- und Erziehungsbedarfs der jungen 

Untersuchungsgefangenen, Maßnahmen 
 

  
Abschnitt 3 Abschnitt 3 

Unterbringung, Verlegung und Überstellung, Vorführung 
und Ausantwortung 

Unterbringung, Verlegung und Überstellung, Vorführung 
und Ausantwortung 

  
§ 17 Trennungsgrundsätze unverändert 
§ 18 Unterbringung während der Einschlusszeiten  
§ 19 Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten  
§ 20 Wohngruppenvollzug  
§ 21 Unterbringung mit Kindern  
§ 22 Geschlossener und offener Vollzug  
§ 23 Verlegung, Überstellung, Vorführung und Ausantwortung  
  

Abschnitt 4 Abschnitt 4 
Sozialtherapie und Psychologische Behandlung im Vollzug Sozialtherapie und psychologische Behandlung im Vollzug 

  
§ 24 Sozialtherapie unverändert 
§ 25 Psychologische Behandlung  
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Abschnitt 5 Abschnitt 5 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining, schuli-

sche und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeit 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining, schuli-

sche und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeit 
  
§ 26 Arbeitstherapeutische Maßnahmen unverändert 
§ 27 Arbeitstraining  
§ 28 Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen  
§ 29 Arbeit  
§ 30 Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung  
§ 31 Freistellung von der Arbeitspflicht  
  

Abschnitt 6 Abschnitt 6 

Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel, andere Formen 
der Telekommunikation, Pakete 

Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel, andere Formen 
der Telekommunikation, Pakete 

  
§ 32 Grundsatz unverändert 
§ 33 Besuch  
§ 34 Untersagung der Besuche  
§ 35 Durchführung der Besuche  
§ 36 Überwachung der Besuche  
§ 37 Telefongespräche  
§ 38 Schriftwechsel  
§ 39 Untersagung des Schriftwechsels  
§ 40 Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung von 

Schreiben 
 

§ 41 Überwachung des Schriftwechsels  
§ 42 Anhalten von Schreiben  
§ 43 Andere Formen der Telekommunikation  
§ 44 Pakete  
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Abschnitt 7 Abschnitt 7 

Lockerungen Lockerungen 
  
§ 45 Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels unverändert 
§ 46 Lockerungen aus wichtigem Anlass  
§ 47 Weisungen für Lockerungen  
§ 48 Begutachtung und Untersuchung; Zustimmung der Auf-

sichtsbehörde 
 

  
Abschnitt 8 Abschnitt 8 

Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung und nach-
gehende Betreuung 

Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung und nach-
gehende Betreuung 

  
§ 49 Vorbereitung der Eingliederung § 49 Vorbereitung der Eingliederung 
§ 50 Entlassung des Strafgefangenen und des Jugendstrafge-

fangenen 
§ 50 Entlassung des Strafgefangenen oder des Jugendstrafge-

fangenen 
§ 51 Nachgehende Betreuung § 51 Nachgehende Betreuung 
§ 52 Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage § 52 Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage 
§ 53 Entlassung der Untersuchungsgefangenen § 53 Entlassung des Untersuchungsgefangenen 
  

Abschnitt 9 Abschnitt 9 
Persönlicher Besitz, Einkauf und Verpflegung, Freizeit Persönlicher Besitz, Einkauf und Verpflegung, Freizeit 

  
§ 54 Einbringen von Gegenständen unverändert 
§ 55 Gewahrsam an Gegenständen  
§ 56 Ausstattung des Haftraums  
§ 57 Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenständen  
§ 58 Zeitungen und Zeitschriften  
§ 59 Rundfunk, Informations-und Unterhaltungselektronik  
§ 60 Kleidung  
§ 61 Anstaltsverpflegung und Einkauf  
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§ 62 Annehmlichkeiten im Vollzug der Untersuchungshaft  
§ 63 Freizeit  
  

Abschnitt 10 Abschnitt 10 
Vergütung und Gelder der Gefangenen, Kostenbeteiligung Vergütung und Gelder der Gefangenen, Kostenbeteiligung 

  
§ 64 Vergütung § 64 Vergütung 
§ 65 Taschengeld § 65 Taschengeld 
 § 65/1  Verordnungsermächtigung 
§ 66 Verwaltung der Gelder § 66 Verwaltung der Gelder 
§ 67 Hausgeld § 67 Hausgeld 
§ 68 Überbrückungsgeld § 68 Überbrückungsgeld 
§ 69 Eigengeld § 69 Eigengeld 
§ 70 Zweckgebundene Einzahlungen § 70 Zweckgebundene Einzahlungen 
§ 71 Haftkostenbeitrag, Kostenbeteiligung § 71 Haftkostenbeitrag, Kostenbeteiligung 
  

Abschnitt 11 Abschnitt 11 
Gesundheitsfürsorge Gesundheitsfürsorge 

  
§ 72 Art und Umfang der medizinischen Leistungen, Kostenbe-

teiligung 
unverändert 

§ 73 Durchführung der medizinischen Leistungen, Forderungs-
übergang 

 

§ 74 Ärztliche Behandlung zur sozialen Eingliederung  
§ 75 Gesundheitsschutz und Hygiene  
§ 76 Krankenbehandlung während der Lockerungen  
§ 77 Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfür-

sorge 
 

§ 78 Benachrichtigungspflicht  
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Abschnitt 12 Abschnitt 12 
Religionsausübung Religionsausübung 

  
§ 79 Seelsorge unverändert 
§ 80 Religiöse Veranstaltungen  
§ 81 Weltanschauungsgemeinschaften  
  

Abschnitt 13 Abschnitt 13 
Sicherheit und Ordnung Sicherheit und Ordnung 

  
§ 82 Grundsatz unverändert 
§ 83 Allgemeine Verhaltenspflichten  
§ 84 Absuchung, Durchsuchung  
§ 85 Sichere Unterbringung  
§ 86 Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelkonsum  
§ 87 Festnahmerecht  
§ 88 Besondere Sicherungsmaßnahmen  
§ 89 Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen, Verfah-

ren 
 

§ 90 Ärztliche Überwachung  
  

Abschnitt 14 Abschnitt 14 
Unmittelbarer Zwang Unmittelbarer Zwang 

  
§ 91 Begriffsbestimmungen unverändert 
§ 92 Allgemeine Voraussetzungen  
§ 93 Grundsatz der Verhältnismäßigkeit  
§ 94 Androhung  
§ 95 Schusswaffengebrauch  
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Abschnitt 15 Abschnitt 15 
Erzieherische Maßnahmen, Disziplinarmaßnahmen Erzieherische Maßnahmen, Disziplinarmaßnahmen 

  
§ 96 Erzieherische Maßnahmen unverändert 
§ 97 Disziplinarmaßnahmen  
§ 98 Vollzug der Disziplinarmaßnahmen, Aussetzung zur Be-

währung 
 

§ 99 Disziplinarbefugnis  
§ 100 Verfahren  
  

Abschnitt 16 Abschnitt 16 
Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerderecht Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerderecht 

  
§ 101 Aufhebung von Maßnahmen unverändert 
§ 102 Beschwerderecht  
  

Abschnitt 17 Abschnitt 17 
Kriminologische Forschung Kriminologische Forschung 

  
§ 103 Evaluation, Kriminologische Forschung unverändert 
  

Abschnitt 18 Abschnitt 18 
Aufbau und Organisation der Anstalten Aufbau und Organisation der Anstalten 

  
§ 104 Organisation, Gestaltung und Differenzierung der Anstal-

ten 
unverändert 

§ 105 Belegungsfähigkeit  
§ 106 Anstaltsleitung  
§ 107 Bedienstete  
§ 108 Beauftragung  
§ 109 Seelsorger  
§ 110 Medizinisches Personal  
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§ 111 Interessenvertretung der Gefangenen  
§ 112 Hausordnung  
  

Abschnitt 19 Abschnitt 19 
Aufsicht, Beiräte Aufsicht, Beiräte 

  
§ 113 Aufsichtsbehörde unverändert 
§ 114 Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften  
§ 115 Beiräte  
  

Abschnitt 20 Abschnitt 20 
Verhinderung von Mobilfunkverkehr Verhinderung von Mobilfunkverkehr 

  
§ 116 Störung des Mobilfunkverkehrs § 116 Störung des Mobilfunkverkehrs 
 § 116/1 Überflugverbot 
 § 116/2 Bußgeldvorschriften 
  

Abschnitt 21 Abschnitt 21 
Vollzug des Strafarrests Vollzug des Strafarrests 

  
§ 117 Grundsatz unverändert 
§ 118 Besondere Bestimmungen  
  

Abschnitt 22 Abschnitt 22 
Ersatz von Aufwendungen Ersatz von Aufwendungen 

  
§ 119 Ersatz von Aufwendungen unverändert 
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Abschnitt 23 Abschnitt 23 
Datenschutz Datenschutz 

  
Unterabschnitt 1 Unterabschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

  
§ 120 Aufgabe und Zweck, Begriffsbestimmungen § 120 Aufgabe und Zweck, Anwendungsbereich 
§ 121 Datensparsamkeit § 121 Datensparsamkeit 
§ 122 Zulässigkeit der Datenverarbeitung im Vollzug, Einwilli-

gung 
§ 122 Zulässigkeit der Datenverarbeitung im Vollzug, Einwilli-

gung 
§ 123 Datengeheimnis § 123 Datengeheimnis 
  

Unterabschnitt 2 Unterabschnitt 2 
Erhebung Erhebung 

  
§ 124 Zulässigkeit der Datenerhebung unverändert 
§ 125 Erhebung bei dem Betroffenen  
§ 126 Erhebung von Daten über den Gefangenen bei Dritten  
§ 127 Erhebung von Daten über Personen, die nicht Gefangene 

sind 
 

  
Unterabschnitt 3 Unterabschnitt 3 

Speicherung und Nutzung Speicherung und Nutzung 
  
§ 128 Speicherung und Nutzung unverändert 
  

Unterabschnitt 4 Unterabschnitt 4 
Übermittlung Übermittlung 

  
§ 129 Übermittlung an öffentliche und nicht öffentliche Stellen § 129 Übermittlung an öffentliche und nicht öffentliche Stellen 
§ 130 Verantwortung für die Datenübermittlung § 130 Verantwortung für die Datenübermittlung 
§ 131 Pseudonymisierung § 131 Pseudonymisierung 
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§ 132 Regelmäßige Verpflichtung Dritter § 132 Regelmäßige Verpflichtung Dritter 
§ 133 Mitteilung über Haftverhältnisse § 133 Mitteilung über Haftverhältnisse 
§ 133a Datenübermittlung an die Polizei § 133/1 Datenübermittlung an die Polizei 
§ 134 Aktenüberlassung § 134 Aktenüberlassung 
§ 135 Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche Zwecke § 135 Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche Zwecke 
  

Unterabschnitt 5 Unterabschnitt 5 
Besondere Formen der Datenverarbeitung im Vollzug Besondere Formen der Datenverarbeitung im Vollzug 

  
§ 136 Erkennungsdienstliche Maßnahmen unverändert 
§ 137 Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen  
§ 138 Optisch-elektronische Einrichtungen im Umfeld der Anstalt  
§ 139 Optisch-elektronische Einrichtungen innerhalb der Anstalt  
§ 140 Optisch-elektronische Einrichtungen innerhalb von Haft-

räumen 
 

§ 141 Speicherung und Dokumentation mittels optisch-
elektronischer oder akustisch-elektronischer Einrichtungen 
erhobener Daten 

§ 142 Auslesen von Datenspeichern 

 

§ 143 Identifikation vollzugsfremder Personen  
§ 144 Lichtbildausweise  
  

Unterabschnitt 6 Unterabschnitt 6 
Schutzanforderungen Schutzanforderungen 

  
§ 145 Zweckbindung unverändert 
§ 146 Schutzvorkehrungen  
§ 147 Kenntlichmachung innerhalb der Anstalt  
§ 148 Erkenntnisse aus Beaufsichtigungs-, Überwachungs- und 

Kontrollmaßnahmen 
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Unterabschnitt 7 Unterabschnitt 7 
Schutz von Geheimnisträgern Schutz von Geheimnisträgern 

  
§ 149 Geheimnisträger § 149 Geheimnisträger 
§ 150 Offenbarungspflicht § 150 Offenbarungspflicht 
§ 151 Offenbarungsbefugnis § 151 Offenbarungsbefugnis 
§ 152 Unterrichtung der Gefangenen § 152 Unterrichtung des Gefangenen 
§ 153 Zweckbindung offenbarter personenbezogener Daten § 153 Zweckbindung offenbarter personenbezogener Daten 
§ 154 Zugriff auf Daten in Notfällen § 154 Zugriff auf Daten in Notfällen 
  

Unterabschnitt 8 Unterabschnitt 8 
Unterrichtung und Akteneinsicht des Betroffenen Unterrichtung und Akteneinsicht des Betroffenen 

  
§ 155 Auskunft an den Betroffenen unverändert 
§ 156 Akteneinsichtsrecht des Betroffenen  
§ 157 Sperrvermerke  
  

Unterabschnitt 9 Unterabschnitt 9 
Löschung, Sperrung und Berichtigung Löschung, Sperrung und Berichtigung 

  
§ 158 Löschung, Sperrung und Berichtigung unverändert 
  

Unterabschnitt 10 Unterabschnitt 10 
Anwendung des Datenschutzgesetzes Sachsen-Anhalt Anwendung des Datenschutzgesetzes Sachsen-Anhalt 

  
§ 159 Anwendung des Datenschutzgesetzes Sachsen-Anhalt unverändert 
  

Abschnitt 24 Abschnitt 24 
Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 

  
§ 160 Übergangsbestimmungen § 160 Übergangsbestimmungen 
§ 161 Berichtspflicht § 161 Berichtspflicht 
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§ 162 Verwaltungsvorschriften § 162 wird gestrichen 
§ 163 Verhältnis zu Bundesrecht § 163 Verhältnis zu Bundesrecht 
§ 164 Einschränkung von Grundrechten § 164 Einschränkung von Grundrechten 
§ 165 Sprachliche Gleichstellung § 165 Sprachliche Gleichstellung 
  
  
A r t i k e l  2  _______ 
  
Ä n d e r u n g  d e s  S i c h e r u n g s v e r w a h r u n g s -
v o l l z u g s g e s e t z e s  S a c h s e n - A n h a l t  

________ 

  
  
A r t i k e l  3  _________ 
  
Ä n d e r u n g  d e s  G e s e t z e s  ü b e r  d i e  ö f f e n t -
l i c h e  S i c h e r h e i t  u n d  O r d n u n g  d e s  L a n -
d e s  S a c h s e n - A n h a l t  

_________ 

  
 _________ 
A r t i k e l  4   
  
I n k r a f t t r e t e n ,  A u ß e r k r a f t t r e t e n  __________ 
  
  

A r t i k e l  1  __________ 
  

J u s t i z v o l l z u g s g e s e t z b u c h   
S a c h s e n - A n h a l t  
( J V o l l z G B  L S A )  

______________________ 
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A b s c h n i t t  1  A b s c h n i t t  1  
Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

  
§ 1 § 1 

Anwendungsbereich, allgemeine Begriffsbestimmungen Anwendungsbereich, _______ Begriffsbestimmungen 
  
 (1) Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Freiheitsstrafe, 
der Jugendstrafe, der Untersuchungshaft und des Strafarrestes 
in Justizvollzugsanstalten und Jugendstrafanstalten (Anstalten). 

 (1) unverändert 

  
 (2) Für den Vollzug der Haft nach § 127b Abs. 2, § 230 
Abs. 2, §§ 236 und 329 Abs. 4 Satz 1, § 412 Satz 1 und § 453c 
der Strafprozessordnung sowie der einstweiligen Unterbringung 
nach § 275a Abs. 6 der Strafprozessordnung gelten die Be-
stimmungen für den Vollzug der Untersuchungshaft entspre-
chend. 

 (2) Für den Vollzug der Haft nach § 127b Abs. 2, § 230 
Abs. 2, den §§ 236 und 329 Abs. 4 Satz 1, § 412 Satz 1 und 
§ 453c der Strafprozessordnung sowie der einstweiligen Unter-
bringung nach § 275a Abs. 6 der Strafprozessordnung gelten die 
Bestimmungen für den Vollzug der Untersuchungshaft entspre-
chend. 

  
 (3) Für den Vollzug der einstweiligen Unterbringung nach 
§ 126a der Strafprozessordnung gelten, soweit eine Anordnung 
nach § 119 Abs. 1 der Strafprozessordnung nicht entgegensteht, 
das Maßregelvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt und die zu seiner 
Durchführung erlassenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 
der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 

 (3) Für den Vollzug der einstweiligen Unterbringung nach 
§ 126a der Strafprozessordnung gilt, soweit eine Anordnung 
nach § 119 Abs. 1 der Strafprozessordnung nicht entgegensteht, 
das Maßregelvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt _________ ent-
sprechend. 

  
 (4) Bei Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe, deren Voll-
streckung nicht zur Bewährung ausgesetzt wird und die nicht 
durch Anrechnung der Untersuchungshaft bereits erledigt ist, 
sind die Gefangenen mit Rechtskraft des Urteils nach den Be-
stimmungen über den Vollzug der Freiheitsstrafe zu behandeln, 
soweit sich dies schon vor der Aufnahme zum Vollzug der Frei-
heitsstrafe durchführen lässt. Dies gilt nicht, wenn aufgrund eines 
anderen Haftbefehls weiterhin Untersuchungshaft zu vollziehen 

 (4) Bei Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe, deren Voll-
streckung nicht zur Bewährung ausgesetzt wird und die nicht 
durch Anrechnung der Untersuchungshaft bereits erledigt ist, ist 
der Gefangene_ mit Rechtskraft des Urteils nach den Be-
stimmungen über den Vollzug der Freiheitsstrafe zu behandeln, 
soweit sich dies schon vor der Aufnahme zum Vollzug der Frei-
heitsstrafe durchführen lässt. Dies gilt nicht, wenn aufgrund eines 
anderen Haftbefehls weiterhin Untersuchungshaft zu vollziehen 
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ist. ist. 
  
 (5) Bei rechtskräftiger Verurteilung zu einer Jugendstrafe 
und bei rechtskräftiger Anordnung einer mit Freiheitsentziehung 
verbundenen Maßregel der Besserung und Sicherung gilt Ab-
satz 4 sinngemäß. 

 (5) unverändert 

  
  (5/1) Von der Anwendung der Bestimmungen dieses 

Gesetzes über junge Untersuchungsgefangene kann abge-
sehen werden, wenn diese volljährig sind und die erzieheri-
sche Ausgestaltung des Vollzugs für sie nicht oder nicht 
mehr angezeigt ist. Diese Bestimmungen können ausnahms-
weise auch über die Vollendung des 24. Lebensjahres hin-
aus angewendet werden, wenn dies im Hinblick auf die  
voraussichtlich nur noch geringe Dauer der Untersuchungs-
haft zweckmäßig erscheint. 

  
 (6) Gefangener im Sinne dieses Gesetzes sind der Straf-
gefangene, der Jugendstrafgefangene und der Untersuchungs-
gefangene. 

 (6) unverändert 

  
 (7) Junger Untersuchungsgefangener im Sinne dieses 
Gesetzes ist der, der zur Tatzeit das 21. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hatte und der das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat. 

 (7) unverändert 

  
 (8) Junger Gefangener im Sinne dieses Gesetzes sind der 
Jugendstrafgefangene und der junge Untersuchungsgefangene. 

 (8) unverändert 
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§ 2 § 2 
Ziel und Aufgabe des Vollzugs der Freiheitsstrafe  

und der Jugendstrafe 
Ziel und Aufgabe des Vollzugs der Freiheitsstrafe  

oder der Jugendstrafe 
  
 (1) Der Vollzug der Freiheitsstrafe und der Jugendstrafe 
dient dem Ziel, den Strafgefangenen und den Jugendstrafgefan-
genen zu befähigen, künftig in sozialer Verantwortung ein Leben 
ohne Straftaten zu führen. Er hat die Aufgabe, die Allgemeinheit 
vor weiteren Straftaten zu schützen. 

 (1) Der Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Jugendstrafe 
dient dem Ziel, den Strafgefangenen oder den Jugendstrafge-
fangenen zu befähigen, künftig in sozialer Verantwortung ein Le-
ben ohne Straftaten zu führen. Der Vollzug hat die Aufgabe, die 
Allgemeinheit vor weiteren Straftaten zu schützen. 

  
 (2) Bei dem Strafgefangenen mit angeordneter oder vor-
behaltener Sicherungsverwahrung dient der Vollzug der Frei-
heitsstrafe und bei dem Jugendstrafgefangenen mit vorbehalte-
ner Sicherungsverwahrung der Vollzug der Jugendstrafe auch 
dem Ziel, ihre Gefährlichkeit für die Allgemeinheit so zu mindern, 
dass die Vollstreckung der Unterbringung oder deren Anordnung 
möglichst entbehrlich wird. 

 (2) Bei dem Strafgefangenen mit angeordneter oder vor-
behaltener Sicherungsverwahrung dient der Vollzug der Frei-
heitsstrafe und bei dem Jugendstrafgefangenen mit vorbehalte-
ner Sicherungsverwahrung dient der Vollzug der Jugendstrafe 
auch dem Ziel, die Gefährlichkeit des Strafgefangenen oder 
des Jugendstrafgefangenen für die Allgemeinheit so zu min-
dern, dass die Vollstreckung der Unterbringung oder deren An-
ordnung möglichst entbehrlich wird. 

  
§ 3 § 3 

Aufgabe des Vollzugs der Untersuchungshaft,  
Zusammenarbeit 

Aufgabe des Vollzugs der Untersuchungshaft,  
Zusammenarbeit 

  
 (1) Der Vollzug der Untersuchungshaft hat die Aufgabe, 
durch sichere Unterbringung des Untersuchungsgefangenen die 
Durchführung eines geordneten Strafverfahrens zu gewährleis-
ten und der Gefahr weiterer Straftaten zu begegnen. 

unverändert 

  

 (2) Die Anstalt, in der die Untersuchungshaft vollzogen 
wird, trifft die Entscheidungen nach diesem Gesetz. Sie arbeitet 
eng mit Gericht und Staatsanwaltschaft zusammen, um die Auf-
gabe des Vollzugs der Untersuchungshaft zu erfüllen und die Si-
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cherheit und Ordnung der Anstalt zu gewährleisten. 

  
 (3) Die Anstalt hat Anordnungen nach § 119 Abs. 1 der 
Strafprozessordnung zu beachten und umzusetzen. 

 

  
§ 4 § 4 

Stellung des Gefangenen Stellung des Gefangenen 
  
 (1) Die Persönlichkeit des Gefangenen ist zu achten. Ihre 
Selbstständigkeit im Vollzugsalltag ist so weit wie möglich zu er-
halten und zu fördern. 

 (1) Die Persönlichkeit des Gefangenen ist zu achten. Sei-
ne Selbstständigkeit im Vollzugsalltag ist so weit wie möglich zu 
erhalten und zu fördern. 

  
 (2) Der Gefangene wird an der Gestaltung des Vollzugs-
alltags beteiligt. Vollzugliche Maßnahmen sollen ihnen erläutert 
werden. 

 (2) Der Gefangene wird an der Gestaltung des Vollzugs-
alltags beteiligt. Vollzugliche Maßnahmen sollen ihm erläutert 
werden. 

  
 (3) Der Gefangene unterliegt den in diesem Gesetz vor-
gesehenen Beschränkungen seiner Freiheit. Soweit das Gesetz 
eine besondere Regelung nicht enthält, dürfen ihm nur Be-
schränkungen auferlegt werden, die zur Aufrechterhaltung der 
Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwiegenden Störung 
der Ordnung der Anstalt oder im Vollzug der Untersuchungshaft 
zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 der Strafpro-
zessordnung unerlässlich sind. Sie müssen in einem angemes-
senen Verhältnis zum Zweck der Anordnung stehen und dürfen 
den Gefangenen nicht mehr und nicht länger als notwendig be-
einträchtigen. 

 (3) unverändert 

  
§ 5 § 5 

Besondere Stellung der Untersuchungsgefangenen Besondere Stellung der Untersuchungsgefangenen 
  
Der Untersuchungsgefangene gilt als unschuldig. er ist so zu be- Der Untersuchungsgefangene gilt als unschuldig. Er ist so zu 
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handeln, dass der Anschein vermieden wird, er würde zur Ver-
büßung einer Strafe festgehalten. 

behandeln, dass der Anschein vermieden wird, er würde zur 
Verbüßung einer Strafe festgehalten. 

  
§ 6 § 6 

Mitwirkung im Vollzug der Freiheitsstrafe und  
der Jugendstrafe 

Mitwirkung im Vollzug der Freiheitsstrafe oder  
der Jugendstrafe 

  
Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene sind ver-
pflichtet, an der Erreichung des Vollzugsziels mitzuwirken. Ihre 
Bereitschaft hierzu ist zu wecken und zu fördern. Bei dem Straf-
gefangenen mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungs-
verwahrung und bei dem Jugendstrafgefangenen mit vorbehalte-
ner Sicherungsverwahrung sind die Motivationsmaßnahmen zu 
dokumentieren. 

Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefangene ist verpflich-
tet, an der Erreichung des Vollzugsziels mitzuwirken. Seine Be-
reitschaft hierzu ist zu wecken und zu fördern. Bei dem Strafge-
fangenen mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsver-
wahrung oder bei dem Jugendstrafgefangenen mit vorbehaltener 
Sicherungsverwahrung sind die Motivationsmaßnahmen zu do-
kumentieren. 

  
§ 7 § 7 

Allgemeine Gestaltungsgrundsätze Allgemeine Gestaltungsgrundsätze 
  
 (1) Das Leben im Vollzug soll den allgemeinen Lebens-
verhältnissen so weit wie möglich angeglichen werden. 

unverändert 

  
 (2) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs ist entge-
genzuwirken. Ein besonderes Augenmerk ist auf die Verhütung 
von Selbsttötungen zu richten. 

 

  
 (3) Die unterschiedlichen Bedürfnisse des Gefangenen, 
insbesondere im Hinblick auf Geschlecht, Alter und Herkunft, sol-
len bei der Vollzugsgestaltung im Allgemeinen und im Einzelfall 
berücksichtigt werden. 

 

  
 (4) Im Vollzug der Freiheitsstrafe ist insbesondere mit den 
Behörden und Stellen der Entlassenen- und Straffälligenhilfe, der 
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Bewährungshilfe, den Aufsichtsstellen für die Führungsaufsicht, 
den Agenturen für Arbeit, den Einrichtungen für berufliche Bil-
dung, den Trägern der Sozialversicherung und der Sozialhilfe, 
Gesundheits-, Ausländer- und Polizeibehörden, Sucht- und 
Schuldnerberatungsstellen, Ausländer- und Integrationsbeauf-
tragten sowie Hilfeeinrichtungen anderer Behörden und den Ver-
bänden der freien Wohlfahrtspflege eng zusammenzuarbeiten. 
Die Anstalten sollen mit Personen und Vereinen, deren Einfluss 
die Eingliederung des Gefangenen fördern kann, zusammenar-
beiten. 
  
 (5) Im Vollzug der Jugendstrafe ist über die in Absatz 4 
Satz 1 genannten Stellen hinaus insbesondere mit Schulen und 
Schulbehörden, der öffentlichen und freien Jugendhilfe sowie 
den Jugendämtern eng zusammenzuarbeiten. 

 

  
 (6) Im Untersuchungshaftvollzug gelten die Absätze 4 
und 5 entsprechend, soweit Zweck und Eigenart der Unter-
suchungshaft die Zusammenarbeit erfordern. 

 

  
§ 8 § 8 

Grundsätze der Gestaltung des Vollzugs der Freiheitsstrafe 
und der Jugendstrafe 

Grundsätze der Gestaltung des Vollzugs der Freiheitsstrafe 
oder der Jugendstrafe 

  
 (1) Der Vollzug der Freiheitsstrafe und der Jugendstra-
fe ist auf die Auseinandersetzung des Strafgefangenen und des 
Jugendstrafgefangenen mit ihren Straftaten und deren Folgen 
auszurichten. Das Bewusstsein für den dem Opfer zugefügten 
Schaden soll geweckt werden. 

 (1) Der Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Jugend-
strafe ist auf die Auseinandersetzung des Strafgefangenen oder 
des Jugendstrafgefangenen mit seinen Straftaten und ihren 
Folgen auszurichten. Das Bewusstsein für den dem Opfer zuge-
fügten Schaden soll geweckt werden. 

  
 (2) Der Vollzug der Freiheitsstrafe und der Jugendstrafe 
wird von Beginn an auf die Eingliederung des Strafgefangenen 

 (2) Der Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Jugend-
strafe wird von Beginn an auf die Eingliederung des Strafgefan-
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und des Jugendstrafgefangenen in das Leben in Freiheit ausge-
richtet. 

genen oder des Jugendstrafgefangenen in das Leben in Freiheit 
ausgerichtet. 

  
 (3) Ist Sicherungsverwahrung angeordnet oder vorbe-
halten, ist bereits im Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Jugend-
strafe eine individuelle, intensive und Therapie gerichtete Be-
treuung im Sinne des § 66c Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuches 
anzubieten. Soweit standardisierte Maßnahmen nicht ausreichen 
oder keinen Erfolg versprechen, sind individuelle Maßnahmen zu 
entwickeln und zu unterbreiten. 

 (3) Ist Sicherungsverwahrung angeordnet oder vorbe-
halten, ist bereits im Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Jugend-
strafe eine individuelle, intensive und therapeutische ___ Be-
treuung im Sinne des § 66c Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuches 
anzubieten. Soweit standardisierte Maßnahmen nicht ausreichen 
oder keinen Erfolg versprechen, sind individuelle Maßnahmen zu 
entwickeln und zu unterbreiten. 

  
 (4) Der Bezug des Strafgefangenen und des Jugend-
strafgefangenen zum gesellschaftlichen Leben ist zu wahren und 
zu fördern. Personen und Einrichtungen außerhalb des Vollzugs 
sollen in den Vollzugsalltag einbezogen werden. 

 (4) Der Bezug des Strafgefangenen oder des Jugend-
strafgefangenen zum gesellschaftlichen Leben ist zu wahren und 
zu fördern. Personen und Einrichtungen außerhalb des Vollzugs 
sollen in den Vollzugsalltag einbezogen werden, soweit dies 
möglich ist und dem Vollzugsziel nicht zuwiderläuft. 

  
§ 9 § 9 

Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der Jugendstrafe Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der Jugendstrafe 
  
 (1) Der Vollzug der Jugendstrafe ist erzieherisch zu 
gestalten. Der Jugendstrafgefangene ist in der Entwicklung sei-
ner Fähigkeiten und Fertigkeiten so zu fördern, dass er zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Lebensführung 
in Achtung der Rechte anderer befähigt wird. 

unverändert 

  
 (2) Erziehung und Förderung erfolgen durch Maßnah-
men und Programme zur Entwicklung und Stärkung der Fähig-
keiten und Fertigkeiten des Jugendstrafgefangenen im Hinblick 
auf die Erreichung des Vollzugsziels. 
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 (3) Durch differenzierte Angebote soll auf den jeweili-
gen Entwicklungsstand und den unterschiedlichen Erziehungs- 
und Förderbedarf des Jugendstrafgefangenen eingegangen wer-
den. 

 

  
 (4) Die Maßnahmen und Programme richten sich ins-
besondere auf die Auseinandersetzung mit den eigenen Strafta-
ten, deren Ursachen und Folgen, schulische und berufliche Qua-
lifizierung, soziale Integration und die verantwortliche Gestaltung 
des alltäglichen Zusammenlebens, der freien Zeit sowie der  
Außenkontakte. 

 

  
 (5) Die Personensorgeberechtigten sind, soweit dies 
möglich ist und dem Vollzugsziel nicht zuwiderläuft, in die Pla-
nung und Gestaltung des Vollzugs einzubeziehen. 

 

  
§ 10 § 10 

Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der  
Untersuchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen 

Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der  
Untersuchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen 

  
 (1) Für den Vollzug der Untersuchungshaft an jungen 
Untersuchungsgefangenen gilt § 9 Abs. 1 entsprechend. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Die Personensorgeberechtigten sind, soweit dies 
möglich ist, in die Gestaltung des Vollzugs einzubeziehen. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Von der Anwendung der Bestimmungen dieses Ge-
setzes über junge Untersuchungsgefangene kann abgesehen 
werden, wenn diese volljährig sind und die erzieherische Aus-
gestaltung des Vollzugs für sie nicht oder nicht mehr angezeigt 
ist. Diese Bestimmungen können ausnahmsweise auch über die 
Vollendung des 24. Lebensjahres hinaus angewendet werden, 

 (3) entfällt hier 
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wenn dies im Hinblick auf die voraussichtlich nur noch geringe 
Dauer der Untersuchungshaft zweckmäßig erscheint. 
  
 (4) Beschränkungen können dem minderjährigen Un-
tersuchungsgefangenen auch auferlegt werden, soweit es drin-
gend geboten ist, um sie vor einer Gefährdung ihrer Entwicklung 
zu bewahren. 

 (4) Beschränkungen können dem minderjährigen Un-
tersuchungsgefangenen auch auferlegt werden, soweit es drin-
gend geboten ist, um ihn vor einer Gefährdung seiner Entwick-
lung zu bewahren. 

  
§ 11 § 11 

Soziale Hilfe Soziale Hilfe 
  
 (1) Der Gefangene wird darin unterstützt, seine persön-
lichen, wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten zu behe-
ben. Er soll dazu angeregt und in die Lage versetzt werden, sei-
ne Angelegenheiten selbst zu regeln. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
sollen angehalten werden, den durch die Straftat verursachten 
materiellen und immateriellen Schaden wieder gut zumachen 
und eine Schuldenregulierung herbeizuführen. 

 (2) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne soll__ angehalten werden, den durch die Straftat verursach-
ten materiellen und immateriellen Schaden wiedergutzumachen 
und eine Schuldenregulierung herbeizuführen. 

  
 (3) Der Gefangene soll, soweit erforderlich, über die 
notwendigen Maßnahmen zur Aufrechterhaltung seiner sozial-
versicherungsrechtlichen Ansprüche beraten werden. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Die Beratung des Untersuchungsgefangenen soll 
die Benennung von Stellen und Einrichtungen außerhalb der An-
stalt umfassen, die sich um eine Vermeidung der weiteren Unter-
suchungshaft bemühen. Auf Wunsch des Untersuchungs-
gefangenen sind ihm Stellen und Einrichtungen zu benennen, die 
ihn in seinem Bestreben unterstützen können, einen Ausgleich 
mit dem Tatopfer zu erreichen oder auf andere Weise zur Wie-

 (4) unverändert 



24 
 

dergutmachung beizutragen. 
  
  

A b s c h n i t t  2  A b s c h n i t t  2  
Aufnahme, Diagnose, Vollzugs- und Eingliederungsplanung Aufnahme, Diagnose, Vollzugs- und Eingliederungsplanung 
  

§ 12 § 12 
Aufnahmeverfahren Aufnahmeverfahren 

  
 (1) Mit dem Gefangenen wird unverzüglich nach der Auf-
nahme ein Zugangsgespräch geführt, in dem seine gegenwärtige 
Lebenssituation erörtert wird und er über seine Rechte und 
Pflichten informiert wird. Ihm wird ein Exemplar der Hausordnung 
ausgehändigt. Dieses Gesetz, die von ihm in Bezug genomme-
nen Gesetze sowie die zu seiner Ausführung erlassenen Verord-
nungen und Verwaltungsvorschriften sind dem Gefangenen auf 
Verlangen zugänglich zu machen. 

 (1) unverändert 

  
(2)  Während des Aufnahmeverfahrens dürfen andere 

Gefangene nicht zugegen sein. 
(2)  unverändert 

  
(3)  Der Gefangene wird alsbald ärztlich untersucht. (3)  unverändert 

  
 (4) Der Gefangene wird dabei unterstützt, etwa not-
wendige Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehörige, zur Erhal-
tung des Arbeitsplatzes und der Wohnung und zur Sicherung ih-
rer Habe außerhalb der Anstalt zu veranlassen. 

 (4) Der Gefangene wird dabei unterstützt, etwa not-
wendige Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehörige, zur Erhal-
tung des Arbeitsplatzes und der Wohnung und zur Sicherung 
seiner Habe außerhalb der Anstalt zu veranlassen. 

  
 (5) Dem Gefangenen ist Gelegenheit zu geben, einen 
Angehörigen oder eine Vertrauensperson von der Aufnahme in 
die Anstalt zu benachrichtigen. 

 (5) unverändert 
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 (6) Die Personensorgeberechtigen und das Jugendamt 
werden von der Aufnahme der jungen Gefangenen unverzüglich 
unterrichtet. 

 (6) Die Personensorgeberechtigen und das Jugendamt 
werden von der Aufnahme des jungen Gefangenen unverzüglich 
unterrichtet. 

  
 (7) Bei dem Strafgefangenen, der eine Ersatzfreiheits-
strafe verbüßt, sind die Möglichkeiten der Abwendung der Voll-
streckung durch freie Arbeit oder ratenweise Tilgung der Geld-
strafe zu erörtern und zu fördern, um so auf eine möglichst baldi-
ge Entlassung hinzuwirken. 

 (7) unverändert 

  
§ 13 § 13 

Diagnoseverfahren Diagnoseverfahren 
  
 (1) Bei dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafge-
fangenen schließt sich an das Aufnahmeverfahren zur Vorberei-
tung der Vollzugs- und Eingliederungsplanung das Diagnosever-
fahren an. 

 (1) Bei dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafge-
fangenen schließt sich an das Aufnahmeverfahren zur Vorberei-
tung der Vollzugs- und Eingliederungsplanung das Diagnosever-
fahren an. 

  
 (2) Das Diagnoseverfahren muss wissenschaftlichen 
Erkenntnissen genügen. Insbesondere bei dem Strafgefangenen 
mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung und 
bei dem Jugendstrafgefangenen mit vorbehaltener Sicherungs-
verwahrung ist es von Personen mit einschlägiger wissenschaft-
licher Qualifikation durchzuführen. 

 (2) Das Diagnoseverfahren muss wissenschaftlichen 
Erkenntnissen genügen. Insbesondere bei dem Strafgefangenen 
mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung  
oder bei dem Jugendstrafgefangenen mit vorbehaltener Siche-
rungsverwahrung ist es von Personen mit einschlägiger wissen-
schaftlicher Qualifikation durchzuführen. 

  
 (3) Das Diagnoseverfahren erstreckt sich auf die Per-
sönlichkeit, die Lebensverhältnisse, die Ursachen und Umstände 
der Straftat sowie alle sonstigen Gesichtspunkte, deren Kenntnis 
für eine zielgerichtete und wirkungsorientierte Vollzugsgestaltung 
und die Eingliederung nach der Entlassung notwendig erscheint. 
Neben den Unterlagen aus der Vollstreckung und dem Vollzug 
vorangegangener Freiheitsentziehungen sind insbesondere auch 

 (3) unverändert 
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Erkenntnisse der Gerichts-, Jugendgerichts- und Bewährungshil-
fe sowie der Führungsaufsichtsstellen einzubeziehen. 
  
 (4) Bei dem Strafgefangenen mit angeordneter oder 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung und bei dem Jugendstraf-
gefangenen mit vorbehaltener Sicherungsverwahrung erstreckt 
sich das Diagnoseverfahren auch auf alle Umstände, die für die 
Beurteilung der Gefährlichkeit maßgeblich sind. 

 (4) Bei dem Strafgefangenen mit angeordneter oder 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung oder bei dem Jugend-
strafgefangenen mit vorbehaltener Sicherungsverwahrung er-
streckt sich das Diagnoseverfahren auch auf alle Umstände, die 
für die Beurteilung der Gefährlichkeit maßgeblich sind. 

  
 (5) Im Diagnoseverfahren werden die im Einzelfall die 
Straffälligkeit begünstigenden Faktoren ermittelt. Gleichzeitig sol-
len die Fähigkeiten des Strafgefangenen und des Jugendstrafge-
fangenen ermittelt werden, deren Stärkung einer erneuten Straf-
fälligkeit entgegenwirken kann. 

 (5) Im Diagnoseverfahren werden die im Einzelfall die 
Straffälligkeit begünstigenden Faktoren ermittelt. Gleichzeitig sol-
len die Fähigkeiten des Strafgefangenen oder des Jugendstraf-
gefangenen ermittelt werden, deren Stärkung einer erneuten 
Straffälligkeit entgegenwirken kann. 

  
 (6) Im Vollzug der Freiheitsstrafe kann bei einer vor-
aussichtlichen Vollzugsdauer bis zu einem Jahr das Diagnose-
verfahren auf die Umstände beschränkt werden, deren Kenntnis 
für eine angemessene Vollzugsgestaltung unerlässlich und für 
die Eingliederung erforderlich ist. Unabhängig von der Vollzugs-
dauer gilt dies auch, wenn ausschließlich Ersatzfreiheitsstrafen 
zu vollziehen sind. 

 (6) unverändert 

  
 (7) Im Vollzug der Jugendstrafe ist das Diagnosever-
fahren maßgeblich auf die Ermittlung des Förder- und Erzie-
hungsbedarfs auszurichten. 

 (7) unverändert 

  
 (8) Das Ergebnis des Diagnoseverfahrens wird mit 
dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefangenen erörtert. 

 (8) Das Ergebnis des Diagnoseverfahrens wird mit 
dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefangenen erörtert. 
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§ 14 § 14 
Vollzugs- und Eingliederungsplanung Vollzugs- und Eingliederungsplanung 

  
 (1) Auf der Grundlage des Ergebnisses des Diagnose-
verfahrens wird ein Vollzugs- und Eingliederungsplan erstellt. Er 
zeigt dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefangenen be-
reits zu Beginn der Haftzeit unter Berücksichtigung der voraus-
sichtlichen Vollzugsdauer die zur Erreichung des Vollzugsziels 
erforderlichen Maßnahmen auf. Daneben kann er weitere Hilfs-
angebote und Empfehlungen enthalten. Auf die Fähigkeiten, Fer-
tigkeiten und Neigungen des Strafgefangenen und des Jugend-
strafgefangenen ist Rücksicht zu nehmen. 

 (1) Auf der Grundlage des Ergebnisses des Diagnose-
verfahrens wird ein Vollzugs- und Eingliederungsplan erstellt. Er 
zeigt dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefangenen 
bereits zu Beginn der Haftzeit unter Berücksichtigung der vor-
aussichtlichen Vollzugsdauer die zur Erreichung des Vollzugs-
ziels erforderlichen Maßnahmen auf. Daneben kann er weitere 
Hilfsangebote und Empfehlungen enthalten. Auf die Fähigkeiten, 
Fertigkeiten und Neigungen des Strafgefangenen oder des Ju-
gendstrafgefangenen ist Rücksicht zu nehmen. 

  
 (2) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan wird regel-
mäßig innerhalb der ersten acht Wochen nach der Aufnahme er-
stellt. Diese Frist verkürzt sich bei einer voraussichtlichen Voll-
zugsdauer von unter einem Jahr auf vier Wochen. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie die da-
rin vorgesehenen Maßnahmen werden für den Strafgefangenen 
und den Jugendstrafgefangenen regelmäßig alle sechs Monate, 
spätestens aber alle zwölf Monate überprüft und fortgeschrieben. 
Bei dem Strafgefangenen mit angeordneter oder vorbehaltener 
Sicherungsverwahrung und bei dem Jugendstrafgefangenen mit 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung soll die Frist sechs Monate 
nicht übersteigen. Bei Jugendstrafen von weniger als zwei Jah-
ren erfolgt die Überprüfung regelmäßig alle vier Monate. Die 
Entwicklung des Strafgefangenen und des Jugendstrafgefange-
nen und die in der Zwischenzeit gewonnenen Erkenntnisse sind 
zu berücksichtigen. Die durchgeführten Maßnahmen sind zu do-
kumentieren. 

 (3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie die da-
rin vorgesehenen Maßnahmen werden für den Strafgefangenen 
oder den Jugendstrafgefangenen regelmäßig alle sechs Monate, 
spätestens aber alle zwölf Monate überprüft und fortgeschrieben. 
Bei dem Strafgefangenen mit angeordneter oder vorbehaltener 
Sicherungsverwahrung oder bei dem Jugendstrafgefangenen mit 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung soll die Frist sechs Monate 
nicht übersteigen. Bei Jugendstrafen von weniger als zwei Jah-
ren erfolgt die Überprüfung regelmäßig alle vier Monate. Die 
Entwicklung des Strafgefangenen oder des Jugendstrafgefange-
nen und die in der Zwischenzeit gewonnenen Erkenntnisse sind 
zu berücksichtigen. Die durchgeführten Maßnahmen sind zu do-
kumentieren. 
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 (4) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung wird mit 
dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefangenen erörtert. 
Dabei werden deren Anregungen und Vorschläge einbezogen, 
soweit sie der Erreichung des Vollzugsziels dienen. 

 (4) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung wird mit 
dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefangenen erörtert. 
Dabei werden seine Anregungen und Vorschläge einbezogen, 
soweit sie der Erreichung des Vollzugsziels dienen. 

  
 (5) Zur Erstellung und Fortschreibung des Vollzugs- 
und Eingliederungsplans führt der Anstaltsleiter eine Konferenz 
mit den an der Vollzugsgestaltung maßgeblich Beteiligten durch. 
Standen der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene vor 
ihrer Inhaftierung unter Bewährung oder Führungsaufsicht, kön-
nen auch die für sie bislang zuständigen Bewährungshelfer an 
der Konferenz beteiligt werden. Dem Strafgefangenen und dem 
Jugendstrafgefangenen wird der Vollzugs- und Eingliederungs-
plan in der Konferenz eröffnet und erläutert; er kann auch dar-
über hinaus an der Konferenz beteiligt werden. 

 (5) Zur Erstellung und Fortschreibung des Vollzugs- 
und Eingliederungsplans führt der Anstaltsleiter eine Konferenz 
mit den an der Vollzugsgestaltung maßgeblich Beteiligten durch. 
Standen der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefangene vor 
seiner Inhaftierung unter Bewährung oder Führungsaufsicht, 
können auch die für ihn bislang zuständigen Bewährungshelfer 
an der Konferenz beteiligt werden. Dem Strafgefangenen oder 
dem Jugendstrafgefangenen wird der Vollzugs- und Eingliede-
rungsplan in der Konferenz eröffnet und erläutert; er kann auch 
darüber hinaus an der Konferenz beteiligt werden. 

  
 (6) An der Eingliederung mitwirkende Personen außer-
halb des Vollzugs sind nach Möglichkeit in die Planung einzube-
ziehen. Sie können mit Zustimmung des Strafgefangenen oder 
des Jugendstrafgefangenen auch an der Konferenz beteiligt 
werden. 

 (6) unverändert 

  
 (7) Werden der Strafgefangene und der Jugendstrafge-
fangene nach der Entlassung voraussichtlich unter Bewährungs- 
oder Führungsaufsicht gestellt, so ist den künftig zuständigen 
Bewährungshelfern in den letzten zwölf Monaten vor dem vor-
aussichtlichen Entlassungszeitpunkt die Teilnahme an der Konfe-
renz zu ermöglichen und sind ihnen der Vollzugs- und Eingliede-
rungsplan und seine Fortschreibungen zu übersenden. 

 (7) Wird der Strafgefangene oder der Jugendstrafge-
fangene nach der Entlassung voraussichtlich unter Bewährungs- 
oder Führungsaufsicht gestellt, so ist den künftig zuständigen 
Bewährungshelfern in den letzten zwölf Monaten vor dem vor-
aussichtlichen Entlassungszeitpunkt die Teilnahme an der Konfe-
renz zu ermöglichen und sind ihnen der Vollzugs- und Eingliede-
rungsplan und seine Fortschreibungen zu übersenden. 

  
 (8) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan und seine 
Fortschreibungen werden dem Strafgefangenen und dem Ju-

 (8) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan und seine 
Fortschreibungen werden dem Strafgefangenen oder dem Ju-
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gendstrafgefangenen ausgehändigt. Im Vollzug der Jugendstrafe 
werden sie dem Vollstreckungsleiter und auf Verlangen den Per-
sonensorgeberechtigten mitgeteilt. 

gendstrafgefangenen ausgehändigt. Im Vollzug der Jugendstrafe 
werden sie dem Vollstreckungsleiter und auf Verlangen den Per-
sonensorgeberechtigten mitgeteilt. 

  
§ 15 § 15 

Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans 
  
 (1) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine 
Fortschreibungen enthalten insbesondere folgende Angaben: 

 (1) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine 
Fortschreibungen enthalten insbesondere folgende Angaben: 

  
1. Zusammenfassung der für die Vollzugs- und Eingliede-

rungsplanung maßgeblichen Ergebnisse des Diagnose-
verfahrens, 

1. unverändert 

  
2. voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt, 2. unverändert 
  
3. Unterbringung im geschlossenen oder offenen Vollzug, 3. unverändert 
  
4. Unterbringung in einer Wohngruppe und Teilnahme am 

Wohngruppenvollzug, 
4. unverändert 

  
5. Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Abteilung 

und Teilnahme an deren Behandlungsprogrammen, 
5. unverändert 

  
6. Maßnahmen zur Förderung der Mitwirkungsbereitschaft, 6. unverändert 
  
7. Teilnahme an psychiatrischen Maßnahmen, 7. unverändert 
  
8. Teilnahme an einzel- oder gruppentherapeutischen 

Maßnahmen, insbesondere Psychotherapie, 
8. Teilnahme an einzel- und gruppentherapeutischen Maß-

nahmen, insbesondere Psychotherapie, 
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9. Teilnahme an Maßnahmen zur Behandlung von Sucht-
mittelabhängigkeit/-missbrauch, 

9. Teilnahme an Maßnahmen zur Behandlung von Sucht-
mittelabhängigkeit und -missbrauch, 

  
10. Teilnahme an Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung 

der sozialen Kompetenz, 
10. unverändert 

  
11. Teilnahme an schulischen und beruflichen Qualifizie-

rungsmaßnahmen einschließlich Alphabetisierungs- und 
Deutschkursen, 

11. unverändert 

  
12. Teilnahme an arbeitstherapeutischen Maßnahmen oder 

am Arbeitstraining, 
12. unverändert 

  
13. Arbeit, 13. unverändert 
  
14. freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung, 14. unverändert 
  
15. Teilnahme an Sportangeboten und Maßnahmen zur 

Gestaltung der strukturierten Freizeit, 
15. unverändert 

  
16. Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels, 16. unverändert 
  
17. Aufrechterhaltung, Förderung und Gestaltung von  

Außenkontakten, 
17. unverändert 

  
18. Schuldnerberatung, Schuldenregulierung und Erfüllung 

von Unterhaltspflichten, 
18. unverändert 

  
19. Maßnahmen zur Vorbereitung von Entlassung, Eingliede-

rung und Nachsorge und 
19. unverändert 
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20. Frist zur Fortschreibung des Vollzugs- und Eingliede-
rungsplans. 

20. unverändert 

  
Bei angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung 
enthalten der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine 
Fortschreibungen darüber hinaus Angaben zu individuellen 
Maßnahmen im Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 2 und einer An-
tragstellung im Sinne des § 119a Abs. 2 des Strafvollzugs-
gesetzes. 

Bei angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung 
enthalten der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine 
Fortschreibungen darüber hinaus Angaben zu individuellen 
Maßnahmen im Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 2 und einer An-
tragstellung im Sinne des § 119a Abs. 2 des Strafvollzugs-
gesetzes. 

  
 (2) Die Teilnahme an Maßnahmen nach Absatz 1 
Satz 1 Nrn. 5, 7 bis 12 und Satz 2, darf durch andere Maßnah-
men nach Absatz 1 nicht beeinträchtigt werden.  

 (2) Die Teilnahme an Maßnahmen nach Absatz 1 
Satz 1 Nrn. 5, 7 bis 12 und Satz 2_ darf durch andere Maßnah-
men nach Absatz 1 nicht beeinträchtigt werden.  

  
 (3) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
sind verpflichtet, an den im Vollzugs- und Eingliederungsplan als 
erforderlich erachteten Maßnahmen teilzunehmen. 

 (3) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne ist verpflichtet, an den im Vollzugs- und Eingliederungsplan 
als erforderlich erachteten Maßnahmen teilzunehmen. 

  
 (4) Spätestens ein Jahr vor dem voraussichtlichen Ent-
lassungszeitpunkt hat die Planung zur Vorbereitung der Einglie-
derung zu beginnen. Anknüpfend an die bisherige Vollzugspla-
nung werden ab diesem Zeitpunkt die Maßnahmen nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 19 konkretisiert oder ergänzt. Insbesondere ist 
Stellung zu nehmen zu: 

 (4) unverändert 

  
1. der Unterbringung im offenen Vollzug, Aufenthalt in einer 

Übergangseinrichtung, 
 

  
2. der Unterkunft sowie Arbeit oder Ausbildung nach der 

Entlassung, 
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3. der Unterstützung bei notwendigen Behördengängen und 
der Beschaffung der notwendigen persönlichen Doku-
mente, 

 

  
4. der Beteiligung der Bewährungshilfe und der Psychothe-

rapeutischen Ambulanzen der Justiz, 
 

  
5. der Kontaktaufnahme zu Einrichtungen der Entlassenen-

hilfe, 
 

  
6. der Fortsetzung von im Vollzug noch nicht abgeschlos-

senen Maßnahmen, 
 

  
7. Anregungen von Auflagen und Weisungen für die Be-

währungs- oder Führungsaufsicht und 
 

  
8. der Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen.  

  
§ 16 § 16 

Ermittlung des Förder- und Erziehungsbedarfs der  
jungen Untersuchungsgefangenen, Maßnahmen 

Ermittlung des Förder- und Erziehungsbedarfs der  
jungen Untersuchungsgefangenen, Maßnahmen 

  
 (1) Nach dem Aufnahmeverfahren wird der Förder- und 
Erziehungsbedarf der jungen Untersuchungsgefangenen unter 
Berücksichtigung ihrer Persönlichkeit und ihrer Lebensverhält-
nisse ermittelt. 

 (1) Nach dem Aufnahmeverfahren wird der Förder- und 
Erziehungsbedarf des jungen Untersuchungsgefangenen unter 
Berücksichtigung seiner Persönlichkeit und seiner Lebensver-
hältnisse ermittelt. 

  
 (2) In einer Konferenz mit an der Erziehung maßgeb-
lich beteiligten Bediensteten werden der Förder- und Erzie-
hungsbedarf erörtert und die sich daraus ergebenden Maßnah-
men festgelegt. Diese werden mit den jungen Untersuchungsge-
fangenen besprochen und den Personensorgeberechtigten auf 

 (2) In einer Konferenz mit an der Erziehung maßgeb-
lich beteiligten Bediensteten werden der Förder- und Erzie-
hungsbedarf erörtert und die sich daraus ergebenden Maßnah-
men festgelegt. Diese werden mit dem jungen Untersuchungsge-
fangenen besprochen und den Personensorgeberechtigten auf 
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Verlangen mitgeteilt. Verlangen mitgeteilt. 
  
  

A b s c h n i t t  3  A b s c h n i t t  3  
Unterbringung, Verlegung und Überstellung, 

Vorführung und Ausantwortung 
Unterbringung, Verlegung und Überstellung, 

Vorführung und Ausantwortung 
  

§ 17 § 17 
Trennungsgrundsätze Trennungsgrundsätze 

  
 (1) Jeweils getrennt voneinander werden untergebracht  (1) Jeweils getrennt voneinander werden untergebracht 

  
1. männliche und weibliche Gefangene, 1. unverändert 
  
2. Strafgefangene, Jugendstrafgefangene und Unter-

suchungsgefangene sowie 
2. unverändert 

  
3. junge Untersuchungsgefangene und die übrigen Unter-

suchungsgefangenen. 
3. unverändert 

  
Die Unterbringung erfolgt in eigenständigen Anstalten, zu-
mindest in getrennten Abteilungen. 

Die Unterbringung erfolgt in eigenständigen Anstalten, zumindest 
in getrennten Abteilungen. 

  
 (2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 kann der 
Untersuchungsgefangene zusammen mit Strafgefangenen un-
tergebracht werden 

 (2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 kann der 
Untersuchungsgefangene zusammen mit Strafgefangenen un-
tergebracht werden 

  
1. mit Zustimmung des Untersuchungsgefangenen, 1. unverändert 
  
2. zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 der 

Strafprozessordnung oder 
2. unverändert 
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3. aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt. 3. unverändert 
  

Das gilt für den jungen Untersuchungsgefangenen nur, wenn 
eine erzieherische Gestaltung des Vollzugs gewährleistet bleibt 
und schädliche Einflüsse auf ihn nicht zu befürchten sind. Unter 
den Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 kann er auch mit den 
übrigen Untersuchungsgefangenen und mit Jugendstrafgefange-
nen untergebracht werden. 

Das gilt für den jungen Untersuchungsgefangenen nur, wenn ei-
ne erzieherische Gestaltung des Vollzugs gewährleistet bleibt 
und schädliche Einflüsse auf ihn nicht zu befürchten sind. Unter 
den Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 kann er auch mit den 
übrigen Untersuchungsgefangenen oder mit Jugendstrafgefan-
genen untergebracht werden. 

  
 (3) Über Absatz 2 hinaus können Gefangene aus-
nahmsweise mit solchen anderer Haftarten untergebracht wer-
den, wenn ihre geringe Anzahl eine getrennte Unterbringung 
nicht zulässt und das Vollzugsziel nicht gefährdet wird. Bei jun-
gen Gefangenen muss zudem die erzieherische Gestaltung des 
Vollzugs gewährleistet sein. 

 (3) Über Absatz 2 hinaus können Gefangene aus-
nahmsweise mit solchen anderer Vollzugsarten untergebracht 
werden, wenn ihre geringe Anzahl eine getrennte Unterbringung 
nicht zulässt und das Vollzugsziel nicht gefährdet wird. Bei jun-
gen Gefangenen muss zudem die erzieherische Gestaltung des 
Vollzugs gewährleistet sein. 

  
 (4) Absatz 1 gilt nicht für eine Unterbringung zum Zwe-
cke der medizinischen Behandlung. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Gemeinsame Maßnahmen, insbesondere zur schu-
lischen und beruflichen Qualifizierung, sind zulässig. 

 (5) unverändert 

  
§ 18 § 18 

Unterbringung während der Einschlusszeiten Unterbringung während der Einschlusszeiten 
  
 (1) Der Gefangene wird in seinem Haftraum einzeln 
untergebracht. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Mit seiner Zustimmung darf er gemeinsam unterge-
bracht werden, wenn schädliche Einflüsse nicht zu befürchten 
sind. Bei einer Gefahr für Leben oder Gesundheit oder bei Hilfs-
bedürftigkeit ist die Zustimmung des gefährdeten oder des hilfs-

 (2) Mit seiner Zustimmung darf er gemeinsam mit an-
deren Gefangenen untergebracht werden, wenn schädliche Ein-
flüsse nicht zu befürchten sind. Bei einer Gefahr für Leben oder 
Gesundheit oder bei Hilfsbedürftigkeit ist die Zustimmung des 
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bedürftigen Gefangenen zur gemeinsamen Unterbringung ent-
behrlich. 

gefährdeten oder des hilfsbedürftigen Gefangenen zur gemein-
samen Unterbringung entbehrlich. 

  
 (3) Darüber hinaus ist eine gemeinsame Unterbringung 
nur vorübergehend und aus zwingenden Gründen zulässig. 

 (3) Darüber hinaus ist eine gemeinsame Unterbringung 
mit anderen Gefangenen nur vorübergehend und aus zwingen-
den Gründen zulässig. 

  
§ 19 § 19 

Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten 
  
 (1) Außerhalb der Einschlusszeiten darf sich der Ge-
fangene in Gemeinschaft aufhalten. 

 (1) Außerhalb der Einschlusszeiten darf sich der Ge-
fangene in Gemeinschaft mit anderen Gefangenen aufhalten. 

  
 (2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann einge-
schränkt werden, 

 (2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann einge-
schränkt werden, 

  
1. wenn es die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erfordert, 1. unverändert 
  
2. wenn ein schädlicher Einfluss auf andere Gefangene zu 

befürchten ist, 
2. unverändert 

  
3. während des Diagnoseverfahrens, aber nicht länger als 

acht Wochen, 
3. unverändert 

  
4. bei jungen Gefangenen, wenn dies aus erzieherischen 

Gründen angezeigt ist, 
4. bei dem jungen Gefangenen, wenn dies aus erzieheri-

schen Gründen angezeigt ist, 
  
5. zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 der 

Strafprozessordnung oder 
5. unverändert 

  
6. bei dem jungen Untersuchungsgefangenen während der 

ersten zwei Wochen nach der Aufnahme. 
6. unverändert 
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§ 20 § 20 

Wohngruppenvollzug Wohngruppenvollzug 
  
 (1) Der Wohngruppenvollzug dient der Einübung sozi-
alverträglichen Zusammenlebens, insbesondere von Toleranz 
sowie der Übernahme von Verantwortung für sich und andere. Er 
ermöglicht den dort untergebrachten jungen Gefangenen und 
Strafgefangenen, ihren Vollzugsalltag weitgehend selbstständig 
zu regeln. 

 (1) Der Wohngruppenvollzug dient der Einübung sozi-
alverträglichen Zusammenlebens, insbesondere von Toleranz 
sowie der Übernahme von Verantwortung für sich und andere. Er 
ermöglicht dem dort untergebrachten jungen Gefangenen oder 
dem dort untergebrachten Strafgefangenen, seinen Vollzugs-
alltag weitgehend selbstständig zu regeln. 

  
 (2) Eine Wohngruppe wird in einem abgegrenzten Be-
reich eingerichtet, zu dem neben den Hafträumen weitere Räu-
me und Einrichtungen zur gemeinsamen Nutzung gehören. Sie 
wird in der Regel von fest zugeordneten Bediensteten betreut. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Der geeignete junge Gefangene soll in einer Wohn-
gruppe untergebracht werden. Nicht geeignet ist in der Regel der 
junge Gefangene, der aufgrund seines Verhaltens nicht gruppen-
fähig ist. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Der Strafgefangene kann in einer Wohngruppe un-
tergebracht werden. 

 (4) unverändert 

  
§ 21 § 21 

Unterbringung mit Kindern Unterbringung mit Kindern 
  
 (1) Ein Kind kann mit Zustimmung des Aufenthaltsbe-
stimmungsberechtigten bis zur Vollendung des dritten Lebens-
jahres in der Anstalt untergebracht werden, wenn die baulichen 
Gegebenheiten dies zulassen und Sicherheitsgründe nicht ent-
gegenstehen und es dem Wohle des Kindes dient. Vor der Un-

unverändert 
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terbringung ist das Jugendamt zu hören. 
  
 (2) Die Unterbringung erfolgt auf Kosten des für das 
Kind Unterhaltspflichtigen. Von der Geltendmachung des Kos-
tenersatzanspruchs kann ausnahmsweise abgesehen werden, 
wenn hierdurch die gemeinsame Unterbringung gefährdet würde.

 

  
§ 22 § 22 

Geschlossener und offener Vollzug Geschlossener und offener Vollzug 
  
 (1) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
werden im geschlossenen oder offenen Vollzug untergebracht. 
Anstalten und Abteilungen des offenen Vollzugs sehen keine o-
der nur verminderte Vorkehrungen gegen Entweichungen vor. 

 (1) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne wird im geschlossenen oder offenen Vollzug untergebracht. 
Anstalten und Abteilungen des offenen Vollzugs sehen keine  
oder nur verminderte Vorkehrungen gegen Entweichungen vor. 

  
 (2) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
sollen im offenen Vollzug untergebracht werden, wenn sie des-
sen besonderen Anforderungen genügen und für die Maßnahme 
geeignet sind, insbesondere tatsächliche Anhaltspunkte nicht die 
abstrakte Gefahr begründen, dass sie sich dem Vollzug der Frei-
heitsstrafe entziehen oder die Maßnahme zur Begehung von 
Straftaten oder auf andere Weise missbrauchen werden. Bei der 
Prüfung von vollzugsöffnenden Maßnahmen sind der Schutz der 
Allgemeinheit und die Belange des Opferschutzes in angemes-
sener Weise zu berücksichtigen. 

 (2) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne soll_ im offenen Vollzug untergebracht werden, wenn er des-
sen besonderen Anforderungen genügt und für die Maßnahme 
geeignet ist, insbesondere tatsächliche Anhaltspunkte nicht die 
abstrakte Gefahr begründen, dass er sich dem Vollzug der Frei-
heitsstrafe entziehen oder die Maßnahme zur Begehung von 
Straftaten oder auf andere Weise missbrauchen wird. Die Un-
terbringung im offenen Vollzug kann versagt werden, wenn 
der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefangene seiner 
Mitwirkungspflicht nach § 15 Abs. 3 nicht nachkommt. Bei 
der Prüfung von vollzugsöffnenden Maßnahmen sind der Schutz 
der Allgemeinheit und die Belange des Opferschutzes in ange-
messener Weise zu berücksichtigen. Bei der Entscheidung 
sind auch die Feststellungen im Urteil und die im Ermitt-
lungs- oder Strafverfahren erstatteten Gutachten zu berück-
sichtigen. 
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 (3) Für die Unterbringung im offenen Vollzug ungeeig-
net sind in der Regel insbesondere der Strafgefangene und der 
Jugendstrafgefangene, 

 (3) Für die Unterbringung im offenen Vollzug ____ ist 
_______ insbesondere der Strafgefangene oder der Jugend-
strafgefangene ungeeignet, 

  
a) der erheblich suchtgefährdet ist, 1. der erheblich suchtgefährdet ist, 
  
b) der während des laufenden Freiheitsentzuges entwichen 

ist, eine Flucht versucht, einen Ausbruch unternommen 
oder sich an einer Gefangenenmeuterei beteiligt hat, 

2. der während des laufenden Freiheitsentzugs entwichen 
ist, eine Flucht versucht, einen Ausbruch unternommen 
oder sich an einer Gefangenenmeuterei beteiligt hat, 

  
c) der aus dem letzten Ausgang oder Langzeitausgang nicht 

freiwillig zurückgekehrt ist oder bei dem zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte dafür gegeben sind, dass er 
während des letzten Ausgangs oder Langzeitausgangs 
eine strafbare Handlung begangen hat, 

3. der aus dem letzten Ausgang oder Langzeitausgang nicht 
freiwillig zurückgekehrt ist oder bei dem zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte dafür gegeben sind, dass er 
während des letzten Ausgangs oder Langzeitausgangs 
eine strafbare Handlung begangen hat, 

  
d) gegen den ein Ausweisungs-, Auslieferungs- , Ermitt-

lungs- oder Strafverfahren anhängig ist, 
4. gegen den ein Ausweisungs-, Auslieferungs-, Ermittlungs- 

oder Strafverfahren anhängig ist oder 
  
e) bei dem zu befürchten ist, dass er einen negativen Ein-

fluss ausübt, insbesondere die Erreichung des Vollzugs-
zieles bei anderen Gefangenen gefährden würde. 

5. bei dem zu befürchten ist, dass er einen negativen Ein-
fluss ausüben, insbesondere die Erreichung des Voll-
zugszieles bei anderen Gefangenen gefährden würde. 

  
 (4) Ausnahmen von Absatz 3 können zugelassen wer-
den, wenn besondere Umstände vorliegen; die Gründe hierfür 
sind aktenkundig zu machen. In den Fällen des Buchst. d ist die 
zuständige Behörde zu hören. 

 (4) Ausnahmen von Absatz 3 können zugelassen wer-
den, wenn besondere Umstände vorliegen; die Gründe hierfür 
sind aktenkundig zu machen. In den Fällen von Absatz 3 Nr. 4 
ist die zuständige Behörde zu hören. 

  
 (5) Bei dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafge-
fangenen, gegen den während des laufenden Freiheitsentzugs 
eine Strafe wegen einer schwerwiegenden Straftat gegen die 
körperliche Unversehrtheit oder Leben oder gegen die sexuelle 

 (5) ___ Der Strafgefangene_ oder der Jugendstrafge-
fangene_, gegen den während des laufenden Freiheitsentzugs 
eine Strafe wegen einer schwerwiegenden Straftat gegen die 
körperliche Unversehrtheit oder das Leben oder gegen die sexu-
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Selbstbestimmung, mit Ausnahme der §§ 180a und 181a des 
Strafgesetzbuches, oder wegen Handels mit Stoffen im Sinne 
des Gesetzes über den Verkehr mit Betäubungsmitteln vollzogen 
wurde oder zu vollziehen ist oder der im Vollzug in den begrün-
deten Verdacht des Handels mit diesen Stoffen oder des Ein-
bringens dieser Stoffe gekommen ist, bedarf die Frage, ob eine 
Unterbringung im offenen Vollzug zu verantworten ist, besonders 
gründlicher Prüfung. Dies gilt auch für den Strafgefangenen und 
den Jugendstrafgefangenen, über den Erkenntnisse vorliegen, 
dass er der organisierten Kriminalität zuzurechnen ist. Bei der 
Entscheidung sind auch die Feststellungen im Urteil und die im 
Ermittlungs- oder Strafverfahren erstatteten Gutachten zu be-
rücksichtigen. 

elle Selbstbestimmung, mit Ausnahme der §§ 180a und 181a 
des Strafgesetzbuches, oder wegen Handels mit Stoffen im Sin-
ne des Betäubungsmittelgesetzes vollzogen wurde oder zu 
vollziehen ist oder der im Vollzug in den begründeten Verdacht 
des Handels mit diesen Stoffen oder des Einbringens dieser 
Stoffe gekommen ist, ___ ist für die Unterbringung im offenen 
Vollzug ungeeignet ___. Dies gilt auch für den Strafgefangenen 
oder den Jugendstrafgefangenen, über den Erkenntnisse vorlie-
gen, dass er der organisierten Kriminalität zuzurechnen ist. ___ 
Ausnahmen von Satz 1 und 2 können zugelassen werden, 
wenn besondere Umstände vorliegen; die Gründe hierfür 
sind aktenkundig zu machen. _______ 

  
 (6) Genügt der Strafgefangenen und der Jugendstraf-
gefangene den besonderen Anforderungen des offenen Vollzugs 
nicht oder nicht mehr, wird er unverzüglich im geschlossenen 
Vollzug untergebracht. 

 (6) Genügt der Strafgefangene_ oder der Jugendstraf-
gefangene den besonderen Anforderungen des offenen Vollzugs 
nicht oder nicht mehr, wird er unverzüglich im geschlossenen 
Vollzug untergebracht. 

  
 (7) Der Untersuchungsgefangene wird im geschlosse-
nen Vollzug untergebracht. 

 (7) unverändert 

  
§ 23 § 23 

Verlegung, Überstellung, Vorführung und Ausantwortung Verlegung, Überstellung, Vorführung und Ausantwortung 
  
 (1) Der Gefangene kann abweichend vom Vollstre-
ckungsplan in eine andere Anstalt verlegt werden, wenn Gründe 
der Vollzugsorganisation oder andere wichtige Gründe dies er-
fordern. er darf aus wichtigem Grund in eine andere Anstalt 
überstellt werden. 

 (1) Der Gefangene kann abweichend vom Vollstre-
ckungsplan in eine andere Anstalt verlegt werden, wenn Gründe 
der Vollzugsorganisation oder andere wichtige Gründe dies er-
fordern. Er darf aus wichtigem Grund in eine andere Anstalt 
überstellt werden. 
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 (2) Darüber hinaus können der Strafgefangene und der 
Jugendstrafgefangene abweichend vom Vollstreckungsplan in 
eine andere Anstalt verlegt werden, wenn die Erreichung des 
Vollzugsziels hierdurch gefördert wird. 

 (2) Darüber hinaus kann der Strafgefangene oder der 
Jugendstrafgefangene abweichend vom Vollstreckungsplan in 
eine andere Anstalt verlegt werden, wenn die Erreichung des 
Vollzugsziels hierdurch gefördert wird. 

  
 (3) Der Untersuchungsgefangene kann zur Umsetzung 
einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 der Strafprozessordnung 
verlegt oder überstellt werden. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
können unter den Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 mit Zu-
stimmung der Aufsichtsbehörde in eine Anstalt eines anderen 
Landes verlegt werden, wenn die zuständige Behörde des ande-
ren Landes der Verlegung in die dortige Anstalt zustimmt. Ein 
Strafgefangener oder ein Jugendstrafgefangener aus einer An-
stalt eines anderen Landes kann mit Zustimmung der Aufsichts-
behörde in eine Anstalt des Landes aufgenommen werden. 

 (4) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne kann unter den Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 mit 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde in eine Anstalt eines anderen 
Landes verlegt werden, wenn die zuständige Behörde des ande-
ren Landes der Verlegung in die dortige Anstalt zustimmt. Ein 
Strafgefangener oder ein Jugendstrafgefangener aus einer An-
stalt eines anderen Landes kann mit Zustimmung der Aufsichts-
behörde in eine Anstalt des Landes aufgenommen werden. 

  
 (5) Vor einer Verlegung oder Überstellung des Unter-
suchungsgefangenen ist dem Gericht und der Staatsanwaltschaft 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Dem Untersuchungs-
gefangenen ist Gelegenheit zu geben, einen Angehörigen oder 
eine Vertrauensperson von der Verlegung oder Überstellung zu 
benachrichtigen. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Bei dem jungen Gefangenen werden die Personen-
sorgeberechtigten und das Jugendamt, bei dem Jugendstrafge-
fangenen auch der Vollstreckungsleiter von der Verlegung un-
verzüglich unterrichtet. 

 (6) unverändert 

  
 (7) Auf Ersuchen eines Gerichts wird der Gefangene 
vorgeführt, sofern ein Vorführungsbefehl vorliegt. Über den Un-

 (7) unverändert 
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tersuchungsgefangenen betreffende Vorführungsersuchen in an-
deren als dem der Inhaftierung zugrunde liegenden Verfahren 
sind das Gericht und die Staatsanwaltschaft unverzüglich zu un-
terrichten. 
  
 (8) Der Gefangene darf auf Antrag befristet dem Ge-
wahrsam eines Gerichts, einer Staatsanwaltschaft oder einer Po-
lizei-, Zoll- oder Finanzbehörde überlassen werden (Ausantwor-
tung). § 46 Abs. 4 gilt entsprechend. 

 (8) Der Gefangene darf auf Antrag befristet dem Ge-
wahrsam eines Gerichts, einer Staatsanwaltschaft oder einer Po-
lizei-, Zoll- oder Finanzbehörde überlassen werden (Ausantwor-
tung). § 46 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

  
  

A b s c h n i t t  4  A b s c h n i t t  4  
Sozialtherapie und Psychologische Behandlung 

im Vollzug 
Sozialtherapie und psychologische Behandlung 

im Vollzug 
  

§ 24 § 24 
Sozialtherapie Sozialtherapie 

  
 (1) Sozialtherapie dient der Verringerung einer erheb-
lichen Gefährlichkeit des Strafgefangenen und des Jugendstraf-
gefangenen. Auf der Grundlage einer therapeutischen Gemein-
schaft bedient sie sich psychotherapeutischer, sozialpädagogi-
scher und arbeitstherapeutischer Methoden, die in umfassenden 
Behandlungsprogrammen verbunden werden. Personen aus 
dem Lebensumfeld des Strafgefangenen und des Jugendstrafge-
fangenen außerhalb des Vollzugs werden in die Behandlung ein-
bezogen. 

 (1) Sozialtherapie dient der Verringerung einer erheb-
lichen Gefährlichkeit des Strafgefangenen oder des Jugend-
strafgefangenen. Auf der Grundlage einer therapeutischen Ge-
meinschaft bedient sie sich psychotherapeutischer, sozialpäda-
gogischer und arbeitstherapeutischer Methoden, die in umfas-
senden Behandlungsprogrammen verbunden werden. Personen 
aus dem Lebensumfeld des Strafgefangenen oder des Jugend-
strafgefangenen außerhalb des Vollzugs werden in die Behand-
lung einbezogen. 

  
 (2) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
sind in einer sozialtherapeutischen Abteilung unterzubringen, 
wenn ihre Teilnahme an den dortigen Behandlungsprogrammen 
zur Verringerung ihrer erheblichen Gefährlichkeit angezeigt ist. 

 (2) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne ist in einer sozialtherapeutischen Abteilung unterzubringen, 
wenn seine Teilnahme an den dortigen Behandlungsprogram-
men zur Verringerung seiner erheblichen Gefährlichkeit ange-
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Eine erhebliche Gefährlichkeit liegt vor, wenn schwerwiegende 
Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit, das Leben, die 
persönliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung zu er-
warten sind. 

zeigt ist. Eine erhebliche Gefährlichkeit liegt vor, wenn schwer-
wiegende Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit, das 
Leben, die persönliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestim-
mung zu erwarten sind. 

  
 (3) Im Übrigen können der Strafgefangene und der Ju-
gendstrafgefangene in einer sozialtherapeutischen Abteilung un-
tergebracht werden, wenn die Teilnahme an den dortigen Be-
handlungsprogrammen zur Erreichung des Vollzugsziels ange-
zeigt ist. 

 (3) Im Übrigen kann der Strafgefangene oder der Ju-
gendstrafgefangene in einer sozialtherapeutischen Abteilung un-
tergebracht werden, wenn die Teilnahme an den dortigen Be-
handlungsprogrammen zur Erreichung des Vollzugsziels ange-
zeigt ist. 

  
 (4) Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt erfolgen, 
der entweder den Abschluss der Behandlung zum voraussicht-
lichen Entlassungszeitpunkt erwarten lässt oder die Fortsetzung 
der Behandlung nach der Entlassung ermöglicht. Ist Sicherungs-
verwahrung angeordnet oder vorbehalten, soll die Unterbringung 
zu einem Zeitpunkt erfolgen, der den Abschluss der Behandlung 
noch während des Vollzugs der Freiheitsstrafe oder der Jugend-
strafe erwarten lässt. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Die Unterbringung wird beendet, wenn das Ziel der 
Behandlung aus Gründen, die in der Person des Strafgefange-
nen oder des Jugendstrafgefangenen liegen, nicht erreicht wer-
den kann. 

 (5) unverändert 

  
§ 25 § 25 

Psychologische Behandlung Psychologische Behandlung 
  
Psychologische Behandlung dient insbesondere der Behandlung 
psychischer Störungen des Verhaltens und Erlebens, die in ei-
nem Zusammenhang mit der Straffälligkeit stehen. Die psycholo-
gischen Behandlungsmethoden haben sich an den wissen-

Psychologische Behandlung dient insbesondere der Behandlung 
psychischer Störungen des Verhaltens und Erlebens, die in ei-
nem Zusammenhang mit der Straffälligkeit stehen. Die psycholo-
gischen Behandlungsmethoden haben sich an den wissen-
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schaftlichen Erkenntnissen, insbesondere über die Behandlung 
von Straftätern zu orientieren. Die psychotherapeutischen Be-
handlungsmethoden orientieren sich an den nach dem Psycho-
therapeutengesetz anerkannten Verfahren. 

schaftlichen Erkenntnissen, insbesondere über die Behandlung 
von Straftätern, zu orientieren. ______ 

  
  

A b s c h n i t t  5  A b s c h n i t t  5  
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining, schuli-

sche und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeit 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining, schuli-

sche und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeit 
  

§ 26 § 26 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen Arbeitstherapeutische Maßnahmen 

  
Arbeitstherapeutische Maßnahmen dienen dazu, dass der Ge-
fangene Eigenschaften wie Selbstvertrauen, Durchhaltevermö-
gen und Konzentrationsfähigkeit einübt, um ihn stufenweise an 
die Grundanforderungen des Arbeitslebens heranzuführen. 

unverändert 

  
§ 27 § 27 

Arbeitstraining Arbeitstraining 
  
Arbeitstraining dient dazu, dem Gefangenen, der nicht in der La-
ge ist, einer regelmäßigen und erwerbsorientierten Beschäfti-
gung nachzugehen, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu vermitteln, 
die eine Eingliederung in das leistungsorientierte Arbeitsleben 
fördern. Die in der Anstalt dafür vorgehaltenen Maßnahmen sind 
danach auszurichten, dem Gefangenen für den Arbeitsmarkt re-
levante Qualifikationen zu vermitteln. 

unverändert 
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§ 28 § 28 
Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen 

  
 (1) Schulische und berufliche Aus- und Weiterbildung 
und vorberufliche Qualifizierung im Vollzug haben das Ziel, dem 
Gefangenen Fähigkeiten zur Eingliederung und zur Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit nach der Entlassung zu vermitteln sowie 
vorhandene Fähigkeiten zu verbessern oder zu erhalten. Bei der 
Festlegung von Inhalten, Methoden und Organisationsformen der 
Bildungsangebote werden die Besonderheiten der jeweiligen 
Zielgruppe berücksichtigt. Schulische und berufliche Aus- und 
Weiterbildung werden in der Regel als Vollzeitmaßnahme durch-
geführt. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Der junge Gefangene ist vorrangig zur Teilnahme 
an schulischen und beruflichen Orientierungs-, Berufsvorberei-
tungs-, Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen oder speziellen 
Maßnahmen zur Förderung seiner schulischen, beruflichen oder 
persönlichen Entwicklung verpflichtet. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Dem geeigneten Strafgefangenen und Jugendstraf-
gefangenen soll die Teilnahme an einer schulischen oder beruf-
lichen Ausbildung ermöglicht werden, die zu einem anerkannten 
Abschluss führt. 

 (3) Dem geeigneten Strafgefangenen oder dem ge-
eigneten Jugendstrafgefangenen soll die Teilnahme an einer 
schulischen oder beruflichen Ausbildung ermöglicht werden, die 
zu einem anerkannten Abschluss führt. 

  
 (4) Der geeignete Untersuchungsgefangene soll nach 
Möglichkeit die Gelegenheit zum Erwerb oder zur Verbesserung 
schulischer und beruflicher Kenntnisse, auch zum Erwerb eines 
anerkannten Abschlusses, erhalten, soweit es die besonderen 
Bedingungen der Untersuchungshaft zulassen. 

 (4) unverändert 
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 (5) Berufliche Qualifizierungsmaßnahmen sind danach 
auszurichten, dem Gefangenen für den Arbeitsmarkt relevante 
Qualifikationen zu vermitteln. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Bei der Vollzugs- und Eingliederungsplanung ist da-
rauf zu achten, dass der Strafgefangene und der Jugendstrafge-
fangene Qualifizierungsmaßnahmen während ihrer Haftzeit ab-
schließen oder sie nach der Inhaftierung fortsetzen können. 
Können Maßnahmen während der Haftzeit nicht abgeschlossen 
werden, trägt die Anstalt in Zusammenarbeit mit außervollzugli-
chen Einrichtungen dafür Sorge, dass die begonnene Qualifizie-
rungsmaßnahme nach der Entlassung fortgesetzt werden kann. 

 (6) Bei der Vollzugs- und Eingliederungsplanung ist da-
rauf zu achten, dass der Strafgefangene oder der Jugendstraf-
gefangene Qualifizierungsmaßnahmen während seiner Haftzeit 
abschließt oder __ nach der Inhaftierung fortsetzen kann. Kön-
nen Maßnahmen während der Haftzeit nicht abgeschlossen wer-
den, trägt die Anstalt in Zusammenarbeit mit außervollzuglichen 
Einrichtungen dafür Sorge, dass die begonnene Qualifizierungs-
maßnahme nach der Entlassung fortgesetzt werden kann. 

  
 (7) Nachweise über schulische und berufliche Qualifi-
zierungsmaßnahmen dürfen keinen Hinweis auf die Inhaftierung 
enthalten. 

 (7) unverändert 

  
§ 29 § 29 

Arbeit Arbeit 
  
 (1) Dem Gefangenen soll wirtschaftlich ergiebige Arbeit 
zugewiesen und dabei seine Fähigkeiten, Fertigkeiten und Nei-
gungen berücksichtigt werden. Ist der Gefangene zu wirtschaft-
lich ergiebiger Arbeit nicht fähig, soll ihm eine Maßnahme nach 
§§ 26 und 27 zugewiesen werden. Die Arbeitsschutz- und Unfall-
verhütungsvorschriften sind zu beachten. 

 (1) Dem Gefangenen soll wirtschaftlich ergiebige Arbeit 
zugewiesen und dabei seine Fähigkeiten, Fertigkeiten und Nei-
gungen berücksichtigt werden. Ist der Gefangene zu wirtschaft-
lich ergiebiger Arbeit nicht fähig, soll ihm eine Maßnahme nach 
den §§ 26 und 27 zugewiesen werden. Die Arbeitsschutz- und 
Unfallverhütungsvorschriften sind zu beachten. 

  
 (2) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
sind verpflichtet, eine ihnen zugewiesene, ihren physischen und 
psychischen Fähigkeiten angemessene Arbeit oder Maßnahme 
nach den §§ 26 und 27 auszuüben, zu deren Verrichtung sie 
aufgrund ihres physischen und psychischen Zustandes in der 

 (2) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne ist verpflichtet, eine ihm zugewiesene, seinen physischen 
und psychischen Fähigkeiten angemessene Arbeit oder Maß-
nahme nach den §§ 26 und 27 auszuüben, zu deren Verrichtung 
er aufgrund seines physischen und psychischen Zustandes in 
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Lage sind. Sie können jährlich bis zu drei Monaten zu Hilfstätig-
keiten in der Anstalt verpflichtet werden, mit ihrer Zustimmung 
auch darüber hinaus. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für den Ge-
fangenen, der über 65 Jahre alt ist und nicht für werdende und 
stillende Mütter, soweit gesetzliche Beschäftigungsverbote zum 
Schutze erwerbstätiger Mütter bestehen. 

der Lage ist. Er kann jährlich bis zu drei Monaten zu Hilfstätig-
keiten in der Anstalt verpflichtet werden, mit seiner Zustimmung 
auch darüber hinaus. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für _______  

  
 1. eine schwangere Gefangene oder 
  
 2. eine Gefangene, die entbunden hat, 
  
 soweit gesetzliche Beschäftigungsverbote zum Schutz_ erwerbs-

tätiger Mütter bestehen, 
  
 oder 
  
 3. für den Gefangenen, der über 65 Jahre alt ist. 
  
 (3) Nimmt der Gefangene eine Arbeit auf, gelten die 
von der Anstalt festgelegten Arbeitsbedingungen. Die Arbeit darf 
nicht zur Unzeit niedergelegt werden. 

 (3) unverändert 

  
§ 30 § 30 

Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung 
  
 (1) Dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefan-
genen, der zum Freigang zugelassen ist, soll gestattet werden, 
einer Arbeit oder einer schulischen oder beruflichen Qualifizie-
rungsmaßnahme auf der Grundlage eines freien Beschäfti-
gungsverhältnisses oder der Selbstbeschäftigung außerhalb der 
Anstalt nachzugehen, wenn dies im Rahmen des Vollzugs- oder 
Eingliederungsplanes dem Ziel dient, Fähigkeiten für eine Er-

 (1) Dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefan-
genen, der zum Freigang zugelassen ist, soll gestattet werden, 
einer Arbeit oder einer schulischen oder beruflichen Qualifizie-
rungsmaßnahme auf der Grundlage eines freien Beschäfti-
gungsverhältnisses oder der Selbstbeschäftigung außerhalb der 
Anstalt nachzugehen, wenn dies im Rahmen des Vollzugs- oder 
Eingliederungsplanes dem Ziel dient, Fähigkeiten für eine Er-
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werbstätigkeit nach der Entlassung zu vermitteln, zu erhalten o-
der zu fördern, die Beschäftigungsstelle geeignet ist und nicht 
überwiegende Gründe des Vollzugs entgegenstehen. § 47 gilt 
entsprechend. 

werbstätigkeit nach der Entlassung zu vermitteln, zu erhalten  
oder zu fördern, die Beschäftigungsstelle geeignet ist und nicht 
überwiegende Gründe des Vollzugs entgegenstehen. § 47 gilt 
entsprechend. 

  
 (2) Das Entgelt ist der Anstalt zur Gutschrift für den 
Strafgefangenen und den Jugendstrafgefangenen zu überwei-
sen. 

 (2) Das Entgelt ist der Anstalt zur Gutschrift für den 
Strafgefangenen oder den Jugendstrafgefangenen zu überwei-
sen. 

  
§ 31 § 31 

Freistellung von der Arbeitspflicht Freistellung von der Arbeitspflicht 
  
 (1) Hat der Gefangene ein halbes Jahr lang eine ihm 
zugewiesene Maßnahme nach den §§ 26 und 27 oder Arbeit o-
der eine Hilfstätigkeit nach § 29 Abs. 2 Satz 2 ausgeübt, so kann 
er beanspruchen, zehn Arbeitstage von diesen Beschäftigungen 
freigestellt zu werden. Zeiten, in denen der Gefangene infolge 
Krankheit an der Arbeitsleistung gehindert waren, werden auf 
das Halbjahr bis zu 15 Arbeitstagen angerechnet. Der Anspruch 
verfällt, wenn die Freistellung nicht innerhalb eines Jahres nach 
seiner Entstehung erfolgt ist. 

 (1) Hat der Gefangene ein halbes Jahr lang eine ihm 
zugewiesene Maßnahme nach den §§ 26 und 27 oder Arbeit o-
der eine Hilfstätigkeit nach § 29 Abs. 2 Satz 2 ausgeübt, so kann 
er beanspruchen, zehn Arbeitstage von diesen Beschäftigungen 
freigestellt zu werden. Zeiten, in denen der Gefangene infolge 
Krankheit an der Arbeitsleistung gehindert war__, werden auf 
das Halbjahr bis zu 15 Arbeitstagen angerechnet. Der Anspruch 
verfällt, wenn die Freistellung nicht innerhalb eines Jahres nach 
seiner Entstehung erfolgt ist. 

  
 (2) Der Zeitraum der Freistellung muss mit den betrieb-
lichen Belangen vereinbar sein. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Auf die Zeit der Freistellung wird bei dem Strafge-
fangenen und dem Jugendstrafgefangenen der Langzeitausgang 
im Sinne von § 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 angerechnet, soweit er in 
die Arbeitszeit fällt. Gleiches gilt für einen Langzeitausgang nach 
§ 46 Abs. 1, soweit er nicht wegen des Todes oder einer lebens-
gefährlichen Erkrankung naher Angehöriger erteilt worden ist. 

 (3) Auf die Zeit der Freistellung wird bei dem Strafge-
fangenen oder dem Jugendstrafgefangenen der Langzeitaus-
gang im Sinne von § 45 Abs. 1 ___ Nr. 4 angerechnet, soweit er 
in die Arbeitszeit fällt. Gleiches gilt für einen Langzeitausgang 
nach § 46 Abs. 1, soweit er nicht wegen des Todes oder einer 
lebensgefährlichen Erkrankung naher Angehöriger erteilt worden 
ist. 
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 (4) Der Gefangene erhält für die Zeit der Freistellung 
sein zuletzt gezahltes Arbeitsentgelt oder seine Ausbildungsbei-
hilfe weiter. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Urlaubsregelungen freier Beschäftigungsverhältnis-
se bleiben unberührt. 

 (5) Urlaubsregelungen freier Beschäftigungsverhältnis-
se finden Anwendung. 

  
 (6) Für Maßnahmen nach § 28 Abs. 1 gelten die Ab-
sätze 1 bis 5 entsprechend, sofern diese den Umfang der regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit erreichen. 

 (6) Für Maßnahmen nach § 28 Abs. 1 gelten die Ab-
sätze 1 bis 5 entsprechend, sofern sie den Umfang der regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit erreichen. 

  
  

A b s c h n i t t  6  A b s c h n i t t  6  
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel,  

andere Formen der Telekommunikation, Pakete 
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel,  

andere Formen der Telekommunikation, Pakete 
  

§ 32 § 32 
Grundsatz Grundsatz 

  
Der Gefangene hat das Recht, mit Personen außerhalb der An-
stalt im Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkeh-
ren. 

unverändert 

  
§ 33 § 33 

Besuch Besuch 
  
 (1) Der Gefangene darf regelmäßig Besuch empfan-
gen. Die Gesamtdauer beträgt im Vollzug der Freiheitsstrafe und 
der Untersuchungshaft mindestens zwei, im Vollzug der Jugend-
strafe und der Untersuchungshaft an dem jungen Untersu-

 (1) Der Gefangene darf regelmäßig Besuch empfan-
gen. Die Gesamtdauer beträgt im Vollzug der Freiheitsstrafe  
oder der Untersuchungshaft monatlich mindestens zwei, im 
Vollzug der Jugendstrafe oder der Untersuchungshaft an dem 
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chungsgefangenen monatlich mindestens vier Stunden. jungen Untersuchungsgefangenen monatlich mindestens vier 
Stunden. 

  
 (2) Kontakte des Gefangenen zu seinen Kindern unter 
14 Jahren werden besonders gefördert. Deren Besuche werden 
im Umfang von bis zu zwei Stunden nicht auf die Regelbesuchs-
zeiten angerechnet. Bei dem jungen Gefangenen erfolgt keine 
Anrechnung. 

 (2) Kontakte des Gefangenen zu seinen Kindern unter 
14 Jahren werden besonders gefördert. Ihre Besuche werden im 
Umfang von bis zu zwei Stunden nicht auf die Regelbesuchszei-
ten angerechnet. Bei dem jungen Gefangenen erfolgt keine An-
rechnung. 

  
 (3) Besuche von Angehörigen im Sinne des § 11 
Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuches werden besonders unter-
stützt. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen werden, 
wenn sie 

 (4) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen werden, 
wenn sie 

  
1. persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen Angelegen-

heiten des Gefangenen dienen, die von diesen nicht 
schriftlich erledigt, durch Dritte wahrgenommen oder bis 
zur voraussichtlichen Entlassung aufgeschoben werden 
können, 

1. persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen Angelegen-
heiten des Gefangenen dienen, die von ihm nicht schrift-
lich erledigt, durch Dritte wahrgenommen oder bis zur vo-
raussichtlichen Entlassung aufgeschoben werden können, 

  
2. die Eingliederung des Strafgefangenen und des Jugend-

strafgefangenen fördern oder 
2. die Eingliederung des Strafgefangenen oder des Jugend-

strafgefangenen fördern oder 
  
3. die Erziehung des jungen Gefangenen fördern. 3. unverändert 

  
 (5) Der Anstaltsleiter kann mehrstündige, unbeaufsichtig-
te Besuche (Langzeitbesuche) zulassen, wenn dies der Einglie-
derung des Strafgefangenen und des Jugendstrafgefangenen 
dient und sie hierfür geeignet sind. 

 (5) Der Anstaltsleiter kann mehrstündige, unbeaufsichtig-
te Besuche (Langzeitbesuche) zulassen, wenn dies der Einglie-
derung des Strafgefangenen oder des Jugendstrafgefangenen 
dient und er hierfür geeignet ist. 
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 (6) Besuche von  (6) Besuche von 
  

1. Verteidigern, 1. unverändert 
  
2. Rechtsanwälten sowie 2. unverändert 
  
3. Notaren in einer den Gefangenen betreffenden Rechts-

sache 
3. Notaren ___ 

  
sind zu gestatten. Sie werden nicht auf die Mindestbesuchszeit 
nach Absatz 1 angerechnet. Dies gilt auch für Besuche von Bei-
ständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes. 

in einer den Gefangenen betreffenden Rechtssache sind zu 
gestatten. Sie werden nicht auf die Mindestbesuchszeit nach Ab-
satz 1 angerechnet. Dies gilt auch für Besuche von Beiständen 
nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes. 

  
§ 34 § 34 

Untersagung der Besuche Untersagung der Besuche 
  
Der Anstaltsleiter kann Besuche untersagen, wenn Der Anstaltsleiter kann Besuche untersagen, wenn 
  

1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde, 1. unverändert 
  
2. bei Personen, die nicht Angehörige des Strafgefangenen 

und des jungen Gefangenen im Sinne des § 11 Abs. 1 
Nr. 1 des Strafgesetzbuches sind, zu befürchten ist, dass 
sie einen schädlichen Einfluss auf den Strafgefangenen 
und den jungen Gefangenen haben oder die Erreichung 
des Vollzugsziels behindern, 

2. bei Personen, die nicht Angehörige des Strafgefangenen 
oder des jungen Gefangenen im Sinne des § 11 Abs. 1 
Nr. 1 des Strafgesetzbuches sind, zu befürchten ist, dass 
sie einen schädlichen Einfluss auf den Strafgefangenen 
oder den jungen Gefangenen haben oder die Erreichung 
des Vollzugsziels behindern, 

  
3. bei Personen, die Opfer der Straftat sind oder im Haftbe-

fehl als Opfer benannt werden, zu befürchten ist, dass die 
Begegnung mit dem Gefangenen einen schädlichen Ein-
fluss auf sie hat, oder 

3. unverändert 
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4. die Personensorgeberechtigten nicht einverstanden sind. 4. unverändert 

  
§ 35 § 35 

Durchführung der Besuche Durchführung der Besuche 
  
 (1) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung können 
Besuche davon abhängig gemacht werden, dass der Besucher 
sich und seine mitgeführten Sachen mit Hilfsmitteln absuchen 
oder durchsuchen lassen und Anordnungen zur Identitätsfeststel-
lung nach § 143 Folge leisten. Aus den gleichen Gründen kann 
die Anzahl der gleichzeitig zu einem Besuch zugelassenen Per-
sonen beschränkt werden. Eine inhaltliche Überprüfung der von 
Verteidigern oder Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsge-
setzes mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Unterlagen ist 
nicht zulässig. § 41 Abs. 2 Satz 2 und 3 bleibt unberührt. 

 (1) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung können 
Besuche davon abhängig gemacht werden, dass der Besucher 
sich und seine mitgeführten Sachen mit Hilfsmitteln absuchen 
oder durchsuchen lässt und Anordnungen zur Identitätsfeststel-
lung nach § 143 Folge leistet. Aus den gleichen Gründen kann 
die Anzahl der gleichzeitig zu einem Besuch zugelassenen Per-
sonen beschränkt werden. Eine inhaltliche Überprüfung der von 
Verteidigern oder Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsge-
setzes mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Unterlagen ist 
nicht zulässig. § 41 Abs. 2 Satz 2 und 3 findet Anwendung. 

  
 (2) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn der 
Besucher oder der Gefangene gegen dieses Gesetz oder auf-
grund dieses Gesetzes getroffene Anordnungen trotz Abmah-
nung verstoßen oder von dem Besucher ein schädlicher Einfluss 
auf den jungen Gefangenen ausgeht. Dies gilt auch bei einem 
Verstoß gegen eine Anordnung nach § 119 Abs. 1 der Strafpro-
zessordnung. Die Abmahnung unterbleibt, wenn es zur Abwehr 
einer Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt uner-
lässlich ist, den Besuch sofort abzubrechen. 

 (2) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn der 
Besucher oder der Gefangene gegen dieses Gesetz oder gegen 
aufgrund dieses Gesetzes getroffene Anordnungen trotz Abmah-
nung verstößt oder von dem Besucher ein schädlicher Einfluss 
auf den ____ Gefangenen ausgeht. Dies gilt auch bei einem 
Verstoß gegen eine Anordnung nach § 119 Abs. 1 der Strafpro-
zessordnung. Die Abmahnung unterbleibt, wenn es zur Abwehr 
einer Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt uner-
lässlich ist, den Besuch sofort abzubrechen. 

  
 (3) Gegenstände dürfen beim Besuch nicht übergeben 
werden. Dies gilt nicht für die bei dem Besuch von Verteidigern 
oder Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes überge-
benen Schriftstücke und sonstigen Unterlagen sowie für die bei 
dem Besuch von Rechtsanwälten oder Notaren zur Erledigung 

 (3) Gegenstände dürfen beim Besuch nicht übergeben 
werden. Dies gilt nicht für die bei dem Besuch von Verteidigern 
oder Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes überge-
benen Schriftstücke und sonstigen Unterlagen sowie für die bei 
dem Besuch von Rechtsanwälten oder Notaren zur Erledigung 
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einer den Gefangenen betreffenden Rechtssache übergebenen 
Schriftstücke und sonstigen Unterlagen. Bei dem Besuch von 
Rechtsanwälten oder Notaren kann die Übergabe aus Gründen 
der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt von der Erlaubnis des 
Anstaltsleiters abhängig gemacht werden. § 41 Abs. 2 Satz 2 
und 3 bleibt unberührt. 

einer den Gefangenen betreffenden Rechtssache übergebenen 
Schriftstücke und sonstigen Unterlagen. Bei dem Besuch von 
Rechtsanwälten oder Notaren kann die Übergabe aus Gründen 
der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt von der Erlaubnis des 
Anstaltsleiters abhängig gemacht werden. § 41 Abs. 2 Satz 2 
und 3 findet Anwendung. 

  
 (4) Der Anstaltsleiter kann im Einzelfall die Nutzung ei-
ner Trennvorrichtung anordnen, wenn dies zum Schutz von Per-
sonen oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt, insbesondere zur Verhinderung einer Übergabe von 
Gegenständen erforderlich ist. 

 (4) Der Anstaltsleiter kann im Einzelfall die Nutzung ei-
ner Trennvorrichtung anordnen, wenn dies zum Schutz von Per-
sonen oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt, insbesondere zur Verhinderung einer Übergabe von 
Gegenständen, erforderlich ist. 

  
§ 36 § 36 

Überwachung der Besuche Überwachung der Besuche 
  
 (1) Besuche werden regelmäßig optisch überwacht. 
Über Ausnahmen entscheidet der Anstaltsleiter. Die optische 
Überwachung kann mit technischen Hilfsmitteln durchgeführt 
werden; die betroffenen Personen sind vorher sprachlich und 
durch Zeichen darauf hinzuweisen. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Besuche werden akustisch nur überwacht, soweit 
es im Einzelfall 

 (2) Besuche werden akustisch nur überwacht, soweit 
es im Einzelfall 

  
1. aus Gründen der Sicherheit, 1. unverändert 
  
2. bei dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefange-

nen wegen einer Gefährdung der Erreichung des Voll-
zugsziels, 

2. bei dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefange-
nen wegen einer Gefährdung der Erreichung des Voll-
zugsziels, 
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3. bei dem jungen Gefangenen aus Gründen der Erziehung 
oder 

3. unverändert 

  
4. zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 der Strafpro-

zessordnung erforderlich ist. 
4. zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 der Strafpro-

zessordnung _____ 
  
Die akustische Überwachung kann mit technischen Hilfsmitteln 
durchgeführt werden; die betroffenen Personen sind vorher 
sprachlich und durch Zeichen darauf hinzuweisen. 

erforderlich ist. Die akustische Überwachung kann mit techni-
schen Hilfsmitteln durchgeführt werden; die betroffenen Perso-
nen sind vorher sprachlich und durch Zeichen darauf hinzuwei-
sen. 

  
 (3) Eine Aufzeichnung der optischen und akustischen 
Überwachung findet nur nach Maßgabe des § 141 statt. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Besuche von Verteidigern oder Beiständen nach 
§ 69 des Jugendgerichtsgesetzes werden nicht überwacht. 

 (4) unverändert 

  
§ 37 § 37 

Telefongespräche Telefongespräche 
  
 (1) In dringenden Fällen soll dem Gefangenen gestattet 
werden, Telefongespräche zu führen. Die §§ 34, 35 Abs. 2 und 
§ 36 Abs. 2 und 4 gelten entsprechend. Ist eine akustische 
Überwachung beabsichtigt, so ist dies dem Gesprächspartner 
unmittelbar nach Herstellung der Verbindung durch die Anstalt 
oder den Gefangenen mitzuteilen. Der Gefangene ist rechtzeitig 
vor Beginn der Unterhaltung über die beabsichtigte Überwa-
chung und die Mitteilungspflicht nach Satz 3 zu unterrichten. Die 
Unterhaltung kann zeitversetzt überwacht und nach Maßgabe 
des § 141 weiter verarbeitet werden. 

 (1) In dringenden Fällen soll dem Gefangenen gestattet 
werden, Telefongespräche zu führen. Die §§ 34, 35 Abs. 2 und 
§ 36 Abs. 2 und 4 gelten entsprechend. Ist eine akustische 
Überwachung beabsichtigt, so ist dies dem Gesprächspartner 
unmittelbar nach Herstellung der Verbindung durch die Anstalt 
oder den Gefangenen mitzuteilen. Der Gefangene ist rechtzeitig 
vor Beginn der Unterhaltung über die beabsichtigte Überwa-
chung und die Mitteilungspflicht nach Satz 3 zu unterrichten. Die 
Unterhaltung kann zeitversetzt überwacht und nach Maßgabe 
des § 141 ______ verarbeitet oder genutzt werden. 
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 (2) Dem Gefangenen kann gestattet werden, Telefon-
gespräche zu führen, wenn er sich mit den zur Gewährleistung 
der Sicherheit und Ordnung der Anstalt von der Vollzugsbehörde 
erlassenen Nutzungsbedingungen einverstanden erklärt. Soweit 
die Nutzungsbedingungen keine abweichenden Regelungen ent-
halten, gilt Absatz 1 Sätze 2 bis 5 entsprechend. 

 (2) Dem Gefangenen kann gestattet werden, Telefon-
gespräche zu führen, wenn er sich mit den zur Gewährleistung 
der Sicherheit und Ordnung der Anstalt von der Vollzugsbehörde 
erlassenen Nutzungsbedingungen einverstanden erklärt. __ Die 
Nutzungsbedingungen dürfen keine __ Regelungen enthalten, 
die Absatz 1 Satz 2 bis 5 entgegenstehen. 

  
 (3) Die Kosten der Telefongespräche trägt der Gefan-
gene. Ist er dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in 
begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen, 
soweit nicht ein Dritter leistungspflichtig ist. 

 (3) unverändert 

  
§ 38 § 38 

Schriftwechsel Schriftwechsel 
  
 (1) Der Gefangene hat das Recht, Schreiben abzusen-
den und zu empfangen. 

unverändert 

  
 (2) Die Kosten des Schriftwechsels trägt der Gefange-
ne. Ist er dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in 
begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen, 
soweit nicht ein Dritter leistungspflichtig ist. 

 

  
§ 39 § 39 

Untersagung des Schriftwechsels Untersagung des Schriftwechsels 
  
Der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimmten Per-
sonen untersagen, wenn 

Der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimmten Per-
sonen untersagen, wenn 

  
1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde, 1. unverändert 
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2. bei Personen, die nicht Angehörige des Strafgefangenen 
und des jungen Gefangenen im Sinne des § 11 Abs. 1 
Nr. 1 des Strafgesetzbuches sind, zu befürchten ist, dass 
sie einen schädlichen Einfluss auf den Strafgefangenen 
und den jungen Gefangenen haben oder die Erreichung 
des Vollzugsziels behindern, 

2. bei Personen, die nicht Angehörige des Strafgefangenen 
oder des jungen Gefangenen im Sinne des § 11 Abs. 1 
Nr. 1 des Strafgesetzbuches sind, zu befürchten ist, dass 
sie einen schädlichen Einfluss auf den Strafgefangenen 
oder den jungen Gefangenen haben oder die Erreichung 
des Vollzugsziels behindern, 

  
3. bei Personen, die Opfer der Straftat waren oder im Haft-

befehl als Opfer benannt werden, zu befürchten ist, dass 
der Schriftwechsel mit dem Gefangenen einen schädli-
chen Einfluss auf sie hat, oder 

3. unverändert 

  
4. die Personensorgeberechtigten nicht einverstanden sind. 4. unverändert 

  
§ 40 § 40 

Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung  
von Schreiben 

Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung  
von Schreiben 

  
 (1) Der Gefangene hat das Absenden und den Emp-
fang seiner Schreiben durch die Anstalt vermitteln zu lassen, so-
weit nichts anderes gestattet ist. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Ein- und ausgehende Schreiben werden auf verbo-
tene Gegenstände kontrolliert und sind unverzüglich weiterzulei-
ten. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Der Gefangene hat eingehende Schreiben unver-
schlossen zu verwahren, sofern nichts anderes gestattet wird. Er 
kann sie verschlossen zu ihrer Habe geben. 

 (3) Der Gefangene hat eingehende Schreiben unver-
schlossen zu verwahren, sofern nichts anderes gestattet wird. Er 
kann sie verschlossen zu seiner Habe geben. 
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§ 41 § 41 
Überwachung des Schriftwechsels Überwachung des Schriftwechsels 

  
 (1) Der Schriftwechsel darf überwacht werden, soweit 
es im Einzelfall 

 (1) Der Schriftwechsel darf überwacht werden, soweit 
es im Einzelfall 

  
1. aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, 1. unverändert 
  
2. bei dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefange-

nen wegen einer Gefährdung der Erreichung des Voll-
zugsziels, 

2. bei dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefange-
nen wegen einer Gefährdung der Erreichung des Voll-
zugsziels, 

  
3. bei dem jungen Gefangenen aus Gründen der Erziehung 

oder 
3. unverändert 

  
4. zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 der 

Strafprozessordnung erforderlich ist. 
4. zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 der 

Strafprozessordnung _____ 
  
 erforderlich ist. 
  
(2) Nicht überwacht werden Schreiben des Gefangenen an (2) Nicht überwacht werden Schreiben des Gefangenen an 
  

1. Gerichte, 1. unverändert 
  
2. Staatsanwaltschaften, 2. unverändert 
  
3. Verteidiger, Beistände nach § 69 des Jugendgerichtsge-

setzes, 
3. unverändert 

  
4. die Aufsichtsbehörde, 4. unverändert 
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5. Volksvertretungen des Bundes und der Länder, das Eu-
ropäische Parlament und seine Mitglieder, 

5. unverändert 

  
6. den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, 6. unverändert 
  
7. den Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Folter 

und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung  
oder Strafe und weitere Einrichtungen, mit denen der 
Schriftverkehr aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen 
der Bundesrepublik Deutschland geschützt ist, 

7. unverändert 

  
8. den Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, den 

zugehörigen Unterausschuss zur Verhütung von Folter 
und die entsprechenden nationalen Präventionsmecha-
nismen, 

8. unverändert 

  
9. den Ausschuss für Angelegenheiten der psychiatrischen 

Krankenversorgung, 
9. unverändert 

  
10. den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die In-

formationsfreiheit, 
10. unverändert 

  
11. die jeweiligen Landesbeauftragten für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit und 
11. unverändert 

  
12. die jeweiligen Bürgerbeauftragten der Länder. 12. unverändert 

  
Bei ausländischen Staatsangehörigen ist ferner eine Über-
wachung und Beschränkung des Schriftverkehrs mit der konsula-
rischen oder diplomatischen Vertretung des Heimatlandes nicht 
zulässig. Schreiben der in den Sätzen 1 bis 2 genannten Stellen, 
die an den Gefangenen gerichtet sind, werden nicht überwacht, 

Bei ausländischen Staatsangehörigen ist ferner eine Über-
wachung und Beschränkung des Schriftverkehrs mit der konsula-
rischen oder diplomatischen Vertretung des Heimatlandes nicht 
zulässig. Schreiben der in den Sätzen 1 bis 2 genannten Stellen, 
die an den Gefangenen gerichtet sind, werden nicht überwacht, 
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sofern die Identität des Absenders zweifelsfrei feststeht. Liegt 
dem Vollzug eine Straftat nach § 129a, auch in Verbindung mit 
§ 129b Abs. 1 des Strafgesetzbuches zugrunde, gelten § 148 
Abs. 2 und § 148a der Strafprozessordnung entsprechend; dies 
gilt nicht, wenn der Gefangene sich im offenen Vollzug befindet 
oder wenn ihm Lockerungen nach § 45 gewährt worden sind und 
ein Grund, der den Anstaltsleiter zum Widerruf von Lockerungen 
ermächtigt, nicht vorliegt. Satz 2 gilt auch, wenn eine Freiheits-
strafe wegen einer Straftat nach § 129a, auch in Verbindung mit 
§ 129b Abs. 1 des Strafgesetzbuches erst im Anschluss an den 
Vollzug der Freiheitsstrafe, der eine andere Verurteilung zugrun-
de liegt, zu vollstrecken ist. 

sofern die Identität des Absenders zweifelsfrei feststeht. Liegt 
dem Vollzug eine Straftat nach § 129a, auch in Verbindung mit 
§ 129b Abs. 1 des Strafgesetzbuches zugrunde, gelten § 148 
Abs. 2 und § 148a der Strafprozessordnung entsprechend; dies 
gilt nicht, wenn der Gefangene sich im offenen Vollzug befindet 
oder wenn ihm Lockerungen nach § 45 gewährt worden sind und 
ein Grund, der den Anstaltsleiter zum Widerruf von Lockerungen 
ermächtigt, nicht vorliegt. Satz 4 gilt auch_ für den Vollzug, dem 
eine andere Verurteilung zugrunde liegt, wenn sich daran 
ein Vollzug anschließt, dem eine Verurteilung wegen einer 
Straftat nach § 129a, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1 des 
Strafgesetzbuches _____ zugrunde liegt ____. 

  
§ 42 § 42 

Anhalten von Schreiben Anhalten von Schreiben 
  
 (1) Der Anstaltsleiter kann Schreiben anhalten, wenn  (1) Der Anstaltsleiter kann Schreiben anhalten, wenn 
  

1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde, 1. unverändert 
  
2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straftatbe-

stand oder Bußgeldtatbestand verwirklichen würde, 
2. unverändert 

  
3. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstel-

lungen von Anstaltsverhältnissen enthalten, 
3. unverändert 

  
4. sie Beleidigungen, üble Nachreden oder Verleumdungen 

zum Nachteil eines Bediensteten der Anstalt enthalten, 
4. unverändert 

  
5. sie in Geheimschrift oder Kurzschrift, unlesbar, unver-

ständlich oder ohne zwingenden Grund in einer fremden 
Sprache abgefasst sind, 

5. unverändert 
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6. bei dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefange-

nen die Erreichung des Vollzugsziels gefährdet würde, 
6. unverändert 

  
  
7. es die Aufgabe des Vollzugs der Untersuchungshaft er-

fordert oder 
7. unverändert 

  
8. sie die Eingliederung anderer Strafgefangener und Ju-

gendstrafgefangener gefährden können. 
8. sie die Eingliederung anderer Strafgefangener oder an-

derer Jugendstrafgefangener gefährden können. 
  

 (2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellun-
gen enthalten, kann ein Begleitschreiben beigefügt werden, 
wenn die Gefangenen auf deren Absenden bestehen. 

 (2) Einem ausgehenden Schreiben, das unrichtige 
Darstellungen von Anstaltsverhältnissen enthält_, kann ein 
Begleitschreiben beigefügt werden, wenn der Gefangene_ auf 
dem Absenden des Schreibens besteht. 

  
 (3) Ist ein Schreiben angehalten worden, wird das dem 
Gefangenen mitgeteilt. Hiervon kann im Vollzug der Untersu-
chungshaft abgesehen werden, wenn und solange es dessen 
Aufgabe erfordert. Soweit angehaltene Schreiben nicht be-
schlagnahmt werden, werden sie an den Absender zurückgege-
ben oder, sofern dies unmöglich oder aus besonderen Gründen 
nicht angezeigt ist, verwahrt. 

 (3) Ist ein Schreiben angehalten worden, wird das dem 
Gefangenen mitgeteilt. Hiervon kann im Vollzug der Untersu-
chungshaft abgesehen werden, wenn und solange es dessen 
Aufgabe erfordert. Soweit ein angehaltenes Schreiben nicht be-
schlagnahmt wird, wird es an den Absender zurückgegeben 
oder, sofern dies unmöglich oder aus besonderen Gründen nicht 
angezeigt ist, verwahrt. 

  
 (4) Schreiben, deren Überwachung ausgeschlossen 
ist, dürfen nicht angehalten werden. 

 (4) unverändert 

  
§ 43 § 43 

Andere Formen der Telekommunikation Andere Formen der Telekommunikation 
  
 (1) Die Zulassung anderer Formen der Telekommuni-
kation nach dem Telekommunikationsgesetz in der Anstalt be-

 (1) unverändert  
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darf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. Der Gefangene hat 
keinen Anspruch auf Erteilung der Zustimmung.  
  
 (2) Hat die Aufsichtsbehörde die Zustimmung erteilt, so 
kann die Anstalt dem Gefangenen die Nutzung der zugelassenen 
Telekommunikationsform gestatten, wenn sichergestellt ist, dass 
hierdurch nicht die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet 
wird und sich der Gefangene mit den von der Anstalt zu diesem 
Zweck erlassenen Nutzungsbedingungen einverstanden erklärt. 
Soweit die Nutzungsbedingungen keine abweichenden Regelun-
gen enthalten, gelten die Vorschriften über den Schriftwechsel, 
den Besuch und über Telefongespräche entsprechend. 

 (2) Hat die Aufsichtsbehörde die Zustimmung erteilt, so 
kann die Anstalt dem Gefangenen die Nutzung der zugelassenen 
Telekommunikationsform gestatten, wenn sichergestellt ist, dass 
hierdurch nicht die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet 
wird und sich der Gefangene mit den von der Anstalt zu diesem 
Zweck erlassenen Nutzungsbedingungen einverstanden erklärt. 
__ Die Nutzungsbedingungen dürfen keine __ Regelungen ent-
halten, __ die den Vorschriften dieses Gesetzes über den 
Schriftwechsel, den Besuch und über Telefongespräche entge-
genstehen. 

  
§ 44 § 44 

Pakete Pakete 
  
 (1) Dem Gefangenen kann auf Antrag gestattet wer-
den, Pakete zu empfangen. Der Empfang von Paketen mit Nah-
rungs- und Genussmitteln ist untersagt. Die Anstalt kann Anzahl, 
Gewicht und Größe von Sendungen und einzelnen Gegenstän-
den festsetzen. Über § 54 Abs. 1 Satz 2 hinaus kann sie Ge-
genstände und Verpackungsformen ausschließen, die einen un-
verhältnismäßigen Kontrollaufwand bedingen. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Die Anstalt kann die Annahme von Paketen, deren 
Einbringung nicht gestattet ist oder die die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht erfüllen, ablehnen oder solche Pakete an den 
Absender zurücksenden. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Pakete sind in Gegenwart des Gefangenen zu öff-
nen, an den sie adressiert sind. Mit nicht zugelassenen oder 

 (3) unverändert 
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ausgeschlossenen Gegenständen ist gemäß § 57 Abs. 3 zu ver-
fahren. Sie können auch auf Kosten des Gefangenen zurückge-
sandt werden. 
  
 (4) Der Empfang von Paketen kann vorübergehend 
versagt werden, wenn dies wegen der Gefährdung der Sicherheit 
oder Ordnung unerlässlich ist. 

 (4) Der Empfang von Paketen kann vorübergehend 
versagt werden, wenn dies wegen der Gefährdung der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt unerlässlich ist. 

  
 (5) Dem Gefangenen kann gestattet werden, Pakete zu 
versenden. Der Inhalt wird aus Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung in Gegenwart des Gefangenen überprüft und anschlie-
ßend in seinem Beisein verschlossen. 

 (5) Dem Gefangenen kann gestattet werden, Pakete zu 
versenden. Der Inhalt wird aus Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung der Anstalt in Gegenwart des Gefangenen überprüft 
und anschließend in seinem Beisein verschlossen. 

  
 (6) Die Kosten des Paketversandes trägt der Gefange-
ne. Ist er dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in 
begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen, 
soweit nicht ein Dritter leistungspflichtig ist. 

 (6) unverändert 

  
  

A b s c h n i t t  7  A b s c h n i t t  7  
Lockerungen Lockerungen 

  
§ 45 § 45 

Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels 
  
 (1) Dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefan-
genen können mit ihrer Zustimmung Lockerungen zur Erreichung 
des Vollzugsziels gewährt werden, insbesondere 

 (1) Dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefan-
genen können mit seiner Zustimmung Lockerungen zur Errei-
chung des Vollzugsziels gewährt werden, insbesondere 

  
1. das Verlassen der Anstalt für eine bestimmte Tageszeit 

unter Aufsicht eines Vollzugsbediensteten (Ausführung), 
1. unverändert 
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2. das Verlassen der Anstalt für eine bestimmte Tageszeit in 
Begleitung einer von der Anstalt zugelassenen Person 
(Begleitausgang), 

2. unverändert 

  
3. das Verlassen der Anstalt für eine bestimmte Tageszeit 

ohne Begleitung (unbegleiteter Ausgang), 
3. unverändert 

  
4. das Verlassen der Anstalt für mehr als einen Tag (Lang-

zeitausgang), 
4. unverändert 

  
5. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb der Anstalt un-

ter ständiger Aufsicht oder unter Aufsicht eines Vollzugs-
bediensteten in unregelmäßigen Abständen (Außenbe-
schäftigung), 

5. unverändert 

  
6. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb der Anstalt oh-

ne Aufsicht eines Vollzugsbediensteten (Freigang). 
6. unverändert 

  
 (2) Ausführungen dürfen gewährt werden, wenn nicht 
tatsächliche Anhaltspunkte mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 
unter Berücksichtigung auch einer erhöhten Bewachungsdichte 
die konkrete Gefahr begründen, dass sich der Strafgefangene 
und der Jugendstrafgefangene dem Vollzug der Freiheitsstrafe 
entziehen oder die Ausführungen zur Begehung von Straftaten 
oder auf andere Weise missbrauchen werden. 

 (2) Ausführungen dürfen gewährt werden, wenn nicht 
tatsächliche Anhaltspunkte mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 
unter Berücksichtigung auch einer erhöhten Bewachungsdichte 
die konkrete Gefahr begründen, dass sich der Strafgefangene 
oder der Jugendstrafgefangene dem Vollzug der Freiheitsstrafe 
entziehen oder die Ausführungen zur Begehung von Straftaten 
oder auf andere Weise missbrauchen wird. 

  
 (3) Lockerungen nach Absatz 1 Nrn. 2 bis 6 dürfen ge-
währt werden, wenn der Strafgefangenen und der Jugendstraf-
gefangene für die jeweilige Maßnahme geeignet sind, insbeson-
dere keine tatsächlichen Anhaltspunkte die abstrakte Gefahr be-
gründen, dass sie sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen 
oder die Maßnahmen zur Begehung von Straftaten oder auf an-

 (3) Lockerungen nach Absatz 1 Nrn. 2 bis 6 dürfen ge-
währt werden, wenn der Strafgefangene_ oder der Jugendstraf-
gefangene für die jeweilige Maßnahme geeignet ist, insbesonde-
re keine tatsächlichen Anhaltspunkte die abstrakte Gefahr be-
gründen, dass er sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen 
oder die Maßnahmen zur Begehung von Straftaten oder auf an-
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dere Weise missbrauchen werden. Lockerungen können versagt 
werden, wenn der Strafgefangene und der Jugendstrafgefange-
ne ihrer Mitwirkungspflicht nach § 15 Abs. 3 nicht nachkommen. 
Bei der Prüfung von Lockerungen sind der Schutz der Allge-
meinheit und die Belange des Opferschutzes in angemessener 
Weise zu berücksichtigen. 

dere Weise missbrauchen wird. Lockerungen können versagt 
werden, wenn der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne seiner Mitwirkungspflicht nach § 15 Abs. 3 nicht nachkommt. 
Bei der Prüfung von Lockerungen sind der Schutz der Allge-
meinheit und die Belange des Opferschutzes in angemessener 
Weise zu berücksichtigen. Bei der Entscheidung sind auch die 
Feststellungen im Urteil und die im Ermittlungs- oder Straf-
verfahren erstatteten Gutachten zu berücksichtigen. 

  
 (4) Ungeeignet für Lockerungen ist in der Regel der 
Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene, 

 (4) ___ Für Lockerungen ist _______ insbesondere 
der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefangene ungeeignet, 

  
a) der erheblich suchtgefährdet ist, 1. der erheblich suchtgefährdet ist, 
  
b) der während des laufenden Freiheitsentzuges entwichen 

ist, eine Flucht versucht, einen Ausbruch unternommen 
oder sich an einer Gefangenenmeuterei beteiligt hat, 

2. der während des laufenden Freiheitsentzugs entwichen 
ist, eine Flucht versucht, einen Ausbruch unternommen 
oder sich an einer Gefangenenmeuterei beteiligt hat, 

  
c) der aus dem letzten Ausgang oder Langezeitausgang 

nicht freiwillig zurückgekehrt ist oder bei denen zurei-
chende tatsächliche Anhaltspunkte dafür gegeben sind, 
dass er während seines letzten Ausgangs oder Langzeit-
ausgangs eine strafbare Handlung begangen hat, 

3. der aus dem letzten Ausgang oder Langzeitausgang nicht 
freiwillig zurückgekehrt ist oder bei dem zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte dafür gegeben sind, dass er 
während seines letzten Ausgangs oder Langzeitausgangs 
eine strafbare Handlung begangen hat, 

  
d) gegen den ein Ausweisungs-, Auslieferungs-, Ermittlungs- 

oder Strafverfahren anhängig ist, 
4. gegen den ein Ausweisungs-, Auslieferungs-, Ermittlungs- 

oder Strafverfahren anhängig ist oder 
  
e) bei dem zu befürchten ist, dass er einen negativen Ein-

fluss ausüben, insbesondere die Erreichung des Voll-
zugszieles bei anderen Gefangenen gefährden würden. 

5. bei dem zu befürchten ist, dass er einen negativen Ein-
fluss ausüben, insbesondere die Erreichung des Voll-
zugsziels bei anderen Gefangenen gefährden würde__. 
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 (5) Ausnahmen von Absatz 4 können zugelassen wer-
den, wenn besondere Umstände vorliegen; die Gründe hierfür 
sind aktenkundig zu machen. In den Fällen des Buchstabens d 
ist die zuständige Behörde zu hören. 

 (5) Ausnahmen von Absatz 4 können zugelassen wer-
den, wenn besondere Umstände vorliegen; die Gründe hierfür 
sind aktenkundig zu machen. In den Fällen von Absatz 4 Nr. 4 
ist die zuständige Behörde zu hören. 

  
 (6) Bei dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafge-
fangenen, gegen den während des laufenden Freiheitsentzugs 
eine Strafe wegen einer schwerwiegenden Straftat gegen die 
körperliche Unversehrtheit oder das Leben, gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung, mit Ausnahme der §§ 180a und 181a des 
Strafgesetzbuches, oder wegen Handels mit Stoffen im Sinne 
des Gesetzes über den Verkehr mit Betäubungsmitteln vollzogen 
wurde oder zu vollziehen ist oder die im Vollzug in den begrün-
deten Verdacht des Handels mit diesen Stoffen oder des Ein-
bringens dieser Stoffe gekommen sind, bedarf die Frage, ob eine 
Unterbringung im offenen Vollzug zu verantworten ist, besonders 
gründlicher Prüfung. Dies gilt auch für den Strafgefangenen und 
Jugendstrafgefangenen, über den Erkenntnisse vorliegen, dass 
er der organisierten Kriminalität zuzurechnen ist. Bei der Ent-
scheidung sind auch die Feststellungen im Urteil und die im Er-
mittlungs- oder Strafverfahren erstatteten Gutachten zu berück-
sichtigen. 

 (6) ___ Der Strafgefangene_ oder der Jugendstrafge-
fangene_, gegen den während des laufenden Freiheitsentzugs 
eine Strafe wegen einer schwerwiegenden Straftat gegen die 
körperliche Unversehrtheit oder das Leben, gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung, mit Ausnahme der §§ 180a und 181a des 
Strafgesetzbuches, oder wegen Handels mit Stoffen im Sinne 
des Betäubungsmittelgesetzes vollzogen wurde oder zu voll-
ziehen ist oder der im Vollzug in den begründeten Verdacht des 
Handels mit diesen Stoffen oder des Einbringens dieser Stoffe 
gekommen ist, ___ ist für Lockerungen ungeeignet. Dies gilt 
auch für den Strafgefangenen oder den Jugendstrafgefangenen, 
über den Erkenntnisse vorliegen, dass er der organisierten Kri-
minalität zuzurechnen ist. Ausnahmen von Satz 1 und 2 kön-
nen zugelassen werden, wenn besondere Umstände vorlie-
gen; die Gründe hierfür sind aktenkundig zu machen. 
_______ 

  
 (7) Langzeitausgang soll 21 Kalendertage im Jahr nicht 
übersteigen und erst gewährt werden, wenn sich der Strafgefan-
gene und der Jugendstrafgefangene mindestens sechs Monate 
im Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Jugendstrafe befunden 
und sich im Ausgang oder Freigang bewährt haben. Der zu le-
benslanger Freiheitsstrafe verurteilte Strafgefangene kann einen 
Langzeitausgang in der Regel erst erhalten, wenn er sich ein-
schließlich einer vorhergehenden Untersuchungshaft oder einer 
anderen Freiheitsentziehung zehn Jahre im Vollzug befunden 

 (7) Langzeitausgang soll 21 Kalendertage im Jahr nicht 
übersteigen und erst gewährt werden, wenn sich der Strafgefan-
gene oder der Jugendstrafgefangene mindestens sechs Monate 
im Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Jugendstrafe befunden 
und sich im Ausgang oder Freigang bewährt hat. Der zu lebens-
langer Freiheitsstrafe verurteilte Strafgefangene kann einen 
Langzeitausgang in der Regel erst erhalten, wenn er sich ein-
schließlich einer vorhergehenden Untersuchungshaft oder einer 
anderen Freiheitsentziehung zehn Jahre im Vollzug befunden 
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und sich im Ausgang oder Freigang bewährt hat oder wenn er im 
offenen Vollzug untergebracht ist. 

und sich im Ausgang oder Freigang bewährt hat oder wenn er im 
offenen Vollzug untergebracht ist. 

  
 (8) Lockerungen werden nur zum Aufenthalt innerhalb 
des Geltungsbereiches des Grundgesetzes gewährt. Durch sie 
wird die Vollstreckung der Freiheitsstrafe oder der Jugendstrafe 
nicht unterbrochen. 

 (8) unverändert 

  
  (9) Die Gewährung von Lockerungen kann davon 

abhängig gemacht werden, dass die Überwachung erteilter 
Weisungen nach § 47 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 bis 5 durch eine 
elektronische Aufenthaltsüberwachung unterstützt wird. 

  
§ 46 § 46 

Lockerungen aus wichtigem Anlass Lockerungen aus wichtigem Anlass 
  
 (1) Lockerungen können auch aus wichtigem Anlass 
gewährt werden. Wichtige Anlässe sind insbesondere die Teil-
nahme an gerichtlichen Terminen, die medizinische Behandlung 
des Strafgefangenen und des Jugendstrafgefangenen sowie der 
Tod oder eine lebensgefährliche Erkrankung naher Angehöriger. 
§ 45 Abs. 2 bis 8, §§ 47 und 48 gelten entsprechend. 

 (1) Lockerungen können auch aus wichtigem Anlass 
gewährt werden. Wichtige Anlässe sind insbesondere die Teil-
nahme an gerichtlichen Terminen, die medizinische Behandlung 
des Strafgefangenen oder des Jugendstrafgefangenen sowie 
der Tod oder eine lebensgefährliche Erkrankung naher Angehö-
riger. § 45 Abs. 2 bis 8 sowie die §§ 47 und 48 gelten entspre-
chend. 

  
 (2) Ausführungen zur Befolgung einer gerichtlichen La-
dung sind zu ermöglichen, soweit darin das persönliche Erschei-
nen angeordnet ist. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Aus den in Absatz 1 genannten Gründen kann der 
Untersuchungsgefangene ausgeführt werden. Vor der Gewäh-
rung einer Ausführung des Untersuchungsgefangenen ist dem 
Gericht und der Staatsanwaltschaft Gelegenheit zur Stellung-

 (3) unverändert 
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nahme zu geben. 
  
 (4) Wird der Gefangene aus wichtigem Anlass ausge-
führt und liegt diese Ausführung ausschließlich im Interesse des 
Gefangenen, so werden ihm dafür die Kosten auferlegt, soweit 
dies seine Behandlung oder Eingliederung nicht behindert und 
kein Dritter leistungspflichtig ist. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Der Gefangene kann aus besonderen Gründen 
auch gegen seinen Willen ausgeführt werden. 

 (5) unverändert 

  
§ 47 § 47 

Weisungen für Lockerungen Weisungen für Lockerungen 
  
 (1) Für Lockerungen sind die nach den Umständen des 
Einzelfalls erforderlichen Weisungen zu erteilen. Insbesondere 
kann der Strafgefangene und Jugendstrafgefangene angewiesen 
werden,  

 (1) Für Lockerungen sind die nach den Umständen des 
Einzelfalls erforderlichen Weisungen zu erteilen. Insbesondere 
kann der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefangene ange-
wiesen werden,  

  
1. Anordnungen zu befolgen, die sich auf Aufenthalt, Ausbil-

dung, Arbeit oder Freizeit oder die Ordnung ihrer wirt-
schaftlichen Verhältnisse beziehen, 

1. unverändert 

  
2. sich zu festgesetzten Zeiten bei einer bestimmten Stelle 

oder Person zu melden, 
2. den Wohn- oder Aufenthaltsort oder einen bestimm-

ten Bereich nicht ohne Erlaubnis zu verlassen, 
  
3. Kontakte mit bestimmten Personen oder Gruppen oder 

bestimmte Orte zu meiden, 
3. sich nicht an bestimmten Orten aufzuhalten, insbe-

sondere sich den Opfern und deren Wohnbereich 
nicht zu nähern, 

  
4. sich den Opfern und deren Wohnbereich nicht zu nähern, 4. Kontakte mit bestimmten Personen oder Gruppen zu 

meiden, 
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5. bestimmte Gegenstände nicht zu besitzen, 5. sich zu festgesetzten Zeiten bei einer bestimmten 

Stelle oder Person zu melden, 
  
6. Alkohol oder andere berauschende Stoffe zu meiden oder 6. sich einer bestimmten Betreuungsperson zu un-

terstellen, 
  
7. Proben zur Überwachung einer Weisung nach Nummer 6 

in einer Anstalt oder bei einer anderen bestimmten Stelle 
abzugeben. 

7. bestimmte Gegenstände nicht zu besitzen, 

  
 8. Alkohol oder andere berauschende Stoffe zu meiden, 
  
 9. Proben zur Überwachung einer Weisung nach Num-

mer 8 in einer Anstalt oder bei einer anderen be-
stimmten Stelle abzugeben oder 

  
 10. die für eine elektronische Überwachung ihres Auf-

enthaltsortes nach Absatz 2 erforderlichen techni-
schen Mittel ständig in betriebsbereitem Zustand bei 
sich zu führen und deren Funktionsfähigkeit nicht zu 
beeinträchtigen. 

  
 (2) Bei der Ausgestaltung der Lockerungen ist nach 
Möglichkeit auch den Belangen des Opfers der Straftat Rech-
nung zu tragen. 

 (2) Der Anstaltsleiter kann eine elektronische Auf-
enthaltsüberwachung anordnen und eine Weisung nach Ab-
satz 1 Satz 2 Nr. 10 erteilen, wenn dies erforderlich er-
scheint, um den Strafgefangenen oder den Jugendstrafge-
fangenen davon abzuhalten, 

  
 1. gegen Weisungen nach Absatz 1 Satz 2 Nrn. 1 bis 5 zu 

verstoßen, 
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 2. sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe zu entziehen oder 
  
 3. Straftaten zu begehen. 
  
  (3) Bei der Ausgestaltung der Lockerungen ist 

nach Möglichkeit auch den Belangen des Opfers der Straftat 
Rechnung zu tragen. 

  
§ 48 § 48 

Begutachtung und Untersuchung, Zustimmung  
der Aufsichtsbehörde 

Begutachtung und Untersuchung, Zustimmung  
der Aufsichtsbehörde 

  
 (1) Der Anstaltsleiter ordnet an, dass sich der Strafge-
fangene und der Jugendstrafgefangene nach wissenschaftlichen 
Standards begutachten oder körperlich untersuchen lassen, 
wenn dies zur Feststellung der Voraussetzungen einer Verle-
gung in den offenen Vollzug oder der Gewährung von Lockerun-
gen erforderlich ist. Die Erforderlichkeit ist in der Regel gegeben 

 (1) Der Anstaltsleiter ordnet an, dass sich der Strafge-
fangene oder der Jugendstrafgefangene nach wissenschaftli-
chen Standards begutachten oder körperlich untersuchen lässt, 
wenn dies zur Feststellung der Voraussetzungen einer Verle-
gung in den offenen Vollzug oder der Gewährung von Lockerun-
gen erforderlich ist. Die Erforderlichkeit ist in der Regel gegeben 

  
1. bei Verurteilung zu lebenslanger Freiheitsstrafe, 1. unverändert 
  
2. bei Verurteilungen mit angeordneter oder vorbehaltener 

Sicherungsverwahrung, 
2. unverändert 

  
3. bei Verurteilungen wegen einer Straftat 3. unverändert 
  

a) nach den §§ 174 bis 180, 182, 211 oder 212 des 
Strafgesetzbuches oder 

 

  
b) nach § 323a des Strafgesetzbuches, soweit die im 

Rausch begangene Tat eine der in Buchstabe a ge-
nannten Taten ist, oder 
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4. wenn Tatsachen die Annahme begründen, dass eine Ab-
hängigkeit oder ein Missbrauch von Suchtmitteln oder 
Arzneimitteln vorliegt. 

4. unverändert 

  
In den Fällen des Satzes 2 Nrn. 1 und 2 sollen Sachverstän-

dige verschiedener Fachrichtungen an der Begutachtung beteiligt 
werden. 

Insbesondere in den Fällen des Satzes 2 Nrn. 1 und 2 sollen 
Sachverständige verschiedener Fachrichtungen an der Begut-
achtung beteiligt werden. 

  
 (2) Blutentnahmen oder andere körperliche Eingriffe 
sind zulässig, wenn sie von einem Arzt vorgenommen werden 
und ein Nachteil für die Gesundheit des Strafgefangenen und 
des Jugendstrafgefangenen nicht zu befürchten ist. 

 (2) Blutentnahmen oder andere körperliche Eingriffe 
sind zulässig, wenn sie von einem Arzt vorgenommen werden 
und ein Nachteil für die Gesundheit des Strafgefangenen oder 
des Jugendstrafgefangenen nicht zu befürchten ist. 

  
 (3) Die Begutachtung oder körperliche Untersuchung 
bedarf der Zustimmung des Straf- und des Jugendstrafgefange-
nen. Verweigern der Strafgefangene und der Jugendstrafgefan-
gene die Zustimmung, so ist in der Regel der Schluss zu ziehen, 
dass die Voraussetzungen für die Verlegung in den offenen Voll-
zug oder die Gewährung von Lockerungen nicht gegeben sind. 
Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene sind hierauf 
bei der Anordnung nach Absatz 1 hinzuweisen. 

 (3) Die Begutachtung oder körperliche Untersuchung 
bedarf der Zustimmung des Strafgefangenen oder des Jugend-
strafgefangenen. Verweigert der Strafgefangene oder der Ju-
gendstrafgefangene die Zustimmung, so ist in der Regel der 
Schluss zu ziehen, dass die Voraussetzungen für die Verlegung 
in den offenen Vollzug oder die Gewährung von Lockerungen 
nicht gegeben sind. Der Strafgefangene oder der Jugendstrafge-
fangene ist hierauf bei der Anordnung nach Absatz 1 hinzuwei-
sen. 

  
 (4) Blut und sonstige Körperzellen dürfen nur für den 
der Anordnung zugrunde liegenden Zweck verwendet werden. 
Für einen anderen vollzuglichen Zweck dürfen sie verwendet 
werden, wenn ihre Entnahme auch zu diesem Zweck zulässig 
wäre oder wenn der Strafgefangene oder Jugendstrafgefangene 
zustimmt. Liegt eine Zustimmung des Strafgefangenen und des 
Jugendstrafgefangenen nicht vor, so sind sie über die Verwen-
dung zu einem anderen vollzuglichen Zweck zu unterrichten. Blut 

 (4) Blut und sonstige Körperzellen dürfen nur für den 
der Anordnung zugrunde liegenden Zweck verwendet werden. 
Für einen anderen vollzuglichen Zweck dürfen sie verwendet 
werden, wenn ihre Entnahme auch zu diesem Zweck zulässig 
wäre oder wenn der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefan-
gene zustimmt. Liegt eine Zustimmung des Strafgefangenen  
oder des Jugendstrafgefangenen nicht vor, so ist er über die 
Verwendung zu einem anderen vollzuglichen Zweck zu unterrich-
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und sonstige Körperzellen sind unverzüglich zu vernichten, so-
bald sie für Zwecke nach Satz 1 oder 2 nicht mehr benötigt wer-
den. 

ten. Blut und sonstige Körperzellen sind unverzüglich zu vernich-
ten, sobald sie für Zwecke nach Satz 1 oder 2 nicht mehr benö-
tigt werden. 

  
 (5) Eine Begutachtung oder körperliche Untersuchung 
kann auch angeordnet werden, wenn dies für die Vorbereitung 
einer anderen vollzuglichen Entscheidung, insbesondere zur 
Abwehr einer Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, 
erforderlich ist. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Die Aufsichtsbehörde kann die Verlegung des 
Strafgefangenen und des Jugendstrafgefangenen in den offenen 
Vollzug und die Gewährung von Lockerungen, mit Ausnahme 
von Ausführungen, von ihrer Einwilligung abhängig machen. 

 (6) Die Aufsichtsbehörde kann die Verlegung des 
Strafgefangenen oder des Jugendstrafgefangenen in den offe-
nen Vollzug und die Gewährung von Lockerungen, mit Ausnah-
me von Ausführungen, von ihrer Einwilligung abhängig machen. 

  
  

A b s c h n i t t  8  A b s c h n i t t  8  
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung und  

nachgehende Betreuung 
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung und  

nachgehende Betreuung 
  

§ 49 § 49 
Vorbereitung der Eingliederung Vorbereitung der Eingliederung 

  
(1) Die Maßnahmen zur sozialen und beruflichen Eingliede-
rung sind auf den Zeitpunkt der voraussichtlichen Entlassung in 
die Freiheit abzustellen. Der Strafgefangene und der Jugend-
strafgefangene sind bei der Ordnung ihrer persönlichen, wirt-
schaftlichen und sozialen Angelegenheiten zu unterstützen. Dies 
umfasst die Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen. 

(1) Die Maßnahmen zur sozialen und beruflichen Eingliede-
rung sind auf den Zeitpunkt der voraussichtlichen Entlassung in 
die Freiheit abzustellen. Der Strafgefangene oder der Jugend-
strafgefangene ist bei der Ordnung seiner persönlichen, wirt-
schaftlichen und sozialen Angelegenheiten zu unterstützen. Dies 
umfasst die Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen. 

  
 (2) Die Anstalt arbeitet frühzeitig mit Personen und Ein-
richtungen außerhalb des Vollzugs zusammen, insbesondere um 

 (2) Die Anstalt arbeitet frühzeitig mit Personen und Ein-
richtungen außerhalb des Vollzugs zusammen, insbesondere um 
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zu erreichen, dass der Strafgefangene und der Jugendstrafge-
fangene nach ihrer Entlassung über eine geeignete Unterbrin-
gung und eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle verfügen. Bewäh-
rungshilfe und Führungsaufsicht beteiligen sich frühzeitig an der 
sozialen und beruflichen Eingliederung des Strafgefangenen und 
des Jugendstrafgefangenen. 

zu erreichen, dass der Strafgefangene oder der Jugendstrafge-
fangene nach seiner Entlassung über eine geeignete Unterbrin-
gung und eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle verfügt. Bewäh-
rungshilfe und Führungsaufsicht beteiligen sich frühzeitig an der 
sozialen und beruflichen Eingliederung des Strafgefangenen  
oder des Jugendstrafgefangenen. 

  
 (3) Dem Strafgefangenem und dem Jugendstrafgefan-
genen können Aufenthalte in Einrichtungen außerhalb des Voll-
zugs gewährt werden, wenn dies zur Vorbereitung der Eingliede-
rung erforderlich ist und sie hierfür geeignet sind, insbesondere 
keine tatsächlichen Anhaltspunkte die abstrakte Gefahr begrün-
den, dass sie sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe oder Jugend-
strafe entziehen oder die Möglichkeiten des Aufenthaltes in die-
sen Einrichtungen zu Straftaten oder auf andere Weise miss-
brauchen werden. Haben sich der Strafgefangene und der Ju-
gendstrafgefangene mindestens sechs Monate im Vollzug be-
funden, kann ihnen auch ein zusammenhängender Langzeitaus-
gang bis zu sechs Monaten gewährt werden, wenn dies zur Vor-
bereitung der Eingliederung erforderlich ist. § 45 Abs. 4 bis 8, 
§§ 47 und 48 gelten entsprechend. 

 (3) Dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafge-
fangenen können Aufenthalte in Einrichtungen außerhalb des 
Vollzugs gewährt werden, wenn dies zur Vorbereitung der Ein-
gliederung erforderlich ist und er hierfür geeignet ist, insbeson-
dere keine tatsächlichen Anhaltspunkte die abstrakte Gefahr be-
gründen, dass er sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe oder der 
Jugendstrafe entziehen oder die Möglichkeiten des Aufenthaltes 
in diesen Einrichtungen zu Straftaten oder auf andere Weise 
missbrauchen wird. Hat sich der Strafgefangene oder der Ju-
gendstrafgefangene mindestens sechs Monate im Vollzug be-
funden, kann ihm auch ein zusammenhängender Langzeitaus-
gang bis zu sechs Monaten gewährt werden, wenn dies zur Vor-
bereitung der Eingliederung erforderlich ist. § 45 Abs. 4 bis 8 
sowie die §§ 47 und 48 gelten entsprechend. 

  
 (4) In einem Zeitraum von sechs Monaten vor der vor-
aussichtlichen Entlassung sind dem Strafgefangenen und dem 
Jugendstrafgefangenen die zur Vorbereitung der Eingliederung 
erforderlichen Lockerungen zu gewähren, wenn sie für diese 
Maßnahmen geeignet sind, insbesondere keine tatsächlichen 
Anhaltspunkte die abstrakte Gefahr begründen, dass sie sich 
dem Vollzug der Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe entziehen o-
der die Lockerungen des Vollzugs zu Straftaten oder auf andere 
Weise missbrauchen werden. § 45 Abs. 4 bis 8, §§ 47 und 48 
gelten entsprechend. 

 (4) In einem Zeitraum von sechs Monaten vor der vor-
aussichtlichen Entlassung sind dem Strafgefangenen oder dem 
Jugendstrafgefangenen die zur Vorbereitung der Eingliederung 
erforderlichen Lockerungen zu gewähren, wenn er für diese 
Maßnahmen geeignet ist, insbesondere keine tatsächlichen An-
haltspunkte die abstrakte Gefahr begründen, dass er sich dem 
Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Jugendstrafe entziehen oder 
die Lockerungen des Vollzugs zu Straftaten oder auf andere 
Weise missbrauchen wird. § 45 Abs. 4 bis 8 sowie die §§ 47 
und 48 gelten entsprechend. 
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§ 50 § 50 
Entlassung der Strafgefangenen und  

Jugendstrafgefangenen 
Entlassung des Strafgefangenen oder des 

Jugendstrafgefangenen 
  
 (1) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
sollen am letzten Tag ihrer Strafzeit möglichst frühzeitig, jeden-
falls noch am Vormittag, entlassen werden. 

 (1) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne soll__ am letzten Tag seiner Strafzeit möglichst frühzeitig, je-
denfalls noch am Vormittag, entlassen werden. 

  
 (2) Fällt das Strafende auf einen Sonnabend oder 
Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag, den ersten Werktag nach 
Ostern oder Pfingsten oder in die Zeit vom 22. Dezember bis 
zum 6. Januar, so können der Strafgefangene und der Jugend-
strafgefangene an dem diesem Tag oder Zeitraum vorhergehen-
den Werktag entlassen werden, wenn dies gemessen an der 
Dauer der Strafzeit vertretbar ist und Gründe der Fürsorge nicht 
entgegenstehen. 

 (2) Fällt das Strafende auf einen Sonnabend oder 
Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag, den ersten Werktag nach 
Ostern oder Pfingsten oder in die Zeit vom 22. Dezember bis 
zum 6. Januar, so kann der Strafgefangene oder der Jugend-
strafgefangene an dem diesem Tag oder Zeitraum vorhergehen-
den Werktag entlassen werden, wenn dies gemessen an der 
Dauer der Strafzeit vertretbar ist und Gründe der Fürsorge nicht 
entgegenstehen. 

  
 (3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu zwei Tage 
vorverlegt werden, wenn der Strafgefangene und der Jugend-
strafgefangene zu ihrer Eingliederung hierauf dringend angewie-
sen sind. 

 (3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu zwei Tage 
vorverlegt werden, wenn der Strafgefangene oder der Jugend-
strafgefangene zu seiner Eingliederung hierauf dringend ange-
wiesen ist. 

  
 (4) Dem bedürftigen Strafgefangenen und Jugend-
strafgefangenen kann eine Entlassungsbeihilfe in Form eines 
Reisekostenzuschusses, angemessener Kleidung oder einer 
sonstigen notwendigen Unterstützung gewährt werden. 

 (4) Dem bedürftigen Strafgefangenen oder dem be-
dürftigen Jugendstrafgefangenen kann eine Entlassungsbeihilfe 
in Form eines Reisekostenzuschusses, angemessener Kleidung 
oder einer sonstigen notwendigen Unterstützung gewährt wer-
den. 

  
 (5) Der Anspruch auf Auszahlung von Reisekostenzu-
schuss und sonstiger notwendiger Unterstützung in Geld ist nicht 

 (5) unverändert 
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übertragbar. Er ist auch nicht auf andere Leistungen anrechen-
bar. 
  

§ 51 § 51 
Nachgehende Betreuung Nachgehende Betreuung 

  
Der Anstaltsleiter kann mit Zustimmung des Bediensteten gestat-
ten, dass der Bedienstete an der nachgehenden Betreuung eines 
entlassenen Strafgefangenen und Jugendstrafgefangenen mit-
wirkt, wenn diese zustimmen und ansonsten die Eingliederung 
gefährdet wäre. Die nachgehende Betreuung erfolgt nur inner-
halb der ersten sechs Monate nach der Entlassung. 

Der Anstaltsleiter kann mit Zustimmung des Bediensteten gestat-
ten, dass der Bedienstete an der nachgehenden Betreuung eines 
entlassenen Strafgefangenen oder eines entlassenen Jugend-
strafgefangenen mitwirkt, wenn der Strafgefangene oder der 
Jugendstrafgefangene zustimmt und ohne nachgehende Be-
treuung die Eingliederung gefährdet wäre. Die nachgehende Be-
treuung erfolgt nur innerhalb der ersten sechs Monate nach der 
Entlassung. 

  
§ 52 § 52 

Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage 
  
 (1) Sofern es die Belegungssituation zulässt, können 
der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene auf Antrag 
ausnahmsweise vorübergehend in der Anstalt verbleiben oder 
wieder aufgenommen werden, wenn die Eingliederung gefährdet 
und ein Aufenthalt in der Anstalt aus diesem Grund gerechtfertigt 
ist. Die Unterbringung erfolgt auf vertraglicher Basis. Die Kosten 
für die Unterbringung tragen die in der Anstalt untergebrachten 
Entlassenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt 
die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang 
übernehmen, soweit nicht ein Dritter leistungspflichtig ist. 

 (1) Sofern es die Belegungssituation zulässt, kann der 
Strafgefangene oder der Jugendstrafgefangene auf Antrag aus-
nahmsweise vorübergehend in der Anstalt verbleiben oder wie-
der aufgenommen werden, wenn die Eingliederung gefährdet 
und ein Aufenthalt in der Anstalt aus diesem Grund gerechtfertigt 
ist. Die Unterbringung erfolgt auf vertraglicher Basis. Die Kosten 
für die Unterbringung trägt der in der Anstalt untergebrachte_ 
Entlassene_. Ist er dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die 
Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang über-
nehmen, soweit nicht ein Dritter leistungspflichtig ist. 

  
 (2) Der Jugendstrafgefangene kann ausnahmsweise 
nach seiner Entlassung eine im Vollzug begonnene Ausbil-
dungsmaßnahme oder Behandlungsmaßnahme fortführen, so-

 (2) unverändert 
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weit diese nicht anderweitig durchgeführt werden kann. Hierzu 
kann er vorübergehend auf vertraglicher Basis in der Anstalt un-
tergebracht werden. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
  
 (3) Gegen die in der Anstalt untergebrachten Entlasse-
nen dürfen Maßnahmen des Vollzugs nicht mit unmittelbarem 
Zwang durchgesetzt werden. 

 (3) Gegen den in der Anstalt untergebrachten Entlas-
senen dürfen Maßnahmen des Vollzugs nicht mit unmittelbarem 
Zwang durchgesetzt werden. 

  
 (4) Bei Störung des Anstaltsbetriebs durch die Entlas-
senen oder aus vollzugsorganisatorischen Gründen können die 
Unterbringung und die Maßnahme jederzeit beendet werden. 

 (4) Bei Störung des Anstaltsbetriebs durch den Entlas-
senen oder aus vollzugsorganisatorischen Gründen können die 
Unterbringung und die Maßnahme jederzeit beendet werden. 

  
 (5) Auf ihren Antrag sind die verbliebenen oder aufge-
nommenen Personen unverzüglich zu entlassen. 

 (5) Auf ihren Antrag ist die verbliebene_ oder aufge-
nommene_ Person__ unverzüglich zu entlassen. 

  
§ 53 § 53 

Entlassung der Untersuchungsgefangenen Entlassung des Untersuchungsgefangenen 
  
 (1) Auf Anordnung des Gerichts oder der Staatsan-
waltschaft entlässt die Anstalt den Untersuchungsgefangenen 
unverzüglich aus der Haft, es sei denn, es ist in anderer Sache 
eine richterlich angeordnete Freiheitsentziehung zu vollziehen. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Aus Gründen der Fürsorge kann dem Untersu-
chungsgefangenen der freiwillige Verbleib in der Anstalt bis zum 
Vormittag des zweiten auf den Eingang der Entlassungsanord-
nung folgenden Werktags gestattet werden. Der freiwillige Ver-
bleib setzt das schriftliche Einverständnis des Untersuchungsge-
fangenen voraus, dass die bisher bestehenden Beschränkungen 
aufrechterhalten bleiben. 

 (2) unverändert 
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 (3) § 50 Abs. 4 und 5 gilt entsprechend.  (3) unverändert 
  
  

A b s c h n i t t  9  A b s c h n i t t  9  
Persönlicher Besitz, Einkauf und Verpflegung, Freizeit Persönlicher Besitz, Einkauf und Verpflegung, Freizeit 

  
§ 54 § 54 

Einbringen von Gegenständen Einbringen von Gegenständen 
  
 (1) Gegenstände dürfen durch oder für den Gefange-
nen nur mit Zustimmung der Anstalt eingebracht werden. Die 
Anstalt kann die Zustimmung verweigern, wenn die Gegenstände 
geeignet sind, die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder die 
Erreichung des Vollzugsziels zu gefährden oder ihre Aufbewah-
rung nach Art oder Umfang offensichtlich nicht möglich ist. 

unverändert 

  
 (2) Das Einbringen von Nahrungsmitteln, Genussmit-
teln, Kameras, Computern und technischen Geräten, insbeson-
dere solchen mit der Möglichkeit zur Speicherung und Übertra-
gung von Daten, ist nicht gestattet. 

 

  
§ 55 § 55 

Gewahrsam an Gegenständen Gewahrsam an Gegenständen 
  
 (1) Der Gefangene darf Gegenstände nur mit Zustim-
mung der Anstalt besitzen, annehmen oder abgeben. Die Anstalt 
kann die Zustimmung verweigern oder widerrufen, wenn die Ge-
genstände die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder die Er-
reichung der Vollzugsziele gefährden. 

 (1) Der Gefangene darf Gegenstände nur mit Zustim-
mung der Anstalt besitzen, annehmen oder abgeben. Die Anstalt 
kann die Zustimmung verweigern oder widerrufen, wenn die Ge-
genstände die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder die Er-
reichung des Vollzugsziels gefährden. 

  
 (2) Ohne Zustimmung darf er Gegenstände von gerin-
gem Wert an andere Gefangene weitergeben und von anderen 

 (2) Der Gefangene darf ___ ohne Zustimmung der 
Anstalt Gegenstände von geringem Wert an andere Gefangene 
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Gefangenen annehmen. Die Anstalt kann Abgabe und Annahme 
auch dieser Gegenstände von einer Anzeige und ihrer Zustim-
mung abhängig machen. 

weitergeben und von anderen Gefangenen annehmen. Die An-
stalt kann Abgabe und Annahme auch dieser Gegenstände von 
einer Anzeige und ihrer Zustimmung abhängig machen. 

  
 (3) Der Besitz, die Annahme und Abgabe von Kame-
ras, Computern sowie von technischen Geräten, insbesondere 
solchen mit der Möglichkeit zur Speicherung und Übertragung 
von Daten, ist nicht gestattet. 

 (3) unverändert 

  
§ 56 § 56 

Ausstattung des Haftraums Ausstattung des Haftraums 
  
 (1) Der Gefangene darf seinen Haftraum in angemes-
senem Umfang mit eigenen Gegenständen ausstatten oder diese 
dort aufbewahren. Gegenstände dürfen nicht in den Haftraum 
eingebracht werden oder werden aus dem Haftraum entfernt, 
wenn sie geeignet sind, 

 (1) Der Gefangene darf seinen Haftraum in angemes-
senem Umfang mit eigenen Gegenständen ausstatten oder diese 
dort aufbewahren. Gegenstände dürfen nicht in den Haftraum 
eingebracht werden oder werden aus dem Haftraum entfernt, 
wenn sie geeignet sind, 

  
1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, insbesondere 

die Übersichtlichkeit des Haftraums, zu gefährden oder 
1. unverändert 

  
2. bei dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefange-

nen die Erreichung des Vollzugsziels zu gefährden. 
2. bei dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefange-

nen die Erreichung des Vollzugsziels zu gefährden. 
  
 (2) § 54 Abs. 2 und § 55 Abs. 3 gelten entsprechend.  (2) Die §§ 54 ____ und _ 55 Abs. 3 gelten entspre-

chend. 
  

§ 57 § 57 
Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenständen Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenständen 

  
 (1) Gegenstände, die der Gefangene nicht im Haftraum 
aufbewahren darf oder will, werden von der Anstalt aufbewahrt, 

unverändert 
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soweit dies nach Art und Umfang möglich ist. 
  
 (2) Dem Gefangenen wird Gelegenheit gegeben, seine 
Gegenstände, die er während des Vollzugs und für seine Entlas-
sung nicht benötigt, auf seine Kosten zu versenden. 

 

  
 (3) Werden Gegenstände, deren Aufbewahrung nach 
Art oder Umfang nicht möglich ist, von dem Gefangenen trotz 
Aufforderung nicht aus der Anstalt verbracht, so darf die Anstalt 
diese Gegenstände auf Kosten des Gefangenen außerhalb der 
Anstalt verwahren, verwerten oder vernichten. Für die Voraus-
setzungen und das Verfahren der Verwertung und Vernichtung 
gilt § 47 des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung des Landes Sachsen-Anhalt entsprechend. 

 

  
 (4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die 
Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen einer Anstalt vermit-
teln oder Schlussfolgerungen auf diese zulassen, dürfen vernich-
tet oder unbrauchbar gemacht werden. 

 

  
§ 58 § 58 

Zeitungen und Zeitschriften Zeitungen und Zeitschriften 
  
 (1) Der Gefangene darf auf eigene Kosten Zeitungen 
und Zeitschriften in angemessenem Umfang durch Vermittlung 
der Anstalt beziehen. Ausgeschlossen sind lediglich Zeitungen 
und Zeitschriften, deren Verbreitung mit Strafe oder Geldbuße 
bedroht ist. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefan-
genen können einzelne Ausgaben vorenthalten oder entzogen 
werden, wenn deren Inhalte die Erreichung des Vollzugsziels 

 (2) Dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefan-
genen können einzelne Ausgaben vorenthalten oder entzogen 
werden, wenn deren Inhalte die Erreichung des Vollzugsziels 
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oder die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erheblich gefähr-
den würden. 

oder die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erheblich gefähr-
den würden. 

  
 (3) Dem Untersuchungsgefangenen können Zeitungen 
oder Zeitschriften vorenthalten werden, wenn dies zur Umset-
zung einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 der Strafprozessord-
nung erforderlich ist. Für einzelne Ausgaben gilt dies auch dann, 
wenn deren Inhalte die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt er-
heblich gefährden würden. 

 (3) unverändert 

  
§ 59 § 59 

Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselektronik Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselektronik 
  
 (1) Der Hörfunk- und Fernsehempfang ist zu ermög-
lichen. Er kann vorübergehend ausgesetzt oder dem Gefange-
nen untersagt werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung der Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt, bei dem Untersuchungsge-
fangenen auch zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 
Abs. 1 der Strafprozessordnung, unerlässlich ist. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Der Anstaltsleiter erlaubt den Besitz eines Hörfunk- 
und Fernsehgerätes im Haftraum, wenn nicht Gründe des § 56 
Abs. 1 Satz 2 oder bei dem jungen Gefangenen erzieherische 
Gründe entgegenstehen. In der Erlaubnis kann der Gefangene 
darauf verwiesen werden, anstelle eigener, von der Anstalt über-
lassene Geräte zu verwenden. Eine solche Bestimmung kann 
auch nachträglich getroffen werden. Andere Geräte der Informa-
tions- und Unterhaltungselektronik können unter diesen Voraus-
setzungen zugelassen werden. Wird der Gefangene auf überlas-
sene Geräte verwiesen, kann er nicht den Besitz eigener Geräte 
verlangen. 

 (2) Der Anstaltsleiter erlaubt den Besitz eines Hörfunk- 
und Fernsehgerätes im Haftraum, wenn nicht Gründe des § 56 
Abs. 1 Satz 2 oder bei dem jungen Gefangenen erzieherische 
Gründe entgegenstehen. In der Erlaubnis kann der Gefangene 
darauf verwiesen werden, anstelle eigener__ von der Anstalt 
überlassene Geräte zu verwenden. Eine solche Bestimmung 
kann auch nachträglich getroffen werden. Andere Geräte der In-
formations- und Unterhaltungselektronik können unter diesen Vo-
raussetzungen zugelassen werden. Wird der Gefangene auf 
überlassene Geräte verwiesen, kann er nicht den Besitz eigener 
Geräte verlangen. 
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 (3) Der Anstaltsleiter kann den Betrieb von Empfangs-
anlagen und die Ausgabe von Hörfunk- und Fernsehgeräten oder 
anderen Geräten der Informations- und Unterhaltungselektronik 
mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde einem Dritten übertragen. 

 (3) Der Anstaltsleiter kann den Betrieb von Empfangs-
anlagen _______ mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde einem 
Dritten übertragen. 

  
 (4) Die Zulassung von bestimmten Gerätetypen, insbe-
sondere der elektronischen Unterhaltungsmedien, bedarf der Zu-
stimmung der Aufsichtsbehörde. Diese kann allgemeine Richt-
linien für die Gerätebeschaffenheit erlassen. Eine ohne Zu-
stimmung nach Satz 1 erteilte Zulassung kann zurückgenommen 
werden. 

 (4) Die Zulassung von ___ anderen Geräten der In-
formations- und Unterhaltungselektronik nach Absatz 2 Satz 
4 bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. Diese kann all-
gemeine Richtlinien für die Gerätebeschaffenheit erlassen. Eine 
ohne Zustimmung nach Satz 1 erteilte Zulassung kann zurück-
genommen werden. 

  
§ 60 § 60 

Kleidung Kleidung 
  
 (1) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
tragen Anstaltskleidung. Der Anstaltsleiter kann eine abweichen-
de Regelung treffen. 

 (1) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne trägt Anstaltskleidung. Der Anstaltsleiter kann eine abwei-
chende Regelung treffen. 

  
 (2) Der Untersuchungsgefangene darf eigene Kleidung 
tragen. Dieses Recht kann eingeschränkt oder ausgeschlossen 
werden, soweit es zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 
Abs. 1 der Strafprozessordnung oder zur Gewährleistung der Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Für Reinigung und Instandsetzung eigener Klei-
dung hat der Gefangene auf seine Kosten zu sorgen. Der An-
staltsleiter kann anordnen, dass Reinigung und Instandsetzung 
nur durch Vermittlung der Anstalt erfolgen dürfen. 

 (3) unverändert 
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§ 61 § 61 
Anstaltsverpflegung und Einkauf Anstaltsverpflegung und Einkauf 

  
 (1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsver-
pflegung haben den Anforderungen an eine gesunde Ernährung 
zu entsprechen und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche An-
ordnung wird besondere Verpflegung gewährt. Dem Gefangenen 
ist zu ermöglichen, Speisevorschriften seiner Religionsgemein-
schaft zu befolgen. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Der Gefangene kann aus einem von der Anstalt 
vermittelten Angebot Nahrungs-, Genuss- und Körperpflegemittel 
einkaufen. Die Anstalt wirkt auf ein Angebot hin, das auf Wün-
sche und Bedürfnisse des Gefangenen Rücksicht nimmt. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Darüber hinaus kann der Gefangene zu Weihnach-
ten, Ostern und einem von ihm zu wählenden weiteren Zeitpunkt 
von insoweit zweckgebunden eingezahltem Eigengeld einkaufen. 
Dem Gefangenen, der nicht einer christlichen Religionsgemein-
schaft angehört, kann anstelle des Weihnachtseinkaufs und des 
Ostereinkaufs je ein Einkauf zu einem anderen Zeitpunkt gestat-
tet werden. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Dem Gefangenen soll die Möglichkeit eröffnet wer-
den, Gegenstände durch Vermittlung der Anstalt über den Ver-
sandhandel zu beziehen. Nahrungs- und Genussmittel sind vom 
Versandhandel ausgeschlossen. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Gegenstände, die geeignet sind, die Vollzugsziele 
oder die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt zu gefährden, ins-
besondere Kameras, Computer und technische Geräte, insbe-
sondere solche mit der Möglichkeit zur Speicherung und Über-

 (5) Gegenstände, die geeignet sind, das Vollzugsziel_ 
oder die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt zu gefährden, ins-
besondere Kameras, Computer und technische Geräte, insbe-
sondere solche mit der Möglichkeit zur Speicherung und Über-
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tragung von Daten, sind vom Einkauf und Versandhandel ausge-
schlossen. In Anstaltskrankenhäusern und Krankenabteilungen 
kann der Einkauf einzelner Nahrungsmittel und Genussmittel auf 
ärztliche Anordnung allgemein untersagt oder eingeschränkt 
werden. 

tragung von Daten, sind vom Einkauf und Versandhandel ausge-
schlossen. In Anstaltskrankenhäusern und Krankenabteilungen 
kann der Einkauf einzelner Nahrungsmittel und Genussmittel auf 
ärztliche Anordnung allgemein untersagt oder eingeschränkt 
werden. 

  
§ 62 § 62 

Annehmlichkeiten im Vollzug der Untersuchungshaft Annehmlichkeiten im Vollzug der Untersuchungshaft 
  
Der Untersuchungsgefangene darf sich auf seine Kosten von 
den in §§ 56 und 58 bis 61 nicht umfasste Annehmlichkeiten ver-
schaffen, soweit und solange eine Anordnung nach § 119 Abs. 1 
der Strafprozessordnung dem nicht entgegensteht oder die Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt nicht gefährdet wird. 

Der Untersuchungsgefangene darf sich auf seine Kosten weitere 
____ Annehmlichkeiten verschaffen, die über die Annehmlich-
keiten der §§ 56 und 58 bis 61 hinausgehen, soweit und solan-
ge eine Anordnung nach § 119 Abs. 1 der Strafprozessordnung 
dem nicht entgegensteht oder die Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt nicht gefährdet wird. 

  
§ 63 § 63 

Freizeit Freizeit 
  
 (1) Zur Ausgestaltung der Freizeit hat die Anstalt ins-
besondere Angebote zur sportlichen und kulturellen Betätigung 
sowie Bildungsangebote vorzuhalten. Die Anstalt stellt eine an-
gemessen ausgestattete Mediathek zur Verfügung. 

unverändert 

  
 (2) Dem Sport kommt bei der Gestaltung des Vollzugs 
der Jugendstrafe und der Untersuchungshaft an jungen Unter-
suchungsgefangenen besondere Bedeutung zu. Für den jungen 
Gefangenen sind ausreichende und geeignete Angebote vorzu-
halten, um ihm eine sportliche Betätigung von mindestens zwei 
Stunden wöchentlich zu ermöglichen. 
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 (3) Im Vollzug der Jugendstrafe dient der Sport auch 
der Erreichung des Vollzugsziels und kann zur Diagnostik und 
gezielten Behandlung eingesetzt werden. 

 

  
 (4) Der Gefangene ist zur Teilnahme und Mitwirkung 
an Angeboten der Freizeitgestaltung zu motivieren und anzulei-
ten. 

 

  
  

A b s c h n i t t  1 0  A b s c h n i t t  1 0  
Vergütung und Gelder des Gefangenen, Kostenbeteiligung Vergütung und Gelder des Gefangenen, Kostenbeteiligung 

  
§ 64 § 64 

Vergütung Vergütung 
  
 (1) Der Gefangene erhält eine Vergütung in Form von  (1) Der Gefangene erhält eine Vergütung in Form von 
  

1. Arbeitsentgelt, soweit sie eine Arbeit, arbeitstherapeuti-
sche Maßnahme, Arbeitstraining oder Hilfstätigkeit aus-
üben oder 

1. Arbeitsentgelt, soweit er eine Arbeit, eine arbeitsthera-
peutische Maßnahme, ein Arbeitstraining oder eine Hilfs-
tätigkeit ausübt, oder 

  
2. einer Ausbildungsbeihilfe, soweit sie während der Ar-

beitszeit an schulischen und beruflichen Qualifizierungs-
maßnahmen teilnehmen und kein Anspruch auf andere 
Leistungen besteht, die Personen außerhalb des Vollzugs 
aus solchem Anlass gewährt werden. 

2. einer Ausbildungsbeihilfe, soweit er während der Arbeits-
zeit an schulischen und beruflichen Qualifizierungsmaß-
nahmen teilnimmt und kein Anspruch auf andere Leis-
tungen besteht, die Personen außerhalb des Vollzugs 
aus solchem Anlass gewährt werden. 

  
 (2) Der Gefangene erhält seine Vergütung für die Dau-
er seiner Teilnahme an Behandlungsmaßnahmen in der Sozial-
therapie weiter, soweit diese während der Arbeitszeit stattfinden 
oder soweit zu diesem Zweck eine Freistellung von schulischen- 
und beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen erfolgt. 

 (2) Der Gefangene erhält seine Vergütung für die Dau-
er seiner Teilnahme an Behandlungsmaßnahmen in der Sozial-
therapie weiter, soweit diese während der Arbeitszeit stattfinden 
oder soweit zu diesem Zweck eine Freistellung von schulischen_ 
und beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen erfolgt. 
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 (3) Der Bemessung der Vergütung sind 9 v. H. der Be-
zugsgröße nach § 18 Abs. 2 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch zugrunde zu legen (Eckvergütung). Ein Tagessatz ist der 
250. Teil der Eckvergütung; die Vergütung kann nach einem 
Stundensatz bemessen werden. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Die Vergütung kann je nach Art der Maßnahme und 
Leistung des Gefangenen gestuft werden. Sie beträgt mindes-
tens 75 v. H. der Eckvergütung. Das für Justizvollzug zuständige 
Ministerium wird zur Durchführung der §§ 64 und 65 ermächtigt, 
eine Verordnung über die Vergütungsstufen sowie die Bemes-
sung des Arbeitsentgeltes, der Ausbildungsbeihilfe und des Ta-
schengeldes zu erlassen. 

 (4) Die Vergütung kann je nach Art der Maßnahme und 
Leistung des Gefangenen gestuft werden. Sie beträgt mindes-
tens 75 v. H. der Eckvergütung. _____ 

  
 (5) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu 
entrichten sind, kann vom Arbeitsentgelt oder der Ausbildungs-
beihilfe ein Betrag einbehalten werden, der dem Anteil des Ge-
fangenen am Beitrag entspräche, wenn er diese Bezüge als Ar-
beitnehmer erhielte. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Die Höhe der Vergütung ist dem Gefangenen 
schriftlich bekannt zu geben. 

 (6) unverändert 

  
§ 65 § 65 

Taschengeld Taschengeld 
  
 (1) Dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefan-
genen wird auf Antrag Taschengeld gewährt, soweit ihnen aus 
Hausgeld und Eigengeld monatlich ein Betrag bis zur Höhe des 
Taschengelds voraussichtlich nicht zur Verfügung steht und sie 
auch im Übrigen bedürftig sind. 

 (1) Dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefan-
genen wird auf Antrag Taschengeld gewährt, soweit ihm aus 
Hausgeld und Eigengeld monatlich ein Betrag bis zur Höhe des 
Taschengelds voraussichtlich nicht zur Verfügung steht und er 
auch im Übrigen bedürftig ist. 
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 (2) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
gelten nicht als bedürftig, wenn ihnen ein Betrag nach Absatz 1 
deshalb nicht zur Verfügung steht, weil sie eine ihnen zumutbare 
Tätigkeit nicht angenommen oder eine ausgeübte Tätigkeit ver-
schuldet verloren haben. 

 (2) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne gilt nicht als bedürftig, wenn ihm ein Betrag nach Absatz 1 
deshalb nicht zur Verfügung steht, weil er eine ihm zumutbare 
Tätigkeit nicht angenommen oder eine ausgeübte Tätigkeit ver-
schuldet verloren hat. 

  
 (3) Dem bedürftigen Untersuchungsgefangenen wird 
auf Antrag Taschengeld gewährt. Bedürftig sind sie, soweit ihm 
im laufenden Monat ein Betrag bis zur Höhe des Taschengeldes 
voraussichtlich nicht aus eigenen Mitteln zur Verfügung steht. 

 (3) Dem bedürftigen Untersuchungsgefangenen wird 
auf Antrag Taschengeld gewährt. Bedürftig ist er, soweit ihm im 
laufenden Monat ein Betrag bis zur Höhe des Taschengeldes vo-
raussichtlich nicht aus eigenen Mitteln zur Verfügung steht. 

  
 (4) Das Taschengeld beträgt 14 v. H. der Eckvergü-
tung. Es wird zu Beginn des Monats im Voraus gewährt. Gehen 
dem Gefangenen im Laufe des Monats Gelder zu, wird zum 
Ausgleich ein Betrag bis zur Höhe des gewährten Taschengelds 
einbehalten. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Der Gefangene darf über das Taschengeld im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Im Voll-
zug der Freiheitsstrafe und der Jugendstrafe wird es dem Haus-
geldkonto gutgeschrieben. 

 (5) unverändert 

  
 § 65/1 
 Verordnungsermächtigung 
  
 Das für Justizvollzug zuständige Ministerium wird zur 

Durchführung der §§ 64 und 65 ermächtigt, eine Verordnung 
über die Vergütungsstufen sowie die Bemessung des Ar-
beitsentgeltes, der Ausbildungsbeihilfe und des Taschen-
geldes zu erlassen. 
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§ 66 § 66 
Verwaltung der Gefangenengelder Verwaltung der Gefangenengelder 

  
 (1) Die Ansprüche des Gefangenen gegen das Land 
auf Arbeitsentgelt, Ausbildungsbeihilfe und Taschengeld sowie 
die der Anstalt überwiesenen Ansprüche des Gefangenen gegen 
Dritte aus einem freien Beschäftigungsverhältnis oder einer 
Selbstbeschäftigung werden nach Maßgabe der folgenden Be-
stimmungen verwaltet, zu diesem Zweck auf gesonderten Kon-
ten als Hausgeld, Überbrückungsgeld oder Eigengeld gutge-
schrieben und bestehen als Geldforderungen gegen das Land 
fort. Gleiches gilt für die Ansprüche des Gefangenen gegen das 
Land auf Auszahlung des von ihm in den Vollzug eingebrachten 
Bargeldes sowie für sonstige der Anstalt zur Gutschrift für den 
Gefangenen überwiesenen oder eingezahlten Gelder. 

unverändert 

  
 (2) Für den Untersuchungsgefangenen wird nur ein Ei-
gengeldkonto in der Anstalt geführt. 

 

  
 (3) Der Besitz von Bargeld in der Anstalt ist dem Ge-
fangenen nicht gestattet. Über Ausnahmen entscheidet der An-
staltsleiter. 

 

  
 (4) Geld in Fremdwährung wird zur Habe genommen.  
  

§ 67 § 67 
Hausgeld Hausgeld 

  
 (1) Als Hausgeld gutgeschrieben werden Ansprüche  (1) Als Hausgeld gutgeschrieben werden Ansprüche 
  

1. auf Arbeitsentgelt oder Ausbildungsbeihilfe zu drei Sieb-
teln, 

1. unverändert 
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2. auf Taschengeld in voller Höhe sowie 2. unverändert 
  
3. aus einem freien Beschäftigungsverhältnis oder einer 

Selbstbeschäftigung, die der Anstalt zur Gutschrift für den 
Strafgefangenen und den Jugendstrafgefangenen über-
wiesen worden sind, zu einem angemessenem Teil. 

3. aus einem freien Beschäftigungsverhältnis oder einer 
Selbstbeschäftigung, die der Anstalt zur Gutschrift für den 
Strafgefangenen oder den Jugendstrafgefangenen über-
wiesen worden sind, zu einem angemessenen Teil. 

  
Beträge nach den Nummern 1 und 3 dürfen den Betrag nach 
Nummer 2 nicht unterschreiten. 

Die Summe der Beträge nach Satz 1 Nrn. 1 und 3 darf den Be-
trag nach Satz 1 Nr. 2 nicht unterschreiten. 

  
 (2) Für den Strafgefangenen und den Jugendstrafge-
fangenen, der über Eigengeld verfügt und keine hinreichende 
Vergütung nach diesem Gesetz erhält, gilt Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 
und Satz 2 entsprechend. 

 (2) Für den Strafgefangenen oder den Jugendstrafge-
fangenen, der über Eigengeld verfügt und keine hinreichende 
Vergütung nach diesem Gesetz erhält, gilt Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 
und Satz 2 entsprechend. 

  
 (3) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
dürfen über das Hausgeld im Rahmen der Bestimmungen dieses 
Gesetzes verfügen. 

 (3) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne darf über das Hausgeld im Rahmen der Bestimmungen die-
ses Gesetzes verfügen. 

  
 (4) Der Anspruch auf Auszahlung des Hausgeldes ist 
nicht übertragbar. 

 (4) unverändert 

  
§ 68 § 68 

Überbrückungsgeld Überbrückungsgeld 
  
 (1) Als Überbrückungsgeld gutgeschrieben werden An-
sprüche 

 (1) Als Überbrückungsgeld gutgeschrieben werden An-
sprüche 

  
1. auf Arbeitsentgelt oder Ausbildungsbeihilfe, 1. unverändert 
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2. aus einem freien Beschäftigungsverhältnis oder einer 
Selbstbeschäftigung, die der Anstalt zur Gutschrift für den 
Strafgefangenen und den Jugendstrafgefangenen über-
wiesen worden sind, zu einem angemessenem Teil, so-
weit sie nicht als Hausgeld gutgeschrieben werden und 
soweit die nach Absatz 2 Satz 2 festgesetzte Höhe noch 
nicht erreicht ist. Wird die Befugnis, über das Hausgeld 
zu verfügen, disziplinarisch beschränkt oder entzogen, so 
ist das in dieser Zeit anfallende Hausgeld dem Über-
brückungsgeld hinzuzurechnen, auch soweit dadurch die 
nach Absatz 2 Satz 2 festgesetzte Höhe überschritten 
wird. 

2. aus einem freien Beschäftigungsverhältnis oder einer 
Selbstbeschäftigung, die der Anstalt zur Gutschrift für den 
Strafgefangenen oder den Jugendstrafgefangenen über-
wiesen worden sind, zu einem angemessenem Teil, ___ 

 
soweit sie nicht als Hausgeld gutgeschrieben werden und soweit 
die nach Absatz 2 Satz 2 festgesetzte Höhe noch nicht erreicht 
ist. Wird die Befugnis, über das Hausgeld zu verfügen, disziplina-
risch beschränkt oder entzogen, so ist das in dieser Zeit anfal-
lende Hausgeld dem Überbrückungsgeld hinzuzurechnen, auch 
soweit dadurch die nach Absatz 2 Satz 2 festgesetzte Höhe 
überschritten wird. 

  
 (2) Das Überbrückungsgeld soll den notwendigen Le-
bensunterhalt des Strafgefangenen und des Jugendstrafgefan-
genen und ihrer Unterhaltsberechtigten für die ersten vier Wo-
chen nach ihrer Entlassung sichern. Die Höhe des Überbrü-
ckungsgeldes wird von dem Anstaltsleiter festgesetzt. 

 (2) Das Überbrückungsgeld soll den notwendigen Le-
bensunterhalt des Strafgefangenen oder des Jugendstrafgefan-
genen und seiner Unterhaltsberechtigten für die ersten vier Wo-
chen nach seiner Entlassung sichern. Die Höhe des Überbrü-
ckungsgeldes wird von dem Anstaltsleiter festgesetzt. 

  
 (3) Das Guthaben auf dem Überbrückungsgeldkonto 
wird dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefangenen bei 
ihrer Entlassung ausgezahlt. Der Anstaltsleiter kann es auch 
dem Bewährungshelfer oder einer mit der Entlassenenbetreuung 
befassten Stelle überweisen, die darüber entscheiden, wie das 
Geld innerhalb der ersten vier Wochen nach der Entlassung an 
den Strafgefangenen und den Jugendstrafgefangenen ausge-
zahlt wird. Das Geld ist vom sonstigen Vermögen gesondert zu 
halten. Mit Zustimmung des Strafgefangenen und des Jugend-
strafgefangenen kann das Überbrückungsgeld auch an den Un-
terhaltsberechtigten überwiesen werden. 

 (3) Das Guthaben auf dem Überbrückungsgeldkonto 
wird dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefangenen bei 
seiner Entlassung ausgezahlt. Der Anstaltsleiter kann es auch 
dem Bewährungshelfer oder einer mit der Entlassenenbetreuung 
befassten Stelle überweisen, die darüber entscheiden, wie das 
Geld innerhalb der ersten vier Wochen nach der Entlassung an 
den Strafgefangenen oder den Jugendstrafgefangenen ausge-
zahlt wird. Das Geld ist vom sonstigen Vermögen gesondert zu 
halten. Mit Zustimmung des Strafgefangenen oder des Jugend-
strafgefangenen kann das Überbrückungsgeld auch an seine 
Unterhaltsberechtigten überwiesen werden. 
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 (4) Der Anstaltsleiter kann dem Strafgefangenen und 
dem Jugendstrafgefangenen gestatten, dass er das Über-
brückungsgeld für Ausgaben in Anspruch nimmt, die seiner Ein-
gliederung dient. 

 (4) Der Anstaltsleiter kann dem Strafgefangenen oder 
dem Jugendstrafgefangenen gestatten, dass er das Über-
brückungsgeld vor seiner Entlassung für Ausgaben in An-
spruch nimmt, die seiner Eingliederung dienen. 

  
§ 69 § 69 

Eigengeld Eigengeld 
  
 (1) Soweit Ansprüche der in § 66 Abs. 1 bezeichneten 
Art nicht als Hausgeld oder Überbrückungsgeld gutgeschrieben 
werden, werden sie als Eigengeld gutgeschrieben. 

unverändert 

  
 (2) Die Verwendung des Eigengeldes für den Einkauf 
ist ausgeschlossen. Verfügt der Gefangene ohne Verschulden 
nicht über Hausgeld, so ist ihm zu gestatten, in angemessenem 
Umfang vom Eigengeld einzukaufen. 

 

  
 (3) Hat das Überbrückungsgeld noch nicht die nach 
§ 68 Abs. 2 Satz 2 festgesetzte Höhe erreicht, so ist die Verfü-
gung über das Guthaben auf dem Eigengeldkonto in Höhe des 
Unterschiedsbetrages ausgeschlossen. § 68 Abs. 4 gilt entspre-
chend. 

 

  
§ 70 § 70 

Zweckgebundene Einzahlungen Zweckgebundene Einzahlungen 
  
Für Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der 
Gesundheitsfürsorge, der Ausbildung, der Fortbildung und für 
Maßnahmen der Pflege sozialer Beziehungen, insbesondere Te-
lefonkosten und Fahrtkosten anlässlich von Lockerungen sowie 
für den Einkauf nach § 61 Abs. 3 kann zweckgebunden Geld 
eingezahlt werden. Das Geld darf nur für diese Zwecke verwen-

Für Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der 
Gesundheitsfürsorge, der Ausbildung und der Fortbildung, so-
wie für Maßnahmen der Pflege sozialer Beziehungen, insbeson-
dere Telefonkosten und Fahrtkosten anlässlich von Lockerun-
gen, sowie für den Einkauf nach § 61 Abs. 3 kann zweckgebun-
den Geld eingezahlt werden. Das Geld darf nur für diese Zwecke 
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det werden. Der Anspruch auf Auszahlung ist nicht übertragbar. verwendet werden. Der Anspruch auf Auszahlung ist nicht über-
tragbar. 

  
§ 71 § 71 

Haftkostenbeitrag, Kostenbeteiligung Haftkostenbeitrag, Kostenbeteiligung 
  
 (1) Die Anstalt erhebt von dem Strafgefangenen und 
dem Jugendstrafgefangenen, der sich in einem freien Beschäfti-
gungsverhältnis befindet oder über anderweitige regelmäßige 
Einkünfte verfügt, für diese Zeit einen Haftkostenbeitrag. Vergü-
tungen nach diesem Gesetz bleiben unberücksichtigt. Dem 
Strafgefangenen und dem Jugendstrafgefangenen muss täglich 
ein Tagessatz gemäß § 64 Abs. 3 Satz 2 verbleiben. Von der 
Geltendmachung des Anspruchs ist abzusehen, soweit die Wie-
dereingliederung des Strafgefangenen und des Jugendstrafge-
fangenen hierdurch gefährdet würde. 

 (1) Die Anstalt erhebt von dem Strafgefangenen oder 
dem Jugendstrafgefangenen, der sich in einem freien Beschäfti-
gungsverhältnis befindet oder über anderweitige regelmäßige 
Einkünfte verfügt, für diese Zeit einen Haftkostenbeitrag. Vergü-
tungen nach diesem Gesetz bleiben unberücksichtigt. Dem 
Strafgefangenen oder dem Jugendstrafgefangenen muss täglich 
ein Tagessatz gemäß § 64 Abs. 3 Satz 2 verbleiben. ______ 

  
 (2) Der Haftkostenbeitrag wird in Höhe des Betrages 
erhoben, der nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch durchschnittlich zur Bewertung der Sachbezü-
ge festgesetzt ist. Bei Selbstverpflegung entfallen die für die Ver-
pflegung vorgesehenen Beträge. Für den Wert der Unterkunft ist 
die festgesetzte Belegungsfähigkeit maßgebend. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Der Gefangene wird an den Betriebs- und Energie-
kosten für die in seinem Gewahrsam befindlichen Geräte und an 
den Kosten für die Überlassung von Hörfunk- und Fernsehgerä-
ten sowie Geräten der Informations- und Unterhaltungselektronik 
beteiligt. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Das für Justizvollzug zuständige Ministerium wird 
ermächtigt, durch Verordnung näher zu regeln, unter welchen 

 (4) unverändert 
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Voraussetzungen und in welcher Höhe Kostenbeiträge nach Ab-
satz 3 erhoben werden können. Für die Bemessung können 
pauschale Sätze festgelegt werden. Für einzelne Kostenbeiträge 
kann vorgesehen werden, dass die tatsächlich entstandenen 
Kosten in voller Höhe von dem Gefangenen zu tragen sind. 
  
 (5) Von der Erhebung von Kostenbeiträgen ist abzuse-
hen, soweit dies notwendig ist, um die Erreichung des Vollzugs-
ziels nicht zu gefährden. Für Zeiten, in denen der Gefangene un-
verschuldet bedürftig ist, soll von der Erhebung von Kostenbei-
trägen abgesehen werden. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Zur Durchsetzung eines Anspruchs nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 kann die Anstalt gegen den Anspruch auf Auszah-
lung des Hausgeldes aufrechnen. Die Durchsetzung eines Bei-
tragsanspruchs nach Absatz 1 zu Lasten der Ansprüche unter-
haltsberechtigter Angehöriger ist unzulässig. 

 (6) Zur Durchsetzung eines Anspruchs nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 kann die Anstalt gegen den Anspruch auf Auszah-
lung des Hausgeldes aufrechnen, soweit der Anspruch auf 
Auszahlung des Hausgeldes den dreifachen Tagessatz der 
Eckvergütung nach § 64 Abs. 3 übersteigt. ____ 

  
  

A b s c h n i t t  1 1  A b s c h n i t t  1 1  
Gesundheitsfürsorge Gesundheitsfürsorge 

  
§ 72 § 72 

Art und Umfang der medizinischen Leistungen,  
Kostenbeteiligung 

Art und Umfang der medizinischen Leistungen,  
Kostenbeteiligung 

  
 (1) Der Gefangene hat Anspruch auf die notwendigen, 
ausreichenden und zweckmäßigen medizinischen Leistungen 
unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und un-
ter Berücksichtigung des allgemeinen Standards der gesetz-
lichen Krankenversicherung. Der Anspruch umfasst auch Vor-
sorgeleistungen, ferner die Versorgung mit medizinischen Hilfs-

 (1) unverändert 
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mitteln, soweit diese mit Rücksicht auf die Dauer des Freiheits-
entzugs nicht ungerechtfertigt ist und die Hilfsmittel nicht als all-
gemeine Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens anzuse-
hen sind. 
  
 (2) An den Kosten nach Absatz 1 kann der Gefangene 
in angemessenem Umfang beteiligt werden, höchstens jedoch 
bis zum Umfang der Beteiligung vergleichbarer gesetzlich Ver-
sicherter. Für Leistungen, die über Absatz 1 hinausgehen, wer-
den dem Gefangenen die gesamten Kosten auferlegt. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Erhält der Gefangene Leistungen nach Absatz 1 in-
folge einer mutwilligen Selbstverletzung, wird er in angemesse-
nem Umfang an den Kosten beteiligt.  

 (3) unverändert 

  
 (4) Bei dem Strafgefangenen und dem Jugendstrafge-
fangenen unterbleibt die Kostenbeteiligung, wenn hierdurch die 
Erreichung des Vollzugsziels, insbesondere die Eingliederung, 
gefährdet würde. 

 (4) Bei dem Strafgefangenen oder dem Jugendstrafge-
fangenen unterbleibt die Kostenbeteiligung, wenn hierdurch die 
Erreichung des Vollzugsziels, insbesondere die Eingliederung, 
gefährdet würde. 

  
 (5) Dem Untersuchungsgefangenen soll der Anstalts-
leiter nach Anhörung des ärztlichen Dienstes der Anstalt auf ih-
ren Antrag hin gestatten, auf seine Kosten externen ärztlichen 
Rat einzuholen. Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn der 
Untersuchungsgefangenen die gewählte ärztliche Vertrauens-
person und den ärztlichen Dienst der Anstalt nicht wechselseitig 
von der Schweigepflicht entbinden oder wenn es zur Umsetzung 
einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 der Strafprozessordnung 
oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der An-
stalt erforderlich ist. Die Konsultation soll in der Anstalt stattfin-
den. 

 (5) Dem Untersuchungsgefangenen soll der Anstalts-
leiter nach Anhörung des ärztlichen Dienstes der Anstalt auf sei-
nen Antrag hin gestatten, auf seine Kosten externen ärztlichen 
Rat einzuholen. Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn der 
Untersuchungsgefangene__ die gewählte ärztliche Vertrauens-
person und den ärztlichen Dienst der Anstalt nicht wechselseitig 
von der Schweigepflicht entbindet oder wenn es zur Umsetzung 
einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 der Strafprozessordnung 
oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der An-
stalt erforderlich ist. Die Konsultation soll in der Anstalt stattfin-
den. 
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§ 73 § 73 
Durchführung der medizinischen Leistungen,  

Forderungsübergang 
Durchführung der medizinischen Leistungen,  

Forderungsübergang 
  
 (1) Medizinische Diagnose, Behandlung und Versor-
gung des kranken und hilfsbedürftigen Gefangenen erfolgen in 
der Anstalt. Ein kranker Gefangener kann in eine hierfür besser 
geeignete Anstalt oder Einrichtung oder ein Vollzugskranken-
haus, ausnahmsweise auch außerhalb des Vollzugs überstellt 
oder verlegt werden. Erweist sich eine Maßregelvollzugseinrich-
tung des Landes Sachsen-Anhalt bei Vorliegen einer psychi-
schen Erkrankung als besser geeignet für die erforderliche Be-
handlung und erfolgt insoweit eine Verlegung, gelten für die Zeit 
der dortigen Unterbringung die Vorschriften des Maßregelvoll-
zugsgesetzes Sachsen-Anhalt. Erfolgt eine Behandlung des jun-
gen Gefangenen außerhalb der Anstalt, sind die Personensorge-
berechtigten und das Jugendamt, im Vollzug der Jugendstrafe 
auch der Vollstreckungsleiter zu unterrichten. Im Vollzug der Un-
tersuchungshaft ist dem Gericht und der Staatsanwaltschaft im 
Falle einer Behandlung außerhalb der Anstalt nach Möglichkeit 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  

 (1) unverändert 

  
 (2) Wird die Strafvollstreckung während einer Behand-
lung des Strafgefangenen und des Jugendstrafgefangenen un-
terbrochen oder beendet oder wird der Untersuchungsgefangene 
während einer Behandlung aus der Haft entlassen, so hat das 
Land nur diejenigen Kosten zu tragen, die bis zur Unterbrechung 
oder Beendigung der Strafvollstreckung oder bis zur Entlassung 
angefallen sind. 

 (2) Wird die Strafvollstreckung während einer Behand-
lung des Strafgefangenen oder des Jugendstrafgefangenen un-
terbrochen oder beendet oder wird der Untersuchungsgefangene 
während einer Behandlung aus der Haft entlassen, so hat das 
Land nur diejenigen Kosten zu tragen, die bis zur Unterbrechung 
oder Beendigung der Strafvollstreckung oder bis zur Entlassung 
angefallen sind. 

  
 (3) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, die dem 
Gefangenen infolge einer Körperverletzung gegen Dritte zuste-

 (3) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, die dem 
Gefangenen infolge einer Körperverletzung gegen Dritte zuste-



93 
 

hen, gehen insoweit auf das Land über, als dem Gefangenen 
Leistungen nach § 72 Abs. 1 zu gewähren sind. Von der Gel-
tendmachung der Ansprüche ist im Interesse des Strafgefange-
nen und Jugendstrafgefangenen abzusehen, wenn hierdurch die 
Erreichung des Vollzugsziels, insbesondere die Eingliederung, 
gefährdet würde. 

hen, gehen insoweit auf das Land über, als dem Gefangenen 
Leistungen nach § 72 Abs. 1 zu gewähren sind. Von der Gel-
tendmachung der Ansprüche ist im Interesse des Strafgefange-
nen oder des Jugendstrafgefangenen abzusehen, wenn hier-
durch die Erreichung des Vollzugsziels, insbesondere die Ein-
gliederung, gefährdet würde. 

  
§ 74 § 74 

Ärztliche Behandlung zur sozialen Eingliederung Ärztliche Behandlung zur sozialen Eingliederung 
  
Mit Zustimmung des Strafgefangenen und des Jugendstrafge-
fangenen soll die Anstalt ärztliche Behandlungen, insbesondere 
Operationen oder prothetische Maßnahmen durchführen lassen, 
die ihre soziale Eingliederung fördern. Die Kosten trägt der Straf-
gefangene und der Jugendstrafgefangene. Sind sie dazu nicht in 
der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen, soweit nicht ein Dritter 
leistungspflichtig ist. 

Mit Zustimmung des Strafgefangenen oder des Jugendstrafge-
fangenen soll die Anstalt ärztliche Behandlungen, insbesondere 
Operationen oder prothetische Maßnahmen, durchführen lassen, 
die seine soziale Eingliederung fördern. Die Kosten trägt der 
Strafgefangene oder der Jugendstrafgefangene. Ist er dazu 
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten 
Fällen in angemessenem Umfang übernehmen, soweit nicht ein 
Dritter leistungspflichtig ist. 

  
§ 75 § 75 

Gesundheitsschutz und Hygiene Gesundheitsschutz und Hygiene 
  
 (1) Die Anstalt unterstützt den Gefangenen bei der 
Wiederherstellung und Erhaltung seiner physischen und psychi-
schen Gesundheit. Sie fördert das Bewusstsein für gesunde Er-
nährung und Lebensführung. Der Gefangene hat die notwendi-
gen Anordnungen zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene zu 
befolgen. 

unverändert 

  
 (2) Dem Gefangenen wird ermöglicht, sich täglich min-
destens eine Stunde im Freien aufzuhalten. 
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§ 76 § 76 
Krankenbehandlung während der Lockerungen Krankenbehandlung während der Lockerungen 

  
 (1) Der Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene 
haben während der Lockerungen einen Anspruch auf medizini-
sche Leistungen gegen das Land nur in der für sie zuständigen 
Anstalt. 

 (1) Der Strafgefangene oder der Jugendstrafgefange-
ne hat während der Lockerungen einen Anspruch auf medizini-
sche Leistungen gegen das Land nur in der für ihn zuständigen 
Anstalt. 

  
 (2) Der Anspruch auf Leistungen ruht, solange der 
Strafgefangene und der Jugendstrafgefangene aufgrund eines 
freien Beschäftigungsverhältnisses krankenversichert sind. 

 (2) Der Anspruch auf Leistungen ruht, solange der 
Strafgefangene oder der Jugendstrafgefangene aufgrund eines 
freien Beschäftigungsverhältnisses krankenversichert ist. 

  
§ 77 § 77 

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der  
Gesundheitsfürsorge 

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der  
Gesundheitsfürsorge 

  
 (1) Eine medizinische Untersuchung und Behandlung 
ist ohne Einwilligung des Gefangenen zulässig, um den Erfolg 
eines Selbsttötungsversuches zu verhindern Eine Maßnahme 
nach Satz 1 ist auch zulässig, wenn von einem Gefangenen eine 
Gefahr für die Gesundheit einer anderen Person ausgeht und die 
Maßnahme verhältnismäßig ist. 

 (1) Eine medizinische Untersuchung und Behandlung 
ist ohne Einwilligung des Gefangenen zulässig, um den Erfolg 
eines Selbsttötungsversuches zu verhindern. Eine Maßnahme 
nach Satz 1 ist auch zulässig, wenn von einem Gefangenen eine 
Gefahr für die Gesundheit einer anderen Person ausgeht und die 
Maßnahme verhältnismäßig ist. 

  
 (2) Eine medizinische Untersuchung und Behandlung 
sowie Zwangsernährung sind auch bei Lebensgefahr oder 
schwerwiegender Gefahr für die Gesundheit des Gefangenen zu-
lässig, soweit dieser zur Einsicht in das Vorliegen der Gefahr und 
die Notwendigkeit der Maßnahme oder zum Handeln gemäß sol-
cher Einsicht krankheitsbedingt nicht fähig ist. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Eine Maßnahme nach Absatz 1 darf nur angeordnet 
werden, wenn 

 (3) Eine Maßnahme nach Absatz 1 darf nur angeordnet 
werden, wenn 
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1. eine Patientenverfügung im Sinne des § 1901a Abs. 1 

Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, deren Festlegun-
gen auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation 
zutreffen und gegen die Durchführung der Maßnahme ge-
richtet sind, nicht vorliegt, 

1. unverändert 

  
2. der Gefangene durch einen Arzt über Notwendigkeit, Art, 

Umfang, Dauer, zu erwartende Folgen und Risiken der 
Maßnahme in einer ihrer Auffassungsgabe und ihrem 
Gesundheitszustand angemessenen Weise informiert 
wurde, 

2. der Gefangene durch einen Arzt über Notwendigkeit, Art, 
Umfang, Dauer, zu erwartende Folgen und Risiken der 
Maßnahme in einer seiner Auffassungsgabe und seinem 
Gesundheitszustand angemessenen Weise informiert 
wurde, 

  
3. der ernsthafte und ohne Ausübung von Druck unternom-

mene Versuch eines Arztes, ein Einverständnis zu der 
Maßnahme zu erreichen, erfolglos geblieben ist, 

3. unverändert 

  
4. die Maßnahme zur Abwendung der Gefahren nach Ab-

satz 1 geeignet und erforderlich ist und 
4. unverändert 

  
5. der von der Maßnahme erwartete Nutzen die mit der 

Maßnahme verbundenen Belastungen und die durch das 
Unterlassen der Maßnahme möglichen Schäden deutlich 
überwiegt. 

5. unverändert 

  
 (4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen nur 
auf Anordnung und unter Leitung eines Arztes durchgeführt wer-
den, unbeschadet der Leistung erster Hilfe für den Fall, dass ein 
Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit einem Aufschub Le-
bensgefahr verbunden ist. Die Anordnung bedarf in den Fällen 
des Absatzes 1 Satz 2 und des Absatzes 2 der Zustimmung ei-
nes Arztes, der für eine andere Vollzugsbehörde tätig ist, und 

 (4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen nur 
auf Anordnung und unter Leitung eines Arztes durchgeführt wer-
den, unbeschadet der Leistung erster Hilfe für den Fall, dass ein 
Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit einem Aufschub Le-
bensgefahr verbunden ist. Die Anordnung bedarf in den Fällen 
des Absatzes 1 Satz 2 und des Absatzes 2 der Zustimmung ei-
nes Arztes, der für eine andere Vollzugsbehörde tätig ist, und 
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des Anstaltsleiters. Die Gründe für die Anordnung der Maß-
nahme nach den Absätzen 1 und 2, in den Fällen des Absatzes 2 
auch das Vorliegen der dort genannten Voraussetzungen sowie 
die ergriffene Maßnahme, einschließlich ihres Zwangscharakters, 
der Durchsetzungsweise, der Wirkungsüberwachung sowie der 
Untersuchungs- und Behandlungsverlauf sind zu dokumentieren. 
Gleiches gilt für Erklärungen des Gefangenen, die im Zusam-
menhang mit Zwangsmaßnahmen von Bedeutung sein können. 

des Anstaltsleiters. Die Gründe für die Anordnung der Maß-
nahme nach den Absätzen 1 und 2, in den Fällen des Absatzes 2 
auch das Vorliegen der dort genannten Voraussetzungen, sowie 
die ergriffene Maßnahme, einschließlich ihres Zwangscharakters, 
der Durchsetzungsweise und der Wirkungsüberwachung, sowie 
der Untersuchungs- und Behandlungsverlauf sind zu dokumen-
tieren. Gleiches gilt für Erklärungen des Gefangenen, die im Zu-
sammenhang mit Zwangsmaßnahmen von Bedeutung sein kön-
nen. 

  
 (5) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 
sind dem Gefangenen vor Durchführung der Maßnahme schrift-
lich bekannt zu geben. Er ist darüber zu belehren, dass gegen 
die Anordnung bei Gericht um einstweiligen Rechtsschutz nach-
gesucht und auch Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt 
werden kann. Mit dem Vollzug einer Anordnung ist zuzuwarten, 
bis der Gefangene Gelegenheit hatte, eine gerichtliche Entschei-
dung herbeizuführen. 

 (5) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 
sind dem Gefangenen vor Durchführung der Maßnahme schrift-
lich bekannt zu geben. Er ist darüber zu belehren, dass gegen 
die Anordnung bei Gericht um einstweiligen Rechtsschutz nach-
gesucht und auch Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt 
werden kann. ____ Eine_ Anordnung ist so lange nicht zu voll-
ziehen, bis der Gefangene Gelegenheit hatte, eine gerichtliche 
Entscheidung herbeizuführen. 

  
 (6) Bei Gefahr im Verzug finden die Bestimmungen in 
Absatz 3 Nrn. 2 und 3, Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 keine An-
wendung. 

 (6) unverändert 

  
 (7) Die zwangsweise körperliche Untersuchung des 
Gefangenen zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist nur zu-
lässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden 
ist. Sie bedarf der Anordnung eines Arztes und ist unter dessen 
Leitung durchzuführen. 

 (7) unverändert 

  
  
  
  



97 
 

§ 78 § 78 
Benachrichtigungspflicht Benachrichtigungspflicht 

  
Erkrankt der Gefangene schwer oder verstirbt er, werden Ange-
hörige und Personensorgeberechtigte unverzüglich benachrich-
tigt. Dem Wunsch des Gefangenen, auch andere Personen zu 
benachrichtigen, soll nach Möglichkeit entsprochen werden. 

unverändert 

  
  

A b s c h n i t t  1 2  A b s c h n i t t  1 2  
Religionsausübung Religionsausübung 

  
§ 79 § 79 

Seelsorge Seelsorge 
  
 (1) Dem Gefangenen darf religiöse Betreuung durch 
einen Seelsorger seiner Religionsgemeinschaft nicht versagt 
werden. Auf Wunsch ist ihm zu helfen, mit einem Seelsorger sei-
ner Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

unverändert 

  
 (2) Der Gefangene darf grundlegende religiöse Schrif-
ten sowie in angemessenem Umfang Gegenstände des religiö-
sen Gebrauchs besitzen. Diese dürfen ihm nur bei grobem Miss-
brauch entzogen werden. 

 

  
§ 80 § 80 

Religiöse Veranstaltungen Religiöse Veranstaltungen 
  
 (1) Der Gefangene hat das Recht, am Gottesdienst 
und an anderen religiösen Veranstaltungen seines Bekenntnis-
ses teilzunehmen. 

unverändert 
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 (2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu reli-
giösen Veranstaltungen einer anderen Religionsgemeinschaft 
bedarf der Zustimmung des Seelsorgers der Religionsgemein-
schaft. 

 

  
 (3) Der Gefangene kann von der Teilnahme am Got-
tesdienst oder an anderen religiösen Veranstaltungen ausge-
schlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der 
Sicherheit oder Ordnung, bei dem Untersuchungsgefangenen 
auch zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 der 
Strafprozessordnung geboten ist; der Seelsorger soll vorher ge-
hört werden. 

 

  
§ 81 § 81 

Weltanschauungsgemeinschaften Weltanschauungsgemeinschaften 
  
Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 79 
und 80 entsprechend.  

unverändert 

  
  

A b s c h n i t t  1 3  A b s c h n i t t  1 3  
Sicherheit und Ordnung Sicherheit und Ordnung 

  
§ 82 § 82 

Grundsatz Grundsatz 
  
 (1) Sicherheit und Ordnung der Anstalt bilden die 
Grundlage für ein geordnetes Zusammenleben in der Anstalt, 
das im Vollzug der Freiheitsstrafe und der Jugendstrafe auch auf 
die Erreichung des Vollzugsziels ausgerichtet ist, und tragen da-
zu bei, dass in der Anstalt ein gewaltfreies Klima herrscht. 

 (1) Sicherheit und Ordnung der Anstalt bilden die 
Grundlage für ein geordnetes Zusammenleben in der Anstalt, 
das im Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Jugendstrafe auch 
auf die Erreichung des Vollzugsziels ausgerichtet ist, und tragen 
dazu bei, dass in der Anstalt ein gewaltfreies Klima herrscht. 
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 (2) Die Pflichten und Beschränkungen, die dem Gefan-
genen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt auferlegt werden, sind so zu wählen, dass sie in einem 
angemessenen Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und den Ge-
fangenen nicht mehr und nicht länger als notwendig beeinträchti-
gen. 

 (2) unverändert 

  
§ 83 § 83 

Allgemeine Verhaltenspflichten Allgemeine Verhaltenspflichten 
  
 (1) Der Gefangene ist für das geordnete Zusammenle-
ben in der Anstalt mitverantwortlich, darf dieses nicht stören und 
muss mit seinem Verhalten dazu beitragen. Auf eine einver-
nehmliche Streitbeilegung ist hinzuwirken. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Der Gefangene hat sich nach der Tageseinteilung 
der Anstalt zu richten und die Anordnungen der Bediensteten zu 
befolgen, auch wenn er sich durch diese beschwert fühlen. Einen 
ihm zugewiesenen Bereich darf er nicht ohne Erlaubnis verlas-
sen. 

 (2) Der Gefangene hat sich nach der Tageseinteilung 
der Anstalt zu richten und die Anordnungen der Bediensteten zu 
befolgen, auch wenn er sich durch diese beschwert fühlt. Einen 
ihm zugewiesenen Bereich darf er nicht ohne Erlaubnis verlas-
sen. 

  
 (3) Der Gefangene hat seinen Haftraum und die ihm 
von der Anstalt überlassenen Sachen in Ordnung zu halten und 
schonend zu behandeln. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Der Gefangene hat Umstände, die eine Gefahr für 
das Leben oder eine erhebliche Gefahr für die Gesundheit einer 
Person bedeuten, unverzüglich zu melden. 

 (4) unverändert 
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§ 84 § 84 

Absuchung, Durchsuchung Absuchung, Durchsuchung 
  
 (1) Der Gefangene, seine Sachen und sein Haftraum 
dürfen mit Hilfsmitteln abgesucht und durchsucht werden. Die 
Durchsuchung eines männlichen Gefangenen darf nur von Män-
nern, die Durchsuchung eines weiblichen Gefangenen darf nur 
von Frauen vorgenommen werden. Das Schamgefühl ist zu 
schonen. 

unverändert 

  
 (2) Nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung des 
Anstaltsleiters im Einzelfall ist es zulässig, eine mit einer Entklei-
dung verbundene körperliche Durchsuchung vorzunehmen. Sie 
darf bei einem männlichen Gefangenen nur in Gegenwart von 
Männern, bei einem weiblichen Gefangenen nur in Gegenwart 
von Frauen erfolgen. Sie ist in einem geschlossenen Raum 
durchzuführen. Andere Gefangene dürfen nicht anwesend sein. 

 

  
 (3) Der Anstaltsleiter kann allgemein anordnen, dass 
der Gefangene in der Regel bei der Aufnahme, vor und nach 
Kontakten mit Besuchern sowie vor und nach jeder Abwesenheit 
von der Anstalt zu durchsuchen ist. 

 

  
§ 85 § 85 

Sichere Unterbringung Sichere Unterbringung 
  
Der Gefangene kann in eine Anstalt verlegt werden, die zu seiner 
sicheren Unterbringung besser geeignet ist, wenn die Gefahr der 
Entweichung oder Befreiung gegeben ist oder sonst sein Verhal-
ten oder ihr Zustand eine Gefahr für die Sicherheit der Anstalt 
darstellt. § 23 Abs. 4 bis 6 und § 113 Abs. 2 gelten entspre-

Der Gefangene kann in eine andere Anstalt verlegt werden, die 
zu seiner sicheren Unterbringung besser geeignet ist, solange 
die Gefahr der Entweichung oder Befreiung aus der Anstalt ge-
geben ist oder sonst sein Verhalten oder sein Zustand eine Ge-
fahr für die Sicherheit der Anstalt darstellt. Hierzu kann die Ver-
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chend. legung auch zeitlich befristet werden. § 23 Abs. 4 bis 6 und 
§ 113 Abs. 2 gelten entsprechend. 

  
§ 86 § 86 

Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelkonsum Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelkonsum 
  
 (1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt kann der Anstaltsleiter allgemein oder im Einzelfall 
Maßnahmen anordnen, die geeignet sind, den Gebrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Diese Maßnahmen dürfen nicht mit 
einem körperlichen Eingriff verbunden sein. 

unverändert 

  
 (2) Verweigert der Gefangene die Mitwirkung an Maß-
nahmen nach Absatz 1 ohne hinreichenden Grund, ist davon 
auszugehen, dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist. 

 

  
 (3) Wird verbotener Suchtmittelgebrauch festgestellt, 
können die Kosten der Maßnahmen dem Gefangenen auferlegt 
werden. 

 

  
§ 87 § 87 

Festnahmerecht Festnahmerecht 
  
Der Gefangene, der entwichen ist oder sich sonst ohne Erlaubnis 
außerhalb der Anstalt aufhält, kann durch die Anstalt oder auf 
deren Veranlassung festgenommen und zurückgebracht werden. 
Führt die Verfolgung oder die von der Anstalt veranlasste Fahn-
dung nicht alsbald zur Wiederergreifung, so sind die weiteren 
Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde zu überlassen. 

Der Gefangene, der entwichen ist oder sich sonst ohne Erlaubnis 
außerhalb der Anstalt aufhält, darf durch die Anstalt oder auf ih-
re Veranlassung festgenommen und zurückgebracht werden. 
Führt die Verfolgung oder die von der Anstalt veranlasste Fahn-
dung nicht alsbald zur Wiederergreifung, so sind die weiteren 
Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde zu überlassen. 
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§ 88 § 88 
Besondere Sicherungsmaßnahmen Besondere Sicherungsmaßnahmen 

  
 (1) Gegen den Gefangenen können besondere Siche-
rungsmaßnahmen angeordnet werden, wenn nach seinem Ver-
halten oder aufgrund seines seelischen Zustandes die Gefahr 
der Entweichung, von Gewalttätigkeiten gegen Personen oder 
Sachen, der Selbsttötung oder der Selbstverletzung besteht. 

 (1) Gegen den Gefangenen können besondere Siche-
rungsmaßnahmen angeordnet werden, wenn nach seinem Ver-
halten oder aufgrund seines seelischen Zustandes die Gefahr 
der Entweichung, von Gewalttätigkeiten gegen Personen oder 
Sachen, ____ der Selbstverletzung oder der Selbsttötung be-
steht. 

  
 (2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zuläs-
sig:  

 (2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zuläs-
sig:  

  
1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen, 1. unverändert 
  
2. die Beobachtung der Gefangenen, auch mit technischen 

Hilfsmitteln, 
2. die Beobachtung des Gefangenen, auch mit technischen 

Hilfsmitteln, 
  
3. die Trennung von allen anderen Gefangenen (Absonde-

rung), 
3. unverändert 

  
4. der Entzug oder die Beschränkung des Aufenthalts im 

Freien, 
4. unverändert 

  
5. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Haft-

raum ohne gefährdende Gegenstände, 
5. unverändert 

  
6. die Fesselung. 6. unverändert 

  
 (3) Mehrere besondere Sicherungsmaßnahmen kön-
nen nebeneinander angeordnet werden, wenn die Gefahr nicht 
anders abgewendet werden kann. 

 (3) unverändert 
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 (4) Maßnahmen nach Absatz 2 Nrn. 1 und 3 bis 5 sind 
auch zulässig, wenn die Gefahr einer Befreiung oder eine erheb-
liche Störung der Ordnung anders nicht vermieden oder behoben 
werden kann, nach Absatz 2 Nr. 4 jedoch nicht bei jungen Ge-
fangenen. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer 
ist nur zulässig, wenn sie zur Abwehr einer in der Person des 
Gefangenen liegenden Gefahr unerlässlich ist.  

 (5) unverändert 

  
 (6) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen 
oder an den Füßen angelegt werden. Im Interesse des Gefange-
nen kann der Anstaltsleiter eine andere Art der Fesselung an-
ordnen. Die Fesselung wird zeitweise gelockert, soweit dies not-
wendig ist. 

 (6) unverändert 

  
 (7) Der Gefangene wird bei einer Ausführung, Vorfüh-
rung oder beim Transport gefesselt, wenn nicht Erkenntnisse 
über ihn vorliegen, aufgrund derer verlässlich beurteilt werden 
kann, dass er sich dem weiteren Vollzug der Freiheitsstrafe, der 
Jugendstrafe oder der Untersuchungshaft nicht entziehen wird; 
dabei sind auch die Belange der Untersuchungshaft, die Voll-
zugsdauer und die Länge des davon bereits verbüßten Teils zu 
berücksichtigen. 

 (7) unverändert 

  
§ 89 § 89 

Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen, Verfahren Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen, Verfahren 
  
 (1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet der An-
staltsleiter an. Bei Gefahr im Verzug können auch andere Be-
dienstete diese Maßnahmen vorläufig anordnen; die Entschei-

 (1) unverändert 
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dung des Anstaltsleiters ist unverzüglich einzuholen. 
  
 (2) Wird der Gefangene ärztlich behandelt oder beo-
bachtet oder bildet sein seelischer Zustand den Anlass der be-
sonderen Sicherungsmaßnahme, ist vorher eine ärztliche Stel-
lungnahme einzuholen. Ist dies wegen Gefahr im Verzug nicht 
möglich, wird die Stellungnahme unverzüglich nachträglich ein-
geholt. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Die Entscheidung wird dem Gefangenen eröffnet 
und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen nur so-
weit aufrechterhalten werden, wie es ihr Zweck erfordert. Sie 
sind in angemessenen Abständen daraufhin zu überprüfen, ob 
und in welchem Umfang sie aufrechterhalten werden müssen. 

 (4) Besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen nur so 
weit aufrechterhalten werden, wie es ihr Zweck erfordert. Sie 
sind in angemessenen Abständen daraufhin zu überprüfen, ob 
und in welchem Umfang sie aufrechterhalten werden müssen. 

  
 (5) Besondere Sicherungsmaßnahmen nach § 88 
Abs. 2 Nr. 3, 5 und 6 sind der Aufsichtsbehörde, im Vollzug der 
Untersuchungshaft auch dem Gericht und der Staatsanwalt-
schaft, unverzüglich mitzuteilen, wenn sie länger als drei Tage 
aufrechterhalten werden. Absonderung und Unterbringung im 
besonders gesicherten Haftraum von mehr als 30 Tagen Ge-
samtdauer innerhalb von zwölf Monaten bedürfen der Zustim-
mung der Aufsichtsbehörde. 

 (5) Besondere Sicherungsmaßnahmen nach § 88 
Abs. 2 Nrn. 3, 5 und 6 sind der Aufsichtsbehörde, im Vollzug der 
Untersuchungshaft auch dem Gericht und der Staatsanwalt-
schaft, unverzüglich mitzuteilen, wenn sie länger als drei Tage 
aufrechterhalten werden. Absonderung und Unterbringung im 
besonders gesicherten Haftraum von mehr als 30 Tagen Ge-
samtdauer innerhalb von zwölf Monaten bedürfen der Zustim-
mung der Aufsichtsbehörde. 

  
 (6) Während der Absonderung und Unterbringung in 
einem besonders gesicherten Haftraum ist der Gefangene in be-
sonderem Maße zu betreuen. Ist er darüber hinaus gefesselt, ist 
er ständig und in unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten. 

 (6) unverändert 
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§ 90 § 90 
Ärztliche Überwachung Ärztliche Überwachung 

  
 (1) Ist der Gefangene in einem besonders gesicherten 
Haftraum untergebracht oder gefesselt, sucht ihn der Arzt alsbald 
und in der Folge täglich auf. Dies gilt nicht bei einer Fesselung 
während einer Ausführung, Vorführung oder eines Transportes 
sowie bei Bewegungen innerhalb der Anstalt. 

unverändert 

  
 (2) Der Arzt ist regelmäßig zu hören, solange dem Ge-
fangenen der tägliche Aufenthalt im Freien entzogen oder er län-
ger als 24 Stunden abgesondert ist. 

 

  
  

A b s c h n i t t  1 4  A b s c h n i t t  1 4  
Unmittelbarer Zwang Unmittelbarer Zwang 

  
§ 91 § 91 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 
  
 (1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Perso-
nen oder Sachen durch körperliche Gewalt, durch ihre Hilfsmittel 
oder durch Waffen. 

unverändert 

  
 (2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche 
Einwirkung auf Personen oder Sachen. 

 

  
 (3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbesonde-
re Fesseln und Reizstoffe. Waffen sind Hieb- und Schusswaffen. 

 

  
 (4) Es dürfen nur dienstlich zugelassene Hilfsmittel und 
Waffen verwendet werden. 
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§ 92 § 92 

Allgemeine Voraussetzungen Allgemeine Voraussetzungen 
  
 (1) Bedienstete dürfen unmittelbaren Zwang anwen-
den, wenn sie Vollzugs- und Sicherungsmaßnahmen rechtmäßig 
durchführen und der damit verfolgte Zweck auf keine andere 
Weise erreicht werden kann. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Gegen andere Personen als den Gefangenen darf 
unmittelbarer Zwang angewendet werden, wenn sie es unter-
nehmen, Gefangene zu befreien oder widerrechtlich in die An-
stalt einzudringen, oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund ande-
rer Regelungen bleibt unberührt. 

 (3) __ Unmittelbarer Zwang darf aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften ausgeübt werden. 

  
§ 93 § 93 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
  
 (1) Unter mehreren möglichen und geeigneten Maß-
nahmen des unmittelbaren Zwangs sind diejenigen zu wählen, 
die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am we-
nigsten beeinträchtigen. 

unverändert 

  
 (2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch 
ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer Verhältnis zu dem 
angestrebten Erfolg steht. 
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§ 94 § 94 
Androhung Androhung 

  
Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die Androhung darf 
nur dann unterbleiben, wenn die Umstände sie nicht zulassen 
oder unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um 
eine rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes 
erfüllt, zu verhindern oder eine gegenwärtige Gefahr abzuwen-
den. 

unverändert 

  
§ 95 § 95 

Schusswaffengebrauch Schusswaffengebrauch 
  
 (1) Der Gebrauch von Schusswaffen durch Bedienstete 
innerhalb der Anstalt ist verboten. Das Recht zum Schusswaf-
fengebrauch aufgrund anderer Vorschriften durch Polizeivoll-
zugsbedienstete bleibt davon unberührt. 

 (1) Der Gebrauch von Schusswaffen durch Bedienstete 
innerhalb der Anstalt ist verboten. Satz 1 gilt nicht für Polizei-
vollzugsbeamte, die das Recht zum Schusswaffengebrauch 
aufgrund anderer Vorschriften ____ ausüben. 

  
 (2) Außerhalb der Anstalt dürfen Schusswaffen durch 
Bedienstete nach Maßgabe der folgenden Absätze nur ge-
braucht werden, wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren 
Zwangs bereits erfolglos waren oder keinen Erfolg versprechen. 
Gegen Personen ist ihr Gebrauch nur zulässig, wenn der Zweck 
nicht durch Waffenwirkung gegen Sachen erreicht werden kann. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Schusswaffen dürfen nur die dazu bestimmten Be-
diensteten gebrauchen und nur, um angriffs- oder fluchtunfähig 
zu machen. Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn dadurch erkennbar 
Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet würden. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzu-
drohen. Als Androhung gilt auch ein Warnschuss. Ohne Andro-

 (4) unverändert 
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hung dürfen Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn 
dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben 
erforderlich ist. 
  
 (5) Gegen den Gefangenen dürfen Schusswaffen ge-
braucht werden, 

 (5) Gegen den Gefangenen dürfen Schusswaffen ge-
braucht werden, 

  
1. wenn er eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werk-

zeug trotz wiederholter Aufforderung nicht ablegt, 
1. unverändert 

  
2. wenn er eine Meuterei (§ 121 des Strafgesetzbuches) un-

ternimmt oder 
2. wenn er eine Meuterei nach § 121 des Strafgesetzbu-

ches_ unternimmt oder 
  
3. um seine Entweichung zu vereiteln oder um ihn wieder-

zuergreifen. 
3. unverändert 

  
Satz 1 Nrn. 2 und 3 findet auf den minderjährigen Gefangenen 
oder erkennbar Schwangere keine Anwendung. Satz 1 Nr. 3 fin-
det keine Anwendung auf den Gefangenen, der im offenen Voll-
zug untergebracht ist. Dies gilt nicht, wenn der Schusswaffen-
gebrauch das einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Le-
bensgefahr ist. 

Satz 1 Nrn. 2 und 3 findet auf den minderjährigen Gefangenen 
oder auf eine Gefangene, die erkennbar schwanger_ ist, keine 
Anwendung. Satz 1 Nr. 3 findet keine Anwendung auf den Ge-
fangenen, der im offenen Vollzug untergebracht ist. Satz 3 gilt 
nicht, wenn der Schusswaffengebrauch das einzige Mittel zur 
Abwehr einer gegenwärtigen Lebensgefahr ist. 

  
 (6) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen ge-
braucht werden, wenn sie es unternehmen, Gefangene gewalt-
sam zu befreien. 

 (6) unverändert 
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A b s c h n i t t  1 5  A b s c h n i t t  1 5  
Erzieherische Maßnahmen, Disziplinarmaßnahmen Erzieherische Maßnahmen, Disziplinarmaßnahmen 

  
§ 96 § 96 

Erzieherische Maßnahmen Erzieherische Maßnahmen 
  
 (1) Verstöße des jungen Gefangenen gegen Pflichten, 
die ihm durch oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind, sind 
unverzüglich im erzieherischen Gespräch aufzuarbeiten. Dane-
ben können erzieherische Maßnahmen angeordnet werden, die 
geeignet sind, dem jungen Gefangenen sein Fehlverhalten be-
wusst zu machen. Als erzieherische Maßnahmen kommen ins-
besondere die Erteilung von Weisungen und Auflagen, die Be-
schränkung oder der Entzug einzelner Gegenstände für die Frei-
zeitbeschäftigung und der Ausschluss von gemeinsamer Freizeit 
oder von einzelnen Freizeitveranstaltungen bis zur Dauer einer 
Woche in Betracht. 

unverändert 

  
 (2) In geeigneten Fällen können im Wege einvernehm-
licher Streitbeilegung Vereinbarungen getroffen werden. Insbe-
sondere kommen die Wiedergutmachung des Schadens, die 
Entschuldigung bei den Geschädigten, die Erbringung von Leis-
tungen für die Gemeinschaft und der vorübergehende Verbleib 
im Haftraum in Betracht. Erfüllt der junge Gefangene die Verein-
barung, ist die Anordnung einer erzieherischen Maßnahme auf-
grund dieser Verfehlung ausgeschlossen. 

 

  
 (3) Der Anstaltsleiter legt fest, welche Bediensteten be-
fugt sind, erzieherische Maßnahmen anzuordnen. 

 

  
 (4) Es sollen solche erzieherischen Maßnahmen ange-
ordnet werden, die mit der Verfehlung in Zusammenhang stehen.
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§ 97 § 97 

Disziplinarmaßnahmen Disziplinarmaßnahmen 
  
 (1) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet werden, 
wenn der Gefangene rechtswidrig und schuldhaft 

 (1) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet werden, 
wenn der Gefangene rechtswidrig und schuldhaft 

  
1. andere Personen verbal oder tätlich angreift, 1. unverändert 
  
2. Lebensmittel oder fremde Sachen zerstören oder be-

schädigt, 
2. Lebensmittel oder fremde Sachen zerstört oder beschä-

digt, 
  
3. in sonstiger Weise gegen Strafgesetze verstoßen oder 

eine Ordnungswidrigkeit begeht, 
3. in sonstiger Weise gegen Strafgesetze verstößt oder eine 

Ordnungswidrigkeit begeht, 
  
4. verbotene Gegenstände in die Anstalt einbringen, sich an 

deren Einbringung beteiligt, sie besitzt, weitergibt oder 
dies versucht, 

4. verbotene Gegenstände in die Anstalt einbringt, sich an 
deren Einbringung beteiligt, sie besitzt, weitergibt oder 
dies versucht, 

  
5. unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berauschende 

Stoffe, insbesondere Alkohol, konsumiert, herstellt, be-
sitzt, annimmt, weitergibt oder dies versucht, 

5. unverändert 

  
6. entweichen oder zu entweichen versucht, 6. entweicht oder zu entweichen versucht, 
  
7. gegen Weisungen im Zusammenhang mit der Gewäh-

rung von Lockerungen verstoßt, insbesondere sich wäh-
rend der Lockerungen dem weiteren Vollzug der Frei-
heitsstrafe oder Jugendstrafe entzieht oder dies versucht,

7. gegen Weisungen im Zusammenhang mit der Gewäh-
rung von Lockerungen verstößt, insbesondere sich wäh-
rend der Lockerungen dem weiteren Vollzug der Frei-
heitsstrafe oder Jugendstrafe entzieht oder dies versucht, 

  
8. gegen eine Anordnung nach § 119 Abs. 1 der Strafpro-

zessordnung verstößt, 
8. unverändert 
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9. Anordnungen der Bediensteten nicht befolgt, 9. unverändert 
  
10. sich weigert an einer Maßnahme nach § 86 Abs. 1 mit-

zuwirken, 
10. sich weigert, an einer Maßnahme nach § 86 Abs. 1 mit-

zuwirken, 
  
11. durch sein Verhalten das geordnete Zusammenleben in 

der Anstalt stört, 
11. unverändert 

  
12. wiederholt oder schwerwiegend gegen sonstige Pflichten 

verstößt, die ihm durch dieses Gesetz oder aufgrund die-
ses Gesetzes auferlegt sind oder 

12. wiederholt oder schwerwiegend gegen sonstige Pflichten 
verstößt, die ihm durch dieses Gesetz oder aufgrund die-
ses Gesetzes auferlegt sind, oder 

  
13. sich zugewiesenen Aufgaben oder Bereichen entzieht. 13. unverändert 

  
Von einer Disziplinarmaßnahme wird abgesehen, wenn es ge-
nügt, den Gefangenen zu verwarnen.  

Von einer Disziplinarmaßnahme wird abgesehen, wenn es ge-
nügt, den Gefangenen zu verwarnen.  

  
 (2) Disziplinarmaßnahmen dürfen gegen den jungen 
Gefangenen nur angeordnet werden, wenn erzieherische Maß-
nahmen nicht nach § 96 Abs. 2 Satz 3 ausgeschlossen sind oder 
nicht ausreichen, um ihnen das Unrecht ihrer Handlung zu ver-
deutlichen. 

 (2) Disziplinarmaßnahmen dürfen gegen den jungen 
Gefangenen nur angeordnet werden, wenn erzieherische Maß-
nahmen nicht nach § 96 Abs. 2 Satz 3 ausgeschlossen sind oder 
nicht ausreichen, um ihm das Unrecht seiner Handlung zu ver-
deutlichen. 

  
 (3) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind  (3) unverändert 
  

1. der Verweis,  
  
2. die Beschränkung oder der Entzug des Fernsehempfangs 

bis zu drei Monaten, 
 

  
3. die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände für  
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die Freizeitbeschäftigung, mit Ausnahme des Lesestoffs, 
bis zu drei Monaten, 

  
4. die Beschränkung oder der Entzug des Aufenthalts in 

Gemeinschaft oder der Teilnahme an einzelnen Freizeit-
veranstaltungen bis zu drei Monaten, 

 

  
5. die Beschränkung der Verfügung über das Hausgeld und 

des Einkaufs bis zu drei Monaten, 
 

  
6. die Beschränkung oder der Entzug von Annehmlichkeiten 

nach § 62 bis zu drei Monaten, 
 

  
7. die Kürzung der in diesem Gesetz geregelten Bezüge um 

10 v. H. bis zu drei Monaten, 
 

  
8. der Entzug der zugewiesenen Arbeit bis zu vier Wochen 

und 
 

  
9. Arrest bis zu vier Wochen.  

  
Bei dem jungen Gefangenen findet Satz 1 Nr. 1 keine Anwen-
dung; Maßnahmen nach Satz 1 Nrn. 2 bis 7 sind nur bis zu zwei 
Monaten und Maßnahmen nach Satz 1 Nrn. 8 und 9 nur bis zu 
zwei Wochen zulässig. 

 

  
 (4) Arrest darf nur wegen schwerer oder mehrfach wie-
derholter Verfehlungen verhängt werden.  

 (4) unverändert 

  
 (5) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinan-
der verbunden werden. 

 (5) unverändert 
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 (6) Disziplinarmaßnahmen sind auch zulässig, wenn 
wegen derselben Verfehlung ein Strafverfahren oder ein Buß-
geldverfahren eingeleitet wird.  

 (6) unverändert 

  
 (7) Bei der Auswahl der Disziplinarmaßnahmen im 
Vollzug der Untersuchungshaft sind Grund und Zweck der Haft 
sowie die psychischen Auswirkungen der Untersuchungshaft und 
des Strafverfahrens auf die Untersuchungsgefangenen zu be-
rücksichtigen. Durch die Anordnung und den Vollzug einer Dis-
ziplinarmaßnahme dürfen im Strafverfahren die Verteidigung, die 
Verhandlungsfähigkeit und die Verfügbarkeit der Untersuchungs-
gefangenen für die Verhandlung nicht beeinträchtigt werden. 

 (7) Bei der Auswahl der Disziplinarmaßnahmen im 
Vollzug der Untersuchungshaft sind Grund und Zweck der Haft 
sowie die psychischen Auswirkungen der Untersuchungshaft und 
des Strafverfahrens auf den Untersuchungsgefangenen zu be-
rücksichtigen. Durch die Anordnung und den Vollzug einer Dis-
ziplinarmaßnahme dürfen im Strafverfahren die Verteidigung, die 
Verhandlungsfähigkeit und die Verfügbarkeit des Untersu-
chungsgefangenen für die Verhandlung nicht beeinträchtigt wer-
den. 

  
§ 98 § 98 

Vollzug der Disziplinarmaßnahmen, Aussetzung  
zur Bewährung 

Vollzug der Disziplinarmaßnahmen, Aussetzung  
zur Bewährung 

  
 (1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel sofort 
vollstreckt. Die Vollstreckung ist auszusetzen, soweit es zur Ge-
währung eines effektiven Rechtsschutzes erforderlich ist.  

 (1) unverändert 

  
 (2) Disziplinarmaßnahmen können ganz oder teilweise 
bis zu sechs Monaten zur Bewährung ausgesetzt werden. Die 
Aussetzung zur Bewährung kann ganz oder teilweise widerrufen 
werden, wenn Gefangene die ihr zugrunde liegenden Erwartun-
gen nicht erfüllen. 

 (2) Disziplinarmaßnahmen können _______ bis zu 
sechs Monaten zur Bewährung ausgesetzt werden. Die Ausset-
zung zur Bewährung kann _______ widerrufen werden, wenn 
der Gefangene die ____ Erwartungen, die mit der Aussetzung 
der Disziplinarmaßnahme verbunden sind, nicht erfüllt. 

  
 (3) Im Vollzug der Untersuchungshaft angeordnete 
Disziplinarmaßnahmen können ganz oder zum Teil auch wäh-
rend einer der Untersuchungshaft unmittelbar nachfolgenden 
Haft vollstreckt werden. 

 (3) Im Vollzug der Untersuchungshaft angeordnete 
Disziplinarmaßnahmen können _______ auch während einer der 
Untersuchungshaft unmittelbar nachfolgenden Haft vollstreckt 
werden. 
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 (4) Für die Dauer des Arrests wird der Gefangene ge-
trennt von anderen Gefangenen untergebracht. Er kann in einem 
besonderen Arrestraum untergebracht werden, der den Anforde-
rungen entsprechen muss, die an einen zum Aufenthalt bei Tag 
und Nacht bestimmten Haftraum gestellt werden. Soweit nichts 
anderes angeordnet wird, ruhen die Befugnisse des Gefangenen 
zur Ausstattung des Haftraums mit eigenen Gegenständen, zum 
Fernsehempfang und zum Einkauf. Gegenstände für die Frei-
zeitbeschäftigung, mit Ausnahme des Lesestoffs, sind nicht zu-
gelassen. Die Rechte zur Teilnahme am Gottesdienst und auf 
Aufenthalt im Freien bleiben unberührt. 

 (4) Für die Dauer des Arrests wird der Gefangene ge-
trennt von anderen Gefangenen untergebracht. Er kann in einem 
besonderen Arrestraum untergebracht werden, der den Anforde-
rungen entsprechen muss, die an einen zum Aufenthalt bei Tag 
und Nacht bestimmten Haftraum gestellt werden. Soweit nichts 
anderes angeordnet wird, ruhen die Befugnisse des Gefangenen 
zur Ausstattung des Haftraums mit eigenen Gegenständen, zum 
Fernsehempfang und zum Einkauf. Gegenstände für die Frei-
zeitbeschäftigung, mit Ausnahme des Lesestoffs, sind nicht zu-
gelassen. Die Regelungen dieses Gesetzes zur Religions-
ausübung und zum Aufenthalt im Freien finden Anwendung. 

  
 (5) Für den jungen Gefangenen ist der Arrest erziehe-
risch auszugestalten. 

 (5) unverändert 

  
§ 99 § 99 

Disziplinarbefugnis Disziplinarbefugnis 
  
 (1) Disziplinarmaßnahmen ordnet der Anstaltsleiter an. 
Bei einer Verfehlung auf dem Weg in eine andere Anstalt zum 
Zweck der Verlegung ist der Leiter der Bestimmungsanstalt zu-
ständig. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn sich die 
Verfehlung gegen den Anstaltsleiter richtet. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Disziplinarmaßnahmen, die in einer anderen Anstalt 
angeordnet worden sind, werden auf Ersuchen vollstreckt. § 98 
Abs. 2 bleibt unberührt. 

 (3) Disziplinarmaßnahmen, die in einer anderen Anstalt 
angeordnet worden sind, werden auf Ersuchen vollstreckt. § 98 
Abs. 2 findet Anwendung. 
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§ 100 § 100 
Verfahren Verfahren 

  
 (1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind sowohl 
belastende als auch entlastende Umstände zu ermitteln. Der be-
troffene Gefangene wird gehört. Er wird darüber unterrichtet, 
welche Verfehlungen ihm zur Last gelegt werden. Er ist darauf 
hinzuweisen, dass es ihm freisteht sich zu äußern. Die Erhebun-
gen werden in einer Niederschrift festgelegt; die Einlassung des 
Gefangenen und die Ergebnisse der Ermittlungen sind akten-
kundig zu machen. 

 (1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind sowohl 
belastende als auch entlastende Umstände zu ermitteln. Der be-
troffene Gefangene wird gehört. Er wird darüber unterrichtet, 
welche Verfehlungen ihm zur Last gelegt werden. Er ist darauf 
hinzuweisen, dass es ihm freisteht sich zu äußern. Die Unter-
richtung nach Satz 4, die Einlassung des Gefangenen und die 
Ergebnisse der Ermittlungen sind aktenkundig zu machen. 

  
 (2) In geeigneten Fällen können zur Abwendung von 
Disziplinarmaßnahmen im Wege einvernehmlicher Streitbeile-
gung Vereinbarungen getroffen werden. Insbesondere kommen 
die Wiedergutmachung des Schadens, die Entschuldigung bei 
den Geschädigten, die Erbringung von Leistungen für die Ge-
meinschaft und der vorübergehende Verbleib im Haftraum in Be-
tracht. Erfüllt der Gefangene die Vereinbarung, ist die Anordnung 
einer Disziplinarmaßnahme aufgrund dieser Verfehlung unzuläs-
sig. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beurtei-
len sind, werden durch eine Entscheidung geahndet.  

 (3) unverändert 

  
 (4) Der Anstaltsleiter soll sich vor der Entscheidung mit 
Personen besprechen, die an der Vollzugsgestaltung mitwirken. 
Bei Schwangeren, stillenden Müttern oder dem Gefangenen, der 
sich in ärztlicher Behandlung befindet, ist ein Arzt zu hören. 

 (4) Der Anstaltsleiter soll sich vor der Entscheidung mit 
Personen besprechen, die an der Vollzugsgestaltung mitwirken. 
Bei einer Gefangenen, die schwanger__ ist oder stillt__ ___, 
oder bei dem Gefangenen, der sich in ärztlicher Behandlung be-
findet, ist ein Arzt zu hören. 
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 (5) Vor der Entscheidung über eine Disziplinarmaß-
nahme erhält der Gefangene die Gelegenheit, sich zu dem Er-
gebnis der Ermittlungen zu äußern. Die Entscheidung wird dem 
Gefangenen eröffnet und mit einer kurzen Begründung schriftlich 
abgefasst. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Bevor Arrest vollzogen wird, ist ein Arzt zu hören. 
Während des Arrests steht der Gefangene unter ärztlicher Auf-
sicht. Der Vollzug unterbleibt oder wird unterbrochen, wenn an-
sonsten die Gesundheit des Gefangenen oder im Vollzug der 
Untersuchungshaft der Fortgang des Strafverfahrens gefährdet 
würde. 

 (6) unverändert 

  
A b s c h n i t t  1 6  A b s c h n i t t  1 6  

Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerderecht Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerderecht 
  

§ 101 § 101 
Aufhebung von Maßnahmen Aufhebung von Maßnahmen 

  
 (1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung ein-
zelner Angelegenheiten auf dem Gebiet des Vollzugs richtet sich 
nach den nachfolgenden Absätzen, soweit dieses Gesetz keine 
abweichende Bestimmung enthält. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Rechtswidrige Maßnahmen können, auch nachdem 
sie unanfechtbar geworden sind ganz oder teilweise mit Wirkung 
für die Vergangenheit und die Zukunft zurückgenommen werden.

 (2) Rechtswidrige Maßnahmen können, auch nachdem 
sie unanfechtbar geworden sind, _____ mit Wirkung für die Ver-
gangenheit und die Zukunft zurückgenommen werden. 

  
 (3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder teil-
weise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn 

 (3) Rechtmäßige Maßnahmen können _______ mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn 
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1. aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt gewor-
dener Umstände die Maßnahmen hätten versagt werden 
können, 

1. unverändert 

  
2. die Maßnahmen missbraucht werden oder 2. unverändert 
  
3. Weisungen nicht befolgt werden. 3. unverändert 

  
 (4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach den Ab-
sätzen 2 oder 3 nur aufgehoben werden, wenn die vollzuglichen 
Interessen an der Aufhebung in Abwägung mit dem schutzwürdi-
gen Vertrauen der Betroffenen auf den Bestand der Maßnahmen 
überwiegen. Davon ist auszugehen, wenn die Aufhebung der 
Maßnahme unerlässlich ist, um die Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt zu gewährleisten. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unberührt.  (5) wird gestrichen 
  

§ 102 § 102 
Beschwerderecht Beschwerderecht 

  
 (1) Der Gefangene erhält die Gelegenheit, sich mit 
Wünschen, Anregungen und Beschwerden in vollzuglichen An-
gelegenheiten, die ihn selbst betreffen, an den Anstaltsleiter oder 
an einen von ihm beauftragten Bediensteten zu wenden. Regel-
mäßige Sprechstunden sind einzurichten. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Besichtigen Vertreter der Aufsichtsbehörde die An-
stalt, so ist zu gewährleisten, dass der Gefangene sich in voll-
zuglichen Angelegenheiten, die ihn selbst betreffen, an diese 
wenden kann. 

 (2) unverändert 
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 (3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde 
bleibt unberührt. 

 (3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde be-
steht daneben fort. 

  
  

A b s c h n i t t  1 7  A b s c h n i t t  1 7  
Kriminologische Forschung Kriminologische Forschung 

  
§ 103 § 103 

Evaluation, Kriminologische Forschung Evaluation, Kriminologische Forschung 
  
 (1) Behandlungs-, Erziehungs- und Förderprogramme 
für die Strafgefangenen und Jugendstrafgefangenen sind auf der 
Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu konzipieren, zu 
standardisieren und auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen. 

 (1) Behandlungs-, Erziehungs- und Förderprogramme 
für die Strafgefangenen oder die Jugendstrafgefangenen sind 
auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu konzipie-
ren, zu standardisieren und auf ihre Wirksamkeit hin zu überprü-
fen. 

  
 (2) Der Vollzug der Freiheitsstrafe und der Jugendstra-
fe, insbesondere seine Aufgabenerfüllung und Gestaltung, die 
Umsetzung seiner Leitlinien sowie die Behandlungsprogramme 
und deren Wirkungen auf die Erreichung des Vollzugsziels, soll 
regelmäßig von dem kriminologischen Dienst, von einer Hoch-
schule oder von einer anderen Stelle wissenschaftlich begleitet 
und erforscht werden.  

 (2) Der Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Jugend-
strafe, insbesondere seine Aufgabenerfüllung und Gestaltung, 
die Umsetzung seiner Leitlinien sowie die Behandlungspro-
gramme und deren Wirkungen auf die Erreichung des Vollzugs-
ziels, soll regelmäßig von dem kriminologischen Dienst, von ei-
ner Hochschule oder von einer anderen Stelle wissenschaftlich 
begleitet und erforscht werden.  

  
 (3) Zu diesen Zwecken sind landesweit von den ein-
zelnen Vollzugsbehörden aussagefähige und auf Vergleichbar-
keit angelegte Daten zu erheben, die eine Feststellung und Be-
wertung der Erfolge und Misserfolge des Vollzugs, insbesondere 
im Hinblick auf Rückfallhäufigkeiten, sowie die gezielte Erfor-
schung der hierfür verantwortlichen Faktoren ermöglichen. Ent-
sprechende Daten für Bereiche außerhalb des räumlichen Gel-
tungsbereiches dieses Gesetzes sind einzubeziehen und zu ver-

 (3) unverändert 
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gleichen, soweit solche Daten für die Aufsichtsbehörde zugäng-
lich sind. 
  
  

A b s c h n i t t  1 8  A b s c h n i t t  1 8  
Aufbau und Organisation der Anstalten Aufbau und Organisation der Anstalten 

  
§ 104 § 104 

Organisation, Gestaltung und Differenzierung der Anstalten Organisation, Gestaltung und Differenzierung der Anstalten 
  
 (1) Die Anstalten sind von der Aufsichtsbehörde und 
den Anstaltsleitern so zu gestalten und zu differenzieren, dass 
der Vollzug seine Aufgaben erfüllt und die Ziele erreicht. Perso-
nelle Ausstattung, sachliche Mittel und Organisation der Anstal-
ten sind hieran auszurichten. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Für die einzelnen Vollzugsarten sind jeweils geson-
derte Anstalten oder Abteilungen einzurichten, die den unter-
schiedlichen vollzuglichen Anforderungen Rechnung tragen. Für 
den Vollzug der Freiheitsstrafe und der Jugendstrafe sind insbe-
sondere sozialtherapeutische Abteilungen einzurichten. 

 (2) Für die einzelnen Vollzugsarten sind jeweils geson-
derte Anstalten oder Abteilungen einzurichten, die den unter-
schiedlichen vollzuglichen Anforderungen Rechnung tragen. Für 
den Vollzug der Freiheitsstrafe oder der Jugendstrafe sind ins-
besondere sozialtherapeutische Abteilungen einzurichten. 

  
 (3) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und Ausstattung 
von Plätzen für therapeutische Maßnahmen, schulische und be-
rufliche Qualifizierung, Arbeitstraining und Arbeitstherapie sowie 
zur Ausübung von Arbeit vorzusehen. Gleiches gilt für Besuche, 
Freizeit, Sport und Seelsorge. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Räume für den Aufenthalt während der Ruhezeit 
und der Freizeit sowie Gemeinschaftsräume und Besuchsräume 
müssen zweckentsprechend ausgestaltet und für eine gesunde 
Lebensführung ausreichend mit Heizung, Lüftung, Bodenfläche 

 (4) unverändert 
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und Fensterfläche ausgestattet sein. In Gemeinschaftshafträu-
men befindliche Sanitärbereiche sind baulich vollständig abzu-
trennen. Die Größe der Gemeinschaftshafträume muss für die 
darin untergebrachten Gefangenen unter Berücksichtigung der 
Umstände des Einzelfalles zumutbar sein. 
  
 (5) Der Vollzug an Frauen und Männern erfolgt in den 
dafür vorgesehenen gesonderten Anstalten oder Abteilungen. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Die einzelnen Vollzugsarten werden jeweils in den 
dafür bestimmten gesonderten Anstalten oder Abteilungen voll-
zogen. Abweichend von Satz 1 kann der Vollzug einer Vollzugs-
art in einer für eine andere Vollzugsart bestimmten Anstalt oder 
Abteilung erfolgen, 

 (6) Die einzelnen Vollzugsarten werden jeweils in den 
dafür bestimmten gesonderten Anstalten oder Abteilungen voll-
zogen. Abweichend von Satz 1 kann der Vollzug einer Vollzugs-
art in einer für eine andere Vollzugsart bestimmten Anstalt oder 
Abteilung erfolgen, 

  
1. sofern ein Gefangener hilfsbedürftig ist oder für einen von 

ihnen eine Gefahr für Leben oder Gesundheit besteht, 
1. sofern ein Gefangener hilfsbedürftig ist oder für ___ ihn_ 

oder für andere Gefangene eine Gefahr für Leben oder 
Gesundheit besteht, 

  
2. um einem Gefangenen die Teilnahme an vollzuglichen 

Maßnahmen in einer anderen Anstalt oder Abteilung zu 
ermöglichen, 

2. unverändert 

  
3. aus dringenden Gründen der Vollzugsorganisation oder 3. aus __ erheblichen Gründen der Vollzugsorganisation 

oder 
  
4. mit Zustimmung des Gefangenen. 4. unverändert 

  
Betrifft die Abweichung von Satz 1 einen Untersuchungsgefan-
genen, so bedarf es der Zustimmung des zuständigen Gerichts. 

Betrifft die Abweichung von Satz 1 einen Untersuchungsgefan-
genen, so bedarf es der Zustimmung des zuständigen Gerichts. 
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§ 105 § 105 
Belegungsfähigkeit Belegungsfähigkeit 

  
 (1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit 
der Anstalt so fest, dass eine angemessene Unterbringung der 
Gefangenen gewährleistet ist. § 104 Abs. 2 ist zu berücksichti-
gen. 

unverändert 

  
 (2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Gefangenen als 
zugelassen belegt werden. 

 

  
 (3) Ausnahmen von Absatz 2 sind nur vorübergehend 
und nur mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde zulässig. 

 

  
§ 106 § 106 

Anstaltsleitung Anstaltsleitung 
  
 (1) Der Anstaltsleiter trägt die Verantwortung für den 
gesamten Vollzug, vertritt die Anstalt in den ihr als Vollzugsbe-
hörde obliegenden Angelegenheiten nach außen und regelt die 
Geschäftsverteilung innerhalb der Anstalt, soweit nicht bestimm-
te Aufgabenbereiche der Verantwortung anderer Justizvollzugs-
bediensteter oder ihrer gemeinsamen Verantwortung übertragen 
sind. 

unverändert 

  
 (2) Die Befugnis, eine mit einer Entkleidung verbunde-
ne körperliche Durchsuchung, besondere Sicherungsmaßnah-
men und Disziplinarmaßnahmen anzuordnen, darf nur mit Zu-
stimmung der Aufsichtsbehörde anderen Justizvollzugsbediens-
teten übertragen werden. 
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 (3) Der Anstaltsleiter und seine Vertreter müssen 
hauptamtlich tätig sein und in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- 
und Treueverhältnis zum Land stehen. Sie werden von der Auf-
sichtsbehörde bestellt. Der Anstaltsleiter ist ein Beamter der 
Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt. 

 

  
§ 107 § 107 

Bedienstete Bedienstete 
  
 (1) Die Aufgaben in den Anstalten werden von Justiz-
vollzugsbeamten wahrgenommen. Aus besonderen Gründen 
kann die Wahrnehmung der Aufgaben auch anderen Bedienste-
ten der Anstalten sowie nebenamtlichen oder vertraglich ver-
pflichteten Personen übertragen werden. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Die im Vollzug der Jugendstrafe und der Unter-
suchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen tätigen Be-
diensteten müssen für die erzieherische Gestaltung geeignet und 
qualifiziert sein. Für die Betreuung von Strafgefangenen mit an-
geordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung und Ju-
gendstrafgefangenen mit vorbehaltener Sicherungsverwahrung 
ist besonders qualifiziertes Personal vorzusehen und eine fach-
übergreifende Zusammenarbeit zu gewährleisten. Soweit erfor-
derlich, sind externe Fachkräfte einzubeziehen. Die Eignung ist 
durch entsprechende Fortbildungen sowie Praxisberatungen und 
- begleitungen, zu gewährleisten und zu fördern. 

 (2) Die im Vollzug der Jugendstrafe und der Unter-
suchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen tätigen Be-
diensteten müssen für die erzieherische Gestaltung geeignet und 
qualifiziert sein. Für die Betreuung von Strafgefangenen mit an-
geordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung oder von 
Jugendstrafgefangenen mit vorbehaltener Sicherungsverwah-
rung ist besonders qualifiziertes Personal vorzusehen und eine 
fachübergreifende Zusammenarbeit zu gewährleisten. Soweit er-
forderlich, sind externe Fachkräfte einzubeziehen. Die Eignung 
ist durch entsprechende Fortbildungen sowie Praxisberatungen 
und Praxisbegleitungen__ zu gewährleisten und zu fördern. 

  
§ 108 § 108 

Beauftragung Beauftragung 
  
 (1) Fachlich geeignete und zuverlässige natürliche 
Personen, juristische Personen des öffentlichen oder privaten 

 (1) unverändert 
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Rechts oder sonstige Stellen können nach sorgfältiger Auswahl 
von der Anstalt oder der Aufsichtsbehörde beauftragt werden, 
nichthoheitliche Aufgaben für die Anstalt wahrzunehmen. Sie 
können für die Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben als Verwal-
tungshelfer herangezogen werden. Der Auftrag ist schriftlich zu 
erteilen und hat auch das Erfordernis der Verpflichtung des ein-
zusetzenden Personals nach dem Verpflichtungsgesetz zu ent-
halten. Eine Übertragung von hoheitlichen Aufgaben zur eigen-
verantwortlichen Wahrnehmung ist ausgeschlossen. 
  
 (2) Bei der Auswahl des Auftragnehmers nach Ab-
satz 2 ist auch zu berücksichtigen, ob er ausreichend Gewähr 
dafür bietet, dass er die für eine datenschutzgerechte Datenver-
arbeitung erforderlichen technischen und organisatorischen 
Maßnahmen zu treffen in der Lage ist. Der schriftlich erteilte Auf-
trag hat Angaben zu Gegenstand und Umfang der erforderlichen 
Datenüberlassung zu enthalten. Der Auftraggeber hat sich das 
Recht vorzubehalten, die Einhaltung datenschutzrechtlicher 
Maßnahmen zu überprüfen. 

 (2) Bei der Auswahl des Auftragnehmers nach Ab-
satz 1 ist auch zu berücksichtigen, ob er ausreichend Gewähr 
dafür bietet, dass er die für eine datenschutzgerechte Datenver-
arbeitung erforderlichen technischen und organisatorischen 
Maßnahmen zu treffen in der Lage ist. Der schriftlich erteilte Auf-
trag hat Angaben zu Gegenstand und Umfang der erforderlichen 
Datenüberlassung zu enthalten. Der Auftraggeber hat sich das 
Recht vorzubehalten, die Einhaltung datenschutzrechtlicher 
Maßnahmen zu überprüfen. 

  
 (3) Unterhalten private Unternehmen Betriebe in An-
stalten, kann die technische und fachliche Leitung ihren Mitarbei-
tern übertragen werden. 

 (3) unverändert 

  
§ 109 § 109 

Seelsorge Seelsorger 
  
 (1) Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jewei-
ligen Religionsgemeinschaft in der Regel im Hauptamt bestellt 
oder vertraglich verpflichtet. 

(1) unverändert 
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 (2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer 
Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Absatz 1 nicht recht-
fertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzu-
lassen. 

(2) unverändert 

  
 (3) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters darf der An-
staltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer bedienen und für Got-
tesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen Seelsorger 
von außen hinzuziehen. 

(3) unverändert 

  
§ 110 § 110 

Medizinisches Personal Medizinisches Personal 
  
 (1) Die ärztliche Versorgung der Gefangenen ist durch 
hauptamtliche Anstaltsärzte sicherzustellen. Sie kann aus be-
sonderen Gründen nebenamtlichen oder vertraglich verpflichte-
ten Ärzten übertragen werden. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Stellt eine Katastrophenschutzbehörde den Katast-
rophenfall aufgrund einer drohenden oder eingetretenen Pande-
mielage fest oder hat die Weltgesundheitsorganisation die Pan-
demiestufe 6 ausgerufen, können die hauptamtlichen Anstalts-
ärzte zugleich als Impfärzte für die Bediensteten tätig werden. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Die Pflege der Kranken soll von Bediensteten aus-
geführt werden, die eine Erlaubnis nach dem Krankenpflegege-
setz besitzen. Solange diese nicht zur Verfügung stehen, können 
auch Bedienstete eingesetzt werden, die eine sonstige Ausbil-
dung in der Krankenpflege erfahren haben. 

 (3) Die Pflege der Kranken soll von Bediensteten aus-
geführt werden, die eine Erlaubnis nach dem Krankenpflegege-
setz vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442), zuletzt geändert 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 16. Juli 2015 (BGBl. I 
S. 1211, 1241), besitzen. Solange diese nicht zur Verfügung ste-
hen, können auch Bedienstete eingesetzt werden, die eine sons-
tige Ausbildung in der Krankenpflege erfahren haben. 
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§ 111 § 111 
Interessenvertretung der Gefangenen Interessenvertretung der Gefangenen 

  
Den Gefangenen soll ermöglicht werden, Vertretungen zu wäh-
len. Diese können in Angelegenheiten von gemeinsamem Inte-
resse, die sich ihrer Eigenart und der Zweckbestimmung der An-
stalt nach für eine Mitwirkung eignen, Vorschläge und An-
regungen an die Anstalt herantragen. Die Vorschläge und Anre-
gungen sollen mit der Vertretung erörtert werden. Der Anstaltslei-
ter kann einen Gefangenen von der Interessenvertretung aus-
schließen, solange durch seine Teilnahme die Sicherheit oder 
Ordnung der Anstalt gefährdet wäre. 

unverändert 

  
§ 112 § 112 

Hausordnung Hausordnung 
  
 (1) Der Anstaltsleiter erlässt eine Hausordnung. Die 
Hausordnung bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. 

unverändert 

  
 (2) In die Hausordnung sind insbesondere Anordnun-
gen aufzunehmen über die 

 

  
1. Besuchszeiten, Häufigkeit und Dauer der Besuche,  
  
2. Arbeitszeit, Freizeit und Ruhezeit sowie  
  
3. Gelegenheit, Anträge und Beschwerden anzubringen  

oder sich an einen Vertreter der Aufsichtsbehörde zu 
wenden. 

 

  
  
 (3) Ein Abdruck der Hausordnung ist allgemein zu-  
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gänglich auszuhängen und dem Gefangenen auf Verlangen aus-
zuhändigen. 
  
  

A b s c h n i t t  1 9  A b s c h n i t t  1 9  
Aufsicht, Beiräte Aufsicht, Beiräte 

  
§ 113 § 113 

Aufsichtsbehörde Aufsichtsbehörde 
  
 (1) Das für Justizvollzug zuständige Ministerium führt 
die Aufsicht über die Anstalten (Aufsichtsbehörde). 

unverändert 

  
 (2) Die Aufsichtsbehörde kann sich Entscheidungen 
über Verlegungen und Überstellungen vorbehalten. 

 

  
 (3) Richterliche Entscheidungen im Rahmen des Un-
tersuchungshaftvollzugs unterliegen nicht der Aufsicht. 

 

  
§ 114 § 114 

Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften 
  
 (1) Die Aufsichtsbehörde regelt die örtliche und sach-
liche Zuständigkeit der Anstalten nach allgemeinen Merkmalen in 
einem Vollstreckungsplan. 

unverändert 

  
 (2) Im Rahmen von Vollzugsgemeinschaften kann der 
Vollzug auch in Vollzugseinrichtungen anderer Länder vorgese-
hen werden. 
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§ 115 § 115 
Beiräte Beiräte 

  
 (1) Bei den Anstalten sind Beiräte zu bilden. Justizvoll-
zugsbedienstete sowie Bedienstete der Aufsichtsbehörde dürfen 
nicht Mitglieder des Beirats sein. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Die Mitglieder des Beirats wirken beratend bei der 
Gestaltung des Vollzugs und der Eingliederung der Gefangenen 
mit. Sie fördern das Verständnis für den Vollzug und seine ge-
sellschaftliche Akzeptanz und vermitteln Kontakte zu öffentlichen 
und privaten Einrichtungen. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Der Beirat steht dem Anstaltsleiter, den Bedienste-
ten und den Gefangenen als Ansprechpartner zur Verfügung. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Die Mitglieder des Beirats können sich über die Un-
terbringung der Gefangenen und die Gestaltung des Vollzugs un-
terrichten und die Anstalt besichtigen. Sie können die Gefange-
nen in ihren Räumen aufsuchen. Unterhaltung und Schriftwech-
sel werden nicht überwacht. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, außer-
halb ihres Amtes über alle Angelegenheiten, die ihrer Natur nach 
vertraulich sind, besonders über Namen und Persönlichkeit der 
Gefangenen, Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch 
nach Beendigung ihres Amtes. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Das Nähere regelt die Aufsichtsbehörde durch Ver-
ordnung. Die Verordnung enthält insbesondere Regelungen zur 
Anzahl der Beiratsmitglieder sowie über deren Berufung und Ab-
berufung. 

 (6) Das Nähere regelt die Aufsichtsbehörde durch Ver-
ordnung. Die Verordnung enthält insbesondere Regelungen zur 
Anzahl der Beiratsmitglieder sowie über deren Berufung und 
Abberufung. Befindet sich auf dem Gelände einer Anstalt auch 
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 die Einrichtung zum Vollzug der Sicherungsverwahrung, so ist 
Befindet sich auf dem Gelände einer Anstalt auch die Einrichtung 
zum Vollzug der Sicherungsverwahrung, so ist dies in der Ver-
ordnung nach Absatz 2, insbesondere bei der Bestimmung der 
Anzahl der Beiratsmitglieder, zu berücksichtigen. 

dies in der Verordnung ____, insbesondere bei der Bestimmung 
der Anzahl der Beiratsmitglieder, zu berücksichtigen. 

  
  

A b s c h n i t t  2 0  A b s c h n i t t  2 0  
Verhinderung von Mobilfunkverkehr Verhinderung von Mobilfunkverkehr 

  
§ 116 § 116 

Störung des Mobilfunkverkehrs Störung des Mobilfunkverkehrs 
  
 (1) Der Besitz und die Benutzung von Geräten zur 
funkbasierten Übertragung von Informationen sind auf dem An-
staltsgelände verboten, soweit diese nicht dienstlich zugelassen 
sind. Für Abteilungen des offenen Vollzuges können durch die 
Aufsichtsbehörde Ausnahmen zugelassen werden. 

 (1) Der Besitz und die Benutzung von Geräten zur 
funkbasierten Übertragung von Daten sind auf dem Anstaltsge-
lände verboten, soweit diese nicht dienstlich zugelassen sind. 
Für Abteilungen des offenen Vollzugs können durch die Auf-
sichtsbehörde Ausnahmen zugelassen werden. 

  
 (2) Die Anstalt darf technische Geräte betreiben, die (2) Die Anstalt darf technische Geräte betreiben, die 
  

1. das Auffinden von Geräten zur Funkübertragung ermög-
lichen, 

1. das Auffinden von Geräten zur funkbasierten Übertra-
gung von Daten ermöglichen, 

  
2. Geräte zur Funkübertragung zum Zwecke des Auffindens 

aktivieren können oder 
2. Geräte zur funkbasierten Übertragung von Daten zum 

Zwecke des Auffindens aktivieren können oder 
  
3. Frequenzen stören oder unterdrücken, die der Herstel-

lung oder Aufrechterhaltung unerlaubter Funkverbindun-
gen auf dem Anstaltsgelände dienen. 

3. unverändert 
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 (3) Die Anstalt hat die von der Bundesnetzagentur ge-
mäß § 55 Abs. 1 Satz 5 des Telekommunikationsgesetzes fest-
gelegten Rahmenbedingungen zu beachten. Frequenznutzungen 
außerhalb des Anstaltsgeländes dürfen nicht erheblich gestört 
werden. 

(3) Frequenznutzungen außerhalb des Anstaltsgeländes dür-
fen nicht erheblich gestört werden. Die Anstalt hat die von der 
Bundesnetzagentur gemäß § 55 Abs. 1 Satz 5 des Telekommu-
nikationsgesetzes festgelegten Rahmenbedingungen einzuhal-
ten. _________  

  
 § 116/1 
 Überflugverbot 
  
 (1) Über dem Anstaltsgelände und in einer Entfernung von 

weniger als 100 Metern von dessen Begrenzung ist der vor-
sätzliche oder fahrlässige Betrieb von Flugmodellen oder 
unbemannten Luftfahrtsystemen in einer Höhe von bis zu 
150 Metern über Grund und Wasser verboten. 

  
 (2) Für vollzugliche oder sonstige öffentliche Zwecke kann 

die Anstaltsleitung den Betrieb im Einzelfall gestatten. 
  
 (3) Für den Bereich außerhalb des Anstaltsgeländes kann 

die Gestattung auch für private Zwecke erteilt werden, wenn 
keine Gefährdung für die Sicherheit und Ordnung der An-
stalt zu befürchten ist. 

  
 (4) § 116 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 
  
 § 116/2 
 Bußgeldvorschriften 
  
 (1) Ordnungswidrig handelt, wer 
  
 1. entgegen § 116 Abs. 1 Satz 1 Geräte zur funkbasierten 

Übertragung von Daten besitzt oder benutzt oder 
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 2. entgegen § 116/1 Abs. 1 vorsätzlich oder fahrlässig Flug-

modelle oder unbemannte Luftfahrtsysteme über dem An-
staltsgelände oder in einer Entfernung von weniger als 100 
Metern von der Begrenzung des Anstaltsgeländes unbefugt 
betreibt. 

  
 (2) Die Ordnungswidrigkeit und der Versuch einer Ord-

nungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzehntausend Euro, in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu fünfund-
zwanzigtausend Euro geahndet werden. 

  
 (3) Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrigkeit be-

zieht oder die zu ihrer Vorbereitung oder Begehung verwen-
det worden sind, können eingezogen werden. § 23 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten findet Anwendung. 

  
 (4) Sachlich zuständige Verwaltungsbehörden für die Ver-

folgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Ab-
satz 1 sind die Justizvollzugsanstalten. 

  
  

A b s c h n i t t  2 1  A b s c h n i t t  2 1  
Vollzug des Strafarrests Vollzug des Strafarrests 

  
§ 117 § 117 

Grundsatz Grundsatz 
  
 (1) Für den Vollzug des Strafarrests in Anstalten gelten 
die den Strafgefangenen betreffenden Bestimmungen dieses 
Gesetzes entsprechend, soweit § 118 nicht Abweichendes be-

unverändert 
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stimmt. 
  
 (2) § 118 Abs. 1 bis 3, 7 und 8 gilt nicht, wenn Strafar-
rest in Unterbrechung einer anderen freiheitsentziehenden Maß-
nahme vollzogen wird. 

 

  
§ 118 § 118 

Besondere Bestimmungen Besondere Bestimmungen 
  
 (1) Der Strafarrestant soll im offenen Vollzug unterge-
bracht werden. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Eine gemeinsame Unterbringung mit Strafgefange-
nen oder Jugendstrafgefangenen ist nur mit Einwilligung des 
Strafarrestanten zulässig. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Besuche, Telefongespräche und Schriftwechsel 
dürfen nur untersagt oder überwacht werden, wenn dies aus 
Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt notwendig ist. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Dem Strafarrestanten soll gestattet werden, einmal 
wöchentlich Besuch zu empfangen. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Der Strafarrestant darf eigene Kleidung tragen und 
eigenes Bettzeug benutzen, wenn Gründe der Sicherheit nicht 
entgegenstehen und er für Reinigung, Instandsetzung und re-
gelmäßigen Wechsel auf eigene Kosten sorgt. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Der Strafarrestant darf Nahrungs-, Genuss- und 
Körperpflegemittel in angemessenem Umfang durch Vermittlung 
der Anstalt auf eigene Kosten erwerben. 

 (6) unverändert 
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 (7) Eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche 
Durchsuchung ist nur bei Gefahr im Verzug zulässig. 

 (7) Eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche 
Durchsuchung ist nur bei Gefahr im Verzug zulässig. § 84 Abs. 2 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

  
Zur Vereitelung einer Entweichung und zur Wiederergreifung 
dürfen Schusswaffen nicht gebraucht werden. 

 (8) Zur Vereitelung einer Entweichung und zur Wiederer-
greifung dürfen Schusswaffen nicht gebraucht werden. 

  
  

A b s c h n i t t  2 2  A b s c h n i t t  2 2  
Ersatz von Aufwendungen Ersatz von Aufwendungen 

  
§ 119 § 119 

Ersatz von Aufwendungen Ersatz von Aufwendungen 
  
 (1) Der Gefangene ist unbeschadet der Ansprüche aus 
sonstigen Rechtsvorschriften verpflichtet, der Anstalt Aufwen-
dungen zu ersetzen, die er durch eine vorsätzlich oder grob fahr-
lässig begangene Selbstverletzung oder Verletzung anderer ver-
ursacht hat. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Die Anstalt kann bei der Geltendmachung von For-
derungen nach Absatz 1 oder wegen einer vorsätzlichen oder 
grob fahrlässigen Verletzung fremden Eigentums durch den Ge-
fangenen auch einen den dreifachen Tagessatz der Eckvergü-
tung nach § 64 Abs. 3 Satz 1 übersteigenden Teil des Hausgel-
des in Anspruch nehmen. 

 (2) Die Anstalt kann bei der Geltendmachung von For-
derungen nach Absatz 1 oder wegen einer vorsätzlichen oder 
grob fahrlässigen Verletzung fremden Eigentums durch den Ge-
fangenen gegen einen Anspruch des Gefangengen auf das 
Hausgeld aufrechnen, soweit der Anspruch auf das Haus-
geld den dreifachen Tagessatz der Eckvergütung nach § 64 
Abs. 3 __ übersteigt ___. 

  
 (3) Für die in Absatz 1 genannten Forderungen ist der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Von der Aufrechnung oder Vollstreckung wegen der  (4) unverändert 
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in den Absätzen 1 und 2 genannten Forderungen ist abzusehen, 
wenn hierdurch die Wiedereingliederung des Gefangenen behin-
dert würde. 
  
  

A b s c h n i t t  2 3  A b s c h n i t t  2 3  
Datenschutz Datenschutz 

  
Unterabschnitt 1 Unterabschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 
  

§ 120 § 120 
Aufgabe und Zweck, Begriffsbestimmungen Aufgabe und Zweck, Anwendungsbereich 

  
 (1) Aufgabe und Zweck der Vorschriften dieses Ab-
schnittes ist es, bei dem Erheben, Speichern, Verändern, Nut-
zen, Übermitteln, Sperren und Löschen personenbezogener Da-
ten des Gefangenen oder sonstigen Betroffenen durch die An-
stalten oder die Aufsichtsbehörde im Vollzug von Freiheitsent-
ziehungen des Landes (Datenverarbeitung im Vollzug), das Per-
sönlichkeitsrecht des Einzelnen zu schützen und zu wahren so-
wie den Anstalten und der Aufsichtsbehörde die effiziente Erfül-
lung ihrer Aufgaben zu ermöglichen, die Sicherheit und Ordnung 
der Anstalten zu gewährleisten und einen Beitrag für die innere 
Sicherheit zu leisten. 

 (1) Aufgabe und Zweck der Vorschriften dieses Ab-
schnittes ist es, bei dem Erheben, Verarbeiten und Nutzen_ 
_______ personenbezogener Daten des Gefangenen oder sons-
tigen Betroffenen durch die Anstalten oder die Aufsichtsbehörde 
im Vollzug von Freiheitsentziehungen _____ (Datenverarbeitung 
im Vollzug), das Persönlichkeitsrecht des Einzelnen zu schützen 
und zu wahren sowie den Anstalten und der Aufsichtsbehörde 
die ____ Erfüllung ihrer Aufgaben zu ermöglichen, die Sicherheit 
und Ordnung der Anstalten zu gewährleisten und einen Beitrag 
für die innere Sicherheit zu leisten. 

  
 (2) Gefangener im Sinne dieses Abschnittes ist eine 
Person, an der Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Untersuchungshaft, 
Strafarrest oder Haft nach § 127b Abs. 2, § 230 Abs. 2, § 236, 
§ 329 Abs. 4 Satz 1, § 412 Satz 1 oder § 453c der Strafprozess-
ordnung vollzogen wird, sowie eine Person, die nach § 275a 
Abs. 6 der Strafprozessordnung einstweilig untergebracht ist. 

 (2) Für Personen, an denen _____ Haft nach § 127b 
Abs. 2, § 230 Abs. 2, § 236, § 329 Abs. 4 Satz 1, § 412 Satz 1 
oder § 453c der Strafprozessordnung vollzogen wird ___ oder 
die nach § 275a Abs. 6 der Strafprozessordnung einstweilig un-
tergebracht sind sowie für Strafarrestanten, gelten die Vor-
schriften dieses Abschnittes entsprechend. 
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§ 121 § 121 

Datensparsamkeit Datensparsamkeit 
  
Die Datenverarbeitung im Vollzug ist an dem Ziel auszurichten, 
so wenig personenbezogene Daten wie möglich zu verarbeiten. 
Von den Möglichkeiten der Anonymisierung und Pseudonymisie-
rung ist Gebrauch zu machen, soweit dies möglich ist und der 
Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu dem angestreb-
ten Schutzzweck steht. 

Die Datenverarbeitung im Vollzug ist an dem Ziel auszurichten, 
so wenig personenbezogene Daten wie möglich zu erheben, zu 
verarbeiten oder zu nutzen. Von den Möglichkeiten der Anony-
misierung und Pseudonymisierung ist Gebrauch zu machen, so-
weit dies möglich ist und der Aufwand in einem angemessenen 
Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht. 

  
§ 122 § 122 

Zulässigkeit der Datenverarbeitung im Vollzug, Einwilligung Zulässigkeit der Datenverarbeitung im Vollzug,  
Einwilligung 

  
 (1) Die Anstalten und die Aufsichtsbehörde dürfen per-
sonenbezogene Daten nur verarbeiten, wenn der Betroffene ein-
gewilligt hat oder dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvor-
schrift dies für den Geltungsbereich dieses Gesetzes ausdrück-
lich erlaubt oder anordnet. 

 (1) Die Anstalten und die Aufsichtsbehörde dürfen per-
sonenbezogene Daten nur erheben, verarbeiten oder nutzen, 
wenn der Betroffene eingewilligt hat oder dieses Gesetz oder ei-
ne andere Rechtsvorschrift dies für den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ausdrücklich erlaubt oder anordnet. 

  
 (2) Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie auf der 
freien Entscheidung des Betroffenen beruht. Sie bedarf der 
Schriftform, soweit nicht ausnahmsweise wegen besonderer 
Umstände eine andere Form angemessen ist. Der Betroffene ist 
in geeigneter Weise über die Bedeutung der Einwilligung, den 
vorgesehenen Zweck der Verarbeitung sowie den möglichen 
Empfängerkreis der personenbezogenen Daten aufzuklären. 
Soweit nicht ausnahmsweise nach den Umständen des Einzel-
falls entbehrlich, sind sie auf die Folgen einer Verweigerung der 
Einwilligung und die Möglichkeit des Widerrufs mit Wirkung für 
die Zukunft hinzuweisen. Soll die Einwilligung zusammen mit an-

 (2) Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie auf der 
freien Entscheidung des Betroffenen beruht. Sie bedarf der 
Schriftform, soweit nicht ausnahmsweise wegen besonderer 
Umstände eine andere Form angemessen ist. Der Betroffene ist 
in geeigneter Weise über die Bedeutung der Einwilligung, den 
vorgesehenen Zweck der Datenverarbeitung im Vollzug sowie 
den möglichen Empfängerkreis der personenbezogenen Daten 
aufzuklären. Soweit nicht ausnahmsweise nach den Umständen 
des Einzelfalls entbehrlich, sind sie auf die Folgen einer Verwei-
gerung der Einwilligung und die Möglichkeit des Widerrufs mit 
Wirkung für die Zukunft hinzuweisen. Soll die Einwilligung zu-
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deren Erklärungen schriftlich erteilt werden, so ist sie in der Ges-
taltung der Erklärung besonders hervorzuheben. Soweit beson-
dere Arten personenbezogener Daten verarbeitet werden, muss 
sich die Einwilligung darüber hinaus ausdrücklich auf diese Da-
ten beziehen. 

sammen mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt werden, so ist 
sie in der Gestaltung der Erklärung besonders hervorzuheben. 
Soweit besondere Arten personenbezogener Daten erhoben, 
verarbeitet oder genutzt werden, muss sich die Einwilligung 
darüber hinaus ausdrücklich auf diese Daten beziehen. 

  
 (3) Soweit der Gefangene nicht die für eine Entschei-
dung notwendige Einsichtsfähigkeit besitzt und der Vollzugs-
zweck nicht gefährdet wird, steht das ihm nach diesem Gesetz 
zustehende Recht, informiert und gehört zu werden oder Fragen 
und Anträge zu stellen, seinen gesetzlichen Vertretern zu. Sind 
mehrere Personen berechtigt, so kann jeder von ihnen die in die-
sem Gesetz bestimmten Rechte allein ausüben. Sind Mitteilun-
gen vorgeschrieben, so genügt es, wenn sie an eine oder einen 
von ihnen gerichtet werden. 

 (3) unverändert 

  
§ 123 § 123 

Datengeheimnis Datengeheimnis 
  
Den in den Anstalten und der Aufsichtsbehörde beschäftigten 
Personen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu 
verarbeiten (Datengeheimnis). Personen, die nicht Amtsträger im 
Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Strafgesetzbuches sind, sind vor 
der Aufnahme ihrer Tätigkeit über die zu beachtenden Bestim-
mungen zu unterrichten und auf deren Einhaltung förmlich zu 
verpflichten. Das Datengeheimnis und die hieraus entstehenden 
Pflichten bestehen auch nach Beendigung der Tätigkeit fort. 

Den in den Anstalten und der Aufsichtsbehörde beschäftigten 
Personen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu 
erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis). 
Personen, die nicht Amtsträger im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 
des Strafgesetzbuches sind, sind vor der Aufnahme ihrer Tätig-
keit über die zu beachtenden Bestimmungen zu unterrichten und 
auf deren Einhaltung förmlich zu verpflichten. Das Datengeheim-
nis und die hieraus entstehenden Pflichten bestehen auch nach 
Beendigung der Tätigkeit fort. 
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Unterabschnitt 2 Unterabschnitt 2 
Erhebung Erhebung 

  
§ 124 § 124 

Zulässigkeit der Datenerhebung Zulässigkeit der Datenerhebung 
  
 (1) Die Anstalten und die Aufsichtsbehörde dürfen per-
sonenbezogene Daten erheben, soweit dies für die Erfüllung der 
Aufgaben des Vollzugs erforderlich ist. 

unverändert 

  
 (2) Besondere Arten personenbezogener Daten dürfen 
ohne Einwilligung des Betroffenen nur erhoben werden, soweit 

 

  
1. eine Rechtsvorschrift, die auf dieses Gesetz Bezug 

nimmt, dies vorsieht, 
 

  
2. dies für die Erfüllung der Aufgaben des Vollzugs uner-

lässlich ist, 
 

  
3. dies zum Schutz lebenswichtiger Interessen des Betrof-

fenen oder Dritter erforderlich ist, sofern der Betroffene 
aus physischen oder rechtlichen Gründen außerstande 
ist, seine Einwilligung zu erteilen, 

 

  
4. dies zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemein-

wohl oder sonst unmittelbar drohender Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit erforderlich ist oder 

 

  
5. die Daten von dem Betroffenen offenkundig öffentlich 

gemacht wurden. 
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§ 125 § 125 
Erhebung bei dem Betroffenen Erhebung bei dem Betroffenen 

  
 (1) Personenbezogene Daten sind grundsätzlich bei 
dem Betroffenen und mit dessen Kenntnis zu erheben. 

unverändert 

  
 (2) Werden personenbezogene Daten bei dem Betrof-
fenen mit dessen Kenntnis erhoben, so ist er in geeigneter Weise 
über den Zweck der Datenerhebung und das Bestehen von 
Auskunfts- und Berichtigungsrechten aufzuklären. Werden die 
personenbezogenen Daten aufgrund einer Rechtsvorschrift er-
hoben, die zur Auskunft verpflichtet, oder ist die Erteilung der 
Auskunft Voraussetzung für die Gewährung von Rechtsvorteilen, 
ist der Betroffene hierauf, sonst auf die Freiwilligkeit seiner An-
gaben hinzuweisen. Sind die Angaben für die Gewährung einer 
Leistung erforderlich, ist der Betroffene über die möglichen Fol-
gen einer Nichtbeantwortung aufzuklären. 

 

  
 (3) Eine Erhebung personenbezogener Daten bei dem 
Betroffenen ohne dessen Kenntnis ist zulässig, wenn keine An-
haltspunkte vorliegen, dass überwiegende schutzwürdige Inte-
ressen des Betroffenen entgegenstehen. 

 

  
§ 126 § 126 

Erhebung von Daten über Gefangene bei Dritten Erhebung von Daten über Gefangene bei Dritten 
  
 (1) Soweit die Erhebung personenbezogener Daten 
über Gefangene bei dem Betroffenen zulässig ist, dürfen sie 
auch bei Dritten erhoben werden, wenn 

 (1) Soweit die Erhebung personenbezogener Daten 
über Gefangene bei dem Betroffenen zulässig ist, dürfen sie 
auch bei Dritten erhoben werden, wenn 
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1. Angaben des Betroffenen überprüft werden müssen, weil 

tatsächliche Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit beste-
hen, 

1. unverändert 

  
2. dies zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemein-

wohl oder einer sonst unmittelbar drohenden Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit erforderlich ist, 

2. unverändert 

  
3. dies zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchti-

gung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist, 
3. unverändert 

  
4. offensichtlich ist, dass dies im Interesse des Betroffenen 

liegt, und kein Grund zu der Annahme besteht, dass er in 
Kenntnis des Zwecks seiner Einwilligung verweigern wür-
de, 

4. offensichtlich ist, dass dies im Interesse des Betroffenen 
liegt, und kein Grund zu der Annahme besteht, dass er in 
Kenntnis des Zwecks seine_ Einwilligung verweigern 
würde, 

  
5. sich die Erhebung auf Daten aus Akten der gerichtlichen 

Verfahren bezieht, die der Vollstreckung der gegenwärti-
gen Freiheitsentziehung zugrunde liegen oder diese 
sonst betreffen, oder 

5. unverändert 

  
6. keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende 

schutzwürdige Interessen des Betroffenen einer Erhe-
bung ohne seine Mitwirkung entgegenstehen und 

6. unverändert 

  
a) der Betroffene einer durch Rechtsvorschrift festgeleg-

ten Auskunftspflicht nicht nachgekommen und über 
die beabsichtigte Erhebung bei Dritten unterrichtet 
worden ist, 

 

  
b) die Erhebung bei dem Betroffenen einen unverhält-  
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nismäßigen Aufwand erfordern würde oder 
  
c) die Daten allgemein zugänglich sind.  

  
Soweit die Erhebung personenbezogener Daten über Gefangene 
bei dem Betroffenen zulässig ist und dieser nicht die für eine 
Einwilligung notwendige Einsichtsfähigkeit besitzt, können per-
sonenbezogene Daten ohne dessen Kenntnis auch bei dessen 
gesetzlichen Vertretern erhoben werden. 

Soweit die Erhebung personenbezogener Daten über Gefangene 
bei dem Betroffenen zulässig ist und er nicht die für eine Einwilli-
gung notwendige Einsichtsfähigkeit besitzt, können personenbe-
zogene Daten ohne seine Kenntnis auch bei seinen gesetzli-
chen Vertretern erhoben werden. 

  
 (2) Nicht öffentliche Stellen sind auf die Rechtsvor-
schrift, die zur Auskunft verpflichtet, ansonsten auf die Freiwillig-
keit ihrer Angaben hinzuweisen. 

 (2) unverändert 

  
§ 127 § 127 

Erhebung von Daten über Personen, die nicht  
Gefangene sind 

Erhebung von Daten über Personen, die nicht  
Gefangene sind 

  
 (1) Daten über Personen, die nicht Gefangene sind, 
können ohne deren Kenntnis bei Gefangenen oder sonstigen 
Dritten erhoben werden, soweit dies für die Erfüllung der Aufga-
ben des Vollzugs unerlässlich ist und schutzwürdige Interessen 
des Betroffenen hierdurch nicht beeinträchtigt werden. 

 (1) Daten über Personen, die nicht Gefangene sind, 
können ohne ihre Kenntnis bei Gefangenen oder sonstigen Drit-
ten erhoben werden, soweit dies für die Erfüllung der Aufgaben 
des Vollzugs unerlässlich ist und schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen hierdurch nicht beeinträchtigt werden. 

  
 (2) Nicht öffentliche Stellen sind auf die Rechtsvor-
schrift, die zur Auskunft verpflichtet, ansonsten auf die Freiwillig-
keit ihrer Angaben hinzuweisen. 

(2) unverändert 
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Unterabschnitt 3 Unterabschnitt 3 
Speicherung und Nutzung Speicherung und Nutzung 

  
§ 128 § 128 

Speicherung und Nutzung Speicherung und Nutzung 
  
 (1) Die Anstalten und die Aufsichtsbehörde dürfen per-
sonenbezogene Daten, die sie zulässig erhoben haben, für die 
erhobenen Zwecke speichern und nutzen, soweit dies zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Die Anstalten und die Aufsichtsbehörde dürfen per-
sonenbezogene Daten, die sie zulässig erhoben haben, ohne 
Einwilligung des Betroffenen zu Zwecken, zu denen sie nicht er-
hoben wurden, nur speichern und nutzen, soweit 

 (2) Die Anstalten und die Aufsichtsbehörde dürfen per-
sonenbezogene Daten, die sie zulässig erhoben haben, ohne 
Einwilligung des Betroffenen zu Zwecken, zu denen sie nicht er-
hoben wurden, nur speichern und nutzen, soweit 

  
1. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhebung von 

Daten nach § 126 oder § 127 bei Dritten zulassen; soweit 
andere Gefangene als diejenigen, deren Freiheitsentzie-
hung ursprünglicher Anlass der Erhebung war, von der 
anderweitigen Verarbeitung betroffen sind, können die 
personenbezogenen Daten nur zu einem anderen Zweck 
gespeichert oder genutzt werden, wenn diese Gefange-
nen zuvor unter Angabe der beabsichtigten Datenverar-
beitung angehört wurden und sich hieraus kein überwie-
gendes schutzwürdiges Interesse an einem Ausschluss 
der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezoge-
nen Daten ergeben hat 

1. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhebung von 
Daten nach § 126 oder § 127 bei Dritten zulassen; soweit 
andere Gefangene als diejenigen, deren Freiheitsentzie-
hung ursprünglicher Anlass der Erhebung war, von der 
anderweitigen Verarbeitung betroffen sind, können die 
personenbezogenen Daten nur zu einem anderen Zweck 
gespeichert oder genutzt werden, wenn diese Gefange-
nen zuvor unter Angabe der beabsichtigten Datenverar-
beitung angehört wurden und sich hieraus kein überwie-
gendes schutzwürdiges Interesse an einem Ausschluss 
der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezoge-
nen Daten ergeben hat, 

  
2. dies dem gerichtlichen Rechtsschutz im Vollzug, der 

Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, 
der Automatisierung des Berichtswesens, der Rech-

2. unverändert 
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nungsprüfung, der Durchführung von Organisationsunter-
suchungen oder statistischen Zwecken der Anstalten und 
der Aufsichtsbehörde dient und überwiegende schutz-
würdige Interessen des Betroffenen nicht entgegenste-
hen, 

  
3. dies erforderlich ist zur Abwehr von sicherheitsgefähr-

denden oder geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine 
fremde Macht oder von Bestrebungen in der Bundesre-
publik Deutschland, die durch Anwendung von Gewalt 
oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 

3. dies erforderlich ist zur Abwehr von sicherheitsgefähr-
denden oder geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine 
fremde Macht oder von Bestrebungen in der Bundesre-
publik Deutschland, die durch Anwendung von Gewalt 
oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 

  
a) gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, 

den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder ei-
nes Landes gerichtet sind, 

a) unverändert 

  
b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung 

der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Lan-
des oder ihrer Mitglieder zum Ziele haben oder 

b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung 
der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Lan-
des oder ihrer Mitglieder zum Ziel_ haben oder 

  
c) auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland 

gefährden, 
c) unverändert 

  
4. dies zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemein-

wohl oder einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit er-
forderlich ist, 

4. unverändert 

  
5. dies zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchti-

gung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist, 
5. unverändert 

  
6. dies zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten 

sowie zur Verhinderung oder Verfolgung von Ordnungs-
6. unverändert 
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widrigkeiten, durch welche die Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt gefährdet werden, erforderlich ist oder 

  
7. dies für Maßnahmen der Strafvollstreckung oder strafvoll-

streckungsrechtliche Entscheidungen hinsichtlich der Be-
troffenen erforderlich sind. 

7. dies für Maßnahmen der Strafvollstreckung oder strafvoll-
streckungsrechtliche Entscheidungen hinsichtlich der Be-
troffenen erforderlich ist. 

  
 (3) Das Speichern oder Nutzen von zulässig erhobe-
nen besonderen Arten personenbezogener Daten für Zwecke, zu 
denen sie nicht erhoben wurden, ist ohne Einwilligung des Be-
troffenen nur zulässig, wenn 

 (3) Das Speichern oder Nutzen von zulässig erhobe-
nen besonderen Arten personenbezogener Daten für Zwecke, zu 
denen sie nicht erhoben wurden, ist ohne Einwilligung des Be-
troffenen nur zulässig, wenn 

  
1. ihre Erhebung auch zu diesen Zwecken zulässig wäre, 1. unverändert 
  
2. dies zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten 

sowie zur Vollstreckung von Strafen oder Maßnahmen 
im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuches 
oder von Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln im 
Sinne des Jugendgerichtsgesetzes erforderlich ist oder 

2. unverändert 

  
3. dies zur Verhinderung oder Verfolgung von Ordnungs-

widrigkeiten oder zur Vollstreckung von Bußgeldent-
scheidungen erforderlich ist. Soweit die erhobenen be-
sonderen Arten personenbezogener Daten einem Amts- 
oder Berufsgeheimnis unterliegen und von der zur Ver-
schwiegenheit verpflichteten Stelle in Ausübung ihrer 
Amts- oder Berufspflicht erlangt wurden, dürfen sie, so-
weit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, nur für den 
Zweck gespeichert oder genutzt werden, für den die ver-
antwortliche Stelle sie erhalten hat. 

3. dies zur Verhinderung oder Verfolgung von Ordnungs-
widrigkeiten oder zur Vollstreckung von Bußgeldent-
scheidungen erforderlich ist. ______ 
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 Soweit die erhobenen besonderen Arten personenbezogener 
Daten einem Amts- oder Berufsgeheimnis unterliegen und von 
der zur Verschwiegenheit verpflichteten Stelle in Ausübung ihrer 
Amts- oder Berufspflicht erlangt wurden, dürfen sie, soweit die-
ses Gesetz nichts anderes bestimmt, nur für den Zweck gespei-
chert oder genutzt werden, für den die verantwortliche Stelle sie 
erhalten hat. 

  
 (4) Personenbezogene Daten, die nach § 127 über 
Personen, die nicht Gefangene sind, erhoben wurden, dürfen nur 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 
Nrn. 3 bis 5 sowie zur Verhinderung oder Verfolgung von erheb-
lichen Straftaten gespeichert und genutzt werden. 

 (4) Personenbezogene Daten, die nach § 127 über 
Personen, die nicht Gefangene sind, erhoben wurden, dürfen nur 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 
Nrn. 3 bis 5 sowie zur Verhinderung oder Verfolgung von erheb-
lichen Straftaten gespeichert oder genutzt werden. 

  
 (5) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Ab-
satz 1 oder Absatz 2 verarbeitet werden dürfen, weitere perso-
nenbezogene Daten von Betroffenen oder von Dritten in Akten 
so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unver-
tretbarem Aufwand möglich ist, so ist die Speicherung auch die-
ser Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen des Be-
troffenen oder des Dritten an deren Geheimhaltung offensichtlich 
überwiegen. Eine Nutzung dieser Daten ist unzulässig. 

 (5) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Ab-
satz 1 oder Absatz 2 gespeichert oder genutzt werden dürfen, 
weitere personenbezogene Daten von Betroffenen oder von Drit-
ten in Akten so verbunden, dass eine Trennung, Anonymisie-
rung oder Pseudonymisierung nicht oder nur mit unvertretba-
rem Aufwand möglich ist, so ist die Speicherung auch dieser Da-
ten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen des Betroffenen 
oder des Dritten an deren Geheimhaltung offensichtlich überwie-
gen. Soweit es sich um besondere Arten personenbezogener 
Daten handelt, ist regelmäßig von einem überwiegenden be-
rechtigten Interesse des Betroffenen oder des Dritten aus-
zugehen. Eine Nutzung der Daten nach den Sätzen 1 und 2 ist 
unzulässig. 

  
 (6) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu 
Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur 
Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebs einer Daten-
verarbeitungsanlage gespeichert oder genutzt werden, dürfen für 

 (6) unverändert 
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andere Zwecke nur insoweit genutzt werden, als dies zur Abwehr 
erheblicher Gefährdungen der öffentlichen Sicherheit, insbeson-
dere für Leben, Gesundheit oder Freiheit, erforderlich ist. 
  
  

Unterabschnitt 4 Unterabschnitt 4 
Übermittlung Übermittlung 

  
§ 129 § 129 

Übermittlung an öffentliche und nicht öffentliche Stellen Übermittlung an öffentliche und nicht öffentliche Stellen 
  
 (1) Die Anstalten und die Aufsichtsbehörde dürfen per-
sonenbezogene Daten, die sie zulässig erhoben haben, übermit-
teln, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten 
an nicht öffentliche Stellen ist regelmäßig erforderlich, wenn 

 (2) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten 
an nicht öffentliche Stellen ist regelmäßig erforderlich, wenn 

  
1. sich die Anstalten oder die Aufsichtsbehörde zur Erfüllung 

oder Unterstützung einzelner Aufgaben in zulässiger 
Weise der Mitwirkung nicht öffentlicher Stellen bedienen 
und diese Mitwirkung ohne die Verarbeitung der durch die 
Anstalten oder die Aufsichtsbehörde übermittelten perso-
nenbezogenen Daten unmöglich oder wesentlich er-
schwert wäre; 

1. sich die Anstalten oder die Aufsichtsbehörde zur Erfüllung 
oder Unterstützung einzelner Aufgaben in zulässiger 
Weise der Mitwirkung nicht öffentlicher Stellen bedienen 
und diese Mitwirkung ohne die Verarbeitung der durch die 
Anstalten oder die Aufsichtsbehörde übermittelten perso-
nenbezogenen Daten unmöglich oder wesentlich er-
schwert wäre oder 

  
2. sie dazu dient, Gefangenen 2. sie dazu dient, Gefangenen 

  
a) den Besuch von Behandlungs-, Trainings- und Bil-

dungsmaßnahmen sowie die Beschäftigung inner-
halb und außerhalb von Anstalten, 

a) unverändert 
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b) die Inanspruchnahme von Leistungen der Berufsge-
heimnisträger (§ 149 Abs. 2) und deren Hilfsperso-
nen, 

b) die Inanspruchnahme von Leistungen der Berufsge-
heimnisträger im Sinne von § 149 Abs. 2_ und ihrer 
Hilfspersonen, 

  
c) den Einkauf oder c) unverändert 
  
d) die Inanspruchnahme von Telekommunikations- und 

Mediendienstleistungen, zu ermöglichen. 
d) die Inanspruchnahme von Telekommunikations- und 

Mediendienstleistungen______ 
  
 zu ermöglichen. 
  
 (3) Zuständigen öffentlichen Stellen dürfen die Anstal-
ten und die Aufsichtsbehörde zulässig erhobene personenbezo-
gene Daten für Zwecke, zu denen sie nicht erhoben wurden, 
übermitteln, soweit 

 (3) unverändert 

  
1. eine andere gesetzliche Bestimmung dies für den Gel-

tungsbereich dieses Gesetzes ausdrücklich erlaubt oder 
anordnet oder 

 

  
2. dies erforderlich ist für  

  
a) Maßnahmen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, 

Bewährungsaufsicht oder Führungsaufsicht, 
 

  
b) Entscheidungen in Gnadensachen,  
  
c) gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechtspflege,  
  
d) die Erfüllung von Aufgaben, die den für Sozialleistun-

gen zuständigen Leistungsträgern durch Rechtsvor-
schrift übertragen worden sind, 
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e) die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für Angehörige 

nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuches der 
Gefangenen, 

 

  
f) dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zusam-

menhang mit der Aufnahme und Entlassung von Sol-
daten, 

 

  
g) ausländerrechtliche Maßnahmen,  
  
h) die Durchführung der Besteuerung oder  
  
i) die Erfüllung der in § 128 Abs. 2 Nrn. 2 bis 7 genann-

ten Zwecke. 
 

  
 (4) Im Vollzug der Untersuchungshaft und der Frei-
heitsentziehungen nach § 1 Abs. 2 unterbleiben Übermittlungen 
nach Absatz 3 Nr. 2, wenn der Gefangene unter Berücksichti-
gung der Art der Information und seiner Rechtsstellung nach § 5 
ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermitt-
lung hat. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Nicht öffentlichen Stellen dürfen die Anstalten und 
die Aufsichtsbehörde zulässig erhobene personenbezogene Da-
ten für Zwecke, zu denen sie nicht erhoben wurden, ohne Einwil-
ligung des Betroffenen nur unter den Voraussetzungen des 
§ 128 Abs. 2 Nrn. 2 bis 7 übermitteln. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Die Übermittlung von zulässig erhobenen besonde-
ren Arten personenbezogener Daten darf ohne Einwilligung des 
Betroffenen 

 (6) unverändert 
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1. an öffentliche Stellen nur unter den Voraussetzungen 

des § 128 Abs. 3 und 
 

  
2. an nicht öffentliche Stellen nur unter den Voraussetzun-

gen des § 124 Abs. 2 erfolgen. 
 

  
 (7) Personenbezogene Daten, die nach § 127 über 
Personen, die nicht Gefangene sind, erhoben wurden, dürfen nur 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 oder für die in § 128 
Abs. 2 Nrn. 3 bis 5 aufgeführten Zwecke sowie zur Verhinderung 
oder Verfolgung von erheblichen Straftaten übermittelt werden. 
Sie dürfen auch übermittelt werden, soweit dies für Zwecke der 
Fahndung und Festnahme eines entwichenen oder sich sonst 
ohne Erlaubnis außerhalb der Anstalt aufhaltenden Gefangenen 
erforderlich ist. 

 (7) unverändert 

  
 (8) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach den 
Absätzen 1, 3 oder 4 übermittelt werden dürfen, weitere perso-
nenbezogene Daten von Betroffenen oder von Dritten in Akten 
so verbunden, dass eine Trennung, Anonymisierung oder Pseu-
donymisierung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand mög-
lich ist, so ist die Übermittlung auch dieser Daten zulässig, soweit 
nicht berechtigte Interessen des Betroffenen oder des Dritten an 
deren Geheimhaltung offensichtlich überwiegen. Soweit es sich 
um besondere Arten personenbezogener Daten handelt, ist re-
gelmäßig von einem überwiegenden berechtigten Interesse des 
Betroffenen auszugehen. Eine Speicherung, Nutzung und Über-
mittlung dieser Daten durch die empfangende Stelle ist unzuläs-
sig. 

 (8) unverändert 
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 (9) Soweit nichts anderes bestimmt ist, unterbleibt die 
Übermittlung personenbezogener Daten, die 

 (9) unverändert 

  
1. den Anstalten oder der Aufsichtsbehörde durch Ge-

heimnisträger im Sinne des § 149 Abs. 1 bekannt 
wurden oder 

 

  
2. gesperrt oder unrichtig sind.  

  
  (10) Für Daten, die im Rahmen einer Maßnahme 

nach § 47 Abs. 2 erhoben werden, gilt § 463a Abs. 4 der 
Strafprozessordnung entsprechend mit der Maßgabe, dass 

  
 1. diese Daten ohne Einwilligung der betroffenen Person nur 

verwendet werden, soweit dies erforderlich ist zur 
  
 a) Feststellung oder Ahndung eines Verstoßes gegen eine 

Weisung nach § 47 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 bis 5 und 10, 
  
 b) Wiederergreifung, 
  
 c) Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr für das 

Leben, die körperliche Unversehrtheit, die persönliche Frei-
heit oder sexuelle Selbstbestimmung Dritter oder 

  
 d) Verfolgung einer Straftat, 
  
 2. sich die Anstalt zur Verarbeitung der Daten einer öffentli-

chen Stelle bedienen kann, zu deren Aufgaben die elektroni-
sche Überwachung von Weisungen nach § 68b Abs. 1 Nr. 12 
des Strafgesetzbuches gehört. 
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§ 130 § 130 
Verantwortung für die Datenübermittlung Verantwortung für die Datenübermittlung 

  
Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die 
übermittelnde Anstalt oder Aufsichtsbehörde. Erfolgt die Über-
mittlung auf Ersuchen einer öffentlichen Stelle, trägt diese die 
Verantwortung. In diesem Fall prüft die übermittelnde Anstalt  
oder Aufsichtsbehörde nur, ob das Übermittlungsersuchen im 
Rahmen der Aufgaben der empfangenden Stelle liegt und die 
Bestimmungen dieses Gesetzes der Übermittlung nicht entge-
genstehen, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der 
Zulässigkeit der Übermittlung besteht. 

unverändert 

  
§ 131 § 131 

Pseudonymisierung Pseudonymisierung 
  
 (1) Personenbezogene Daten, die an nicht öffentliche 
Stellen übermittelt werden sollen, sind vor der Übermittlung zu 
pseudonymisieren. Dabei ist die Gefangenenbuchnummer als 
Pseudonym zu verwenden, wenn nicht besondere Gründe ent-
gegenstehen. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Bei der Einbindung Dritter in den Vollzug nach 
§ 129 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. c und d sind die Daten stets nach Ab-
satz 1 zu pseudonymisieren. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 ist eine 
Pseudonymisierung nicht vorzunehmen, wenn zur Erfüllung des 
der Übermittlung zugrundeliegenden Zwecks die Kenntnis der 
Identitäten des Betroffenen unerlässlich ist. 

 (3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 ist eine 
Pseudonymisierung nicht vorzunehmen, wenn zur Erfüllung des 
der Übermittlung zugrunde liegenden Zwecks die Kenntnis der 
Identitäten des Betroffenen unerlässlich ist. 
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§ 132 § 132 
Regelmäßige Verpflichtung Dritter Regelmäßige Verpflichtung Dritter 

  
 (1) Personen, die bei einer nicht öffentlichen Stelle  
oder für eine solche Stelle Kenntnis von personenbezogenen Da-
ten erlangen sollen, die von den Anstalten oder der Aufsichtsbe-
hörde übermittelt wurden, sind vor Aufnahme ihrer Tätigkeit ge-
mäß § 1 des Verpflichtungsgesetzes förmlich zu verpflichten. 

unverändert 

  
 (2) Personen, die nicht nach Absatz 1 förmlich ver-
pflichtet wurden, dürfen von personenbezogenen Daten nur 
Kenntnis erlangen, wenn 

 

  
1. die übermittelten Daten vor ihrer Übermittlung pseu-

donymisiert wurden, 
 

  
2. die förmliche Verpflichtung vor Kenntniserlangung 

Leib oder Leben eines Menschen oder bedeutende 
Sachwerte gefährden würde und die Verpflichtung 
veranlasst und unverzüglich nachgeholt wird; erfolgt 
die Übermittlung der Daten nicht durch die Anstalten 
oder die Aufsichtsbehörde, so sind sie unverzüglich 
unter Angabe der Personalien der Kenntniserlangen-
den von der Übermittlung zu unterrichten, oder 

 

  
3. sie Amtsträger im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 des 

Strafgesetzbuches sind. 
 

  
 (3) Die Anstalten und die Aufsichtsbehörde stellen auf 
geeignete Weise sicher, dass bei nicht öffentlichen Stellen nur 
solche Personen Kenntnis von übermittelten personenbezoge-
nen Daten erlangen, die zuvor nach Absatz 1 verpflichtet wurden 
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oder die nach Absatz 2 auch ohne förmliche Verpflichtung 
Kenntnis von übermittelten personenbezogenen Daten erlangen 
dürfen. 
  

§ 133 § 133 
Mitteilung über Haftverhältnisse Mitteilung über Haftverhältnisse 

  
 (1) Die Anstalten und die Aufsichtsbehörde dürfen auf 
schriftlichen Antrag mitteilen, ob und gegebenenfalls in welcher 
Anstalt sich eine Person in Haft befindet, ob ihre Entlassung vor-
aussichtlich innerhalb eines Jahres bevorsteht sowie, falls die 
Entlassung innerhalb eines Jahres bevorsteht, den vorgesehe-
nen Entlassungstermin, soweit 

 (1) unverändert 

  
1. die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zuständigkeit 

der anfragenden öffentlichen Stelle liegenden Aufga-
ben erforderlich ist oder 

 

  
2. von nicht öffentlichen Stellen ein berechtigtes Inte-

resse an dieser Mitteilung glaubhaft dargelegt wird 
und die betroffenen Gefangenen kein schutzwürdiges 
Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung ha-
ben. 

 

  
 (2) Dem Verletzten einer Straftat sowie dessen 
Rechtsnachfolger können darüber hinaus auf schriftlichen Antrag 
Auskünfte erteilt werden über 

 (2) Dem Verletzten einer Straftat und seinem Rechts-
nachfolger können darüber hinaus auf schriftlichen Antrag Aus-
künfte erteilt werden über 

  
1. die Entlassungsadresse oder die Vermögensverhält-

nisse des Gefangenen, wenn die Erteilung zur Fest-
stellung oder Durchsetzung von Rechtsansprüchen 
im Zusammenhang mit der Straftat erforderlich ist, 

1. unverändert 
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oder 
  
2. die Gewährung erstmaliger Lockerungen, wenn er 

ein berechtigtes Interesse darlegt und kein schutz-
würdiges Interesse des Gefangenen am Ausschluss 
der Mitteilung vorliegt. 

2. unverändert 

  
 (3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 bedarf es der 
Darlegung eines berechtigten Interesses nicht, wenn der An-
tragsteller Verletzter einer Straftat nach 

 (3) unverändert 

  
1.  den §§ 174 bis 182 des Strafgesetzbuches,  
  
2.  den §§ 211 und 212 des Strafgesetzbuches,  
  
3.  den §§ 221, 223 bis 226 und 340 des Strafgesetz-

buches, 
 

  
4.  den §§ 232 bis 238, § 239 Abs. 3 und den §§ 239a, 

239b und 240 Abs. 4 des Strafgesetzbuches oder 
 

  
5.  § 4 des Gewaltschutzgesetzes ist.  

  
Satz 1 gilt entsprechend in den Fällen des § 395 Abs. 3 der 
Strafprozessordnung, wenn Antragsteller zur Nebenklage zuge-
lassen wurden. 

 

  
 (4) Im Vollzug der Untersuchungshaft und der Frei-
heitsentziehungen nach § 1 Abs. 2 besteht die zulässige Mittei-
lung nach den Absätzen 1 und 2 in der Angabe, ob sich eine 
Person in der Anstalt in Untersuchungshaft befindet. Eine Über-
mittlung unterbleibt, wenn der Gefangene unter Berücksichtigung 

 (4) unverändert 
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der Art der Information und ihrer Rechtsstellung nach § 5 ein 
schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung 
hat. 
  
 (5) Der betroffene Gefangene wird vor der Mitteilung 
gehört, es sei denn, es ist zu besorgen, dass dadurch die Inte-
ressen des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert 
werden würden, und eine Abwägung ergibt, dass diese Interes-
sen das Interesse des Gefangenen an seiner vorherigen Anhö-
rung überwiegen. Ist die Anhörung unterblieben, wird der betrof-
fene Gefangene über die Mitteilung unter Angabe des Inhalts 
nachträglich unterrichtet. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Bei Anhörung und Unterrichtung des Gefangenen 
nach Absatz 5 ist auf die berechtigten Interessen des nicht öf-
fentlichen Empfängers an der Geheimhaltung seiner Lebensum-
stände in besonderer Weise Rücksicht zu nehmen. Die Anschrift 
des Empfängers darf dem Gefangenen nicht übermittelt werden. 

 (6) unverändert 

  
 (7) Erfolgte Mitteilungen sind in den Gefangenenper-
sonalakten des betroffenen Gefangenen zu dokumentieren. 

 (7) ___ Mitteilungen sind in der Gefangenenpersonal-
akte_ des __ Gefangenen zu dokumentieren. 

  
§ 133a § 133/1 

Datenübermittlung an die Polizei Datenübermittlung an die Polizei 
  
 (1) Die Anstalten haben den für die Eingabe von Daten 
in das polizeiliche Informations- und Auskunftssystem zuständi-
gen Polizeidienststellen unverzüglich den Beginn, die Unter-
brechung und die Beendigung des Vollzuges, den Verbleib auf 
freiwilliger Grundlage, die Verlegung in eine andere Einrichtung, 
die Gewährung von Lockerungen, die Entlassungsadresse sowie 
Aktualisierungen der zur Identifizierung des Gefangenen erfor-

 (1) Die Anstalten haben den für die Eingabe von Daten 
in das polizeiliche Informations- und Auskunftssystem zuständi-
gen Polizeidienststellen unverzüglich den Beginn, die Unter-
brechung und die Beendigung des Vollzugs, den Verbleib auf 
freiwilliger Grundlage, die Verlegung in eine andere Einrichtung, 
die Gewährung von Lockerungen, die Entlassungsadresse sowie 
Aktualisierungen der zur Identifizierung des Gefangenen erfor-
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derlichen personenbezogenen Daten zu übermitteln. derlichen personenbezogenen Daten zu übermitteln. 
  
 (2) Die Polizei kann die nach Absatz 1 übermittelten 
personenbezogenen Daten zur Abwehr einer Gefahr oder zur 
vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten speichern, verändern 
oder nutzen. 

 (2) wird gestrichen 

  
§ 134 § 134 

Aktenüberlassung Aktenüberlassung 
  
 (1) Soweit die Übermittlung der darin enthaltenen Da-
ten zulässig ist, dürfen Akten mit personenbezogenen Daten nur 

 (1) Soweit die Übermittlung der darin enthaltenen Da-
ten zulässig ist, dürfen Akten mit personenbezogenen Daten nur 

  
1. anderen inländischen Justizvollzugsbehörden, 1. unverändert 
  
2. Stellen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Bewäh-

rungsaufsicht oder Führungsaufsicht, 
2. unverändert 

  
3. den für strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und straf-

rechtliche Entscheidungen zuständigen Gerichten, 
3. unverändert 

  
4. den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehör-

den, 
4. unverändert 

  
5. den von Justizvollzugs-, Strafverfolgungs- oder Straf-

vollstreckungsbehörden oder von einem Gericht mit 
Gutachten beauftragten Stellen sowie 

5. unverändert 

  
6. sonstigen öffentlichen Stellen, 6. sonstigen öffentlichen Stellen, wenn die Erteilung 

einer Auskunft entweder einen unvertretbaren 
Aufwand erfordern würde oder nach Darlegung 
der die Akteneinsicht begehrenden Stelle die Er-
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teilung einer Auskunft für die Erfüllung ihrer Auf-
gaben nicht ausreicht, 

  
wenn die Erteilung einer Auskunft entweder einen unver-
tretbaren Aufwand erfordern würde oder nach Darlegung 
der die Akteneinsicht begehrenden Stelle die Erteilung 
einer Auskunft für die Erfüllung ihrer Aufgaben nicht aus-
reicht, überlassen oder im Falle elektronischer Aktenfüh-
rung in Form von Duplikaten übermittelt werden. 

___ überlassen oder im Falle elektronischer Aktenführung in 
Form von Duplikaten übermittelt werden. 

  
 (2) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach 
§ 129 Abs. 1, 3 oder 4 übermittelt werden dürfen, weitere perso-
nenbezogene Daten von dem Betroffenen oder dem Dritten in 
Akten so verbunden, dass eine Trennung, Anonymisierung oder 
Pseudonymisierung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand 
möglich ist, so ist die Übermittlung nach Absatz 1 zulässig, so-
weit nicht berechtigte Interessen des Betroffenen oder des Drit-
ten an deren Geheimhaltung offensichtlich überwiegen. Soweit 
es sich um besondere Arten personenbezogener Daten handelt, 
ist regelmäßig von einem überwiegenden berechtigten Interesse 
des Betroffenen auszugehen. Eine Speicherung, Nutzung und 
Übermittlung der weiteren personenbezogenen Daten nach 
Satz 1 durch die empfangende Stelle ist unzulässig. 

 (2) unverändert 

  
§ 135 § 135 

Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche Zwecke Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche Zwecke 
  
 (1) Für die Übermittlung personenbezogener Daten in 
Akten an Hochschulen, andere Einrichtungen, die wissenschaft-
liche Forschung betreiben, und öffentliche Stellen für wissen-
schaftliche Zwecke gilt § 476 Strafprozessordnung entspre-
chend, mit der Maßgabe, dass auch elektronisch gespeicherte 

 (1) Für die Übermittlung personenbezogener Daten in 
Akten an Hochschulen, andere Einrichtungen, die wissenschaft-
liche Forschung betreiben, und öffentliche Stellen für wissen-
schaftliche Zwecke gilt § 476 der Strafprozessordnung entspre-
chend, mit der Maßgabe, dass auch elektronisch gespeicherte 
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personenbezogene Daten übermittelt werden können.  personenbezogene Daten übermittelt werden können.  
  
 (2) Im Vollzug der Untersuchungshaft und der Frei-
heitsentziehungen nach § 1 Abs. 2 unterbleiben Übermittlungen 
nach Absatz 1, wenn für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, 
dass der Gefangene unter Berücksichtigung der Art der Infor-
mation und seiner Rechtsstellung nach § 5 ein schutzwürdiges 
Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung hat. 

 (2) unverändert 

  
  

Unterabschnitt 5 Unterabschnitt 5 
Besondere Formen der Datenverarbeitung im Vollzug Besondere Formen der Datenverarbeitung im Vollzug 

  
§ 136 § 136 

Erkennungsdienstliche Maßnahmen Erkennungsdienstliche Maßnahmen 
  
 (1) Die Erhebung erkennungsdienstlicher Daten mit 
Kenntnis des Gefangenen durch die 

 (1) unverändert 

  
1.  Abnahme von Finger- und Handflächenabdrücken,  
  
2.  Aufnahme von Lichtbildern,  
  
3.  Feststellung und Messung äußerlicher körperlicher 

Merkmale sowie 
 

  
4.  Erfassung biometrischer Merkmale des Gesichts, der 

Augen, der Hände, der Stimme oder der Unterschrift 
 

  
ist nur zulässig, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des Voll-
zugs erforderlich ist. 
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 (2) Die gewonnenen erkennungsdienstlichen Unterla-
gen werden zu den Gefangenenpersonalakten genommen oder 
in personenbezogenen Dateien gespeichert. Soweit sie nicht in 
Form von Dateien gespeichert werden, sind sie getrennt vom  
übrigen Inhalt der Akten zu verwahren. Sie sind so zu sichern, 
dass eine Kenntnisnahme nur zu den in den Absätzen 3 und 4 
genannten Zwecken möglich ist. 

 (2) Die gewonnenen erkennungsdienstlichen Unterla-
gen werden zu der Gefangenenpersonalakte_ genommen oder 
in personenbezogenen Dateien gespeichert. Soweit sie nicht in 
Form von Dateien gespeichert werden, sind sie getrennt vom üb-
rigen Inhalt der Gefangenenpersonalakte_ zu verwahren. 
_______ 

  
 (3) Nach Absatz 1 erhobene Daten dürfen nur genutzt 
werden 

 (3) unverändert 

  
1.  für die Zwecke, zu denen sie erhoben wurden,  
  
2. zur Identifikation des Gefangenen, soweit dies für 

Zwecke der Fahndung und Festnahme des entwi-
chenen oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der 
Anstalt aufhaltenden Gefangenen erforderlich ist,  
oder 

 

  
3.  für die in § 128 Abs. 2 Nr. 6 genannten Zwecke.  

  
 (4) Nach Absatz 1 erhobene Daten dürfen nur übermit-
telt werden an 

 (4) unverändert 

  
1. die Vollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden, 

soweit dies für Zwecke der Fahndung nach und 
Festnahme des entwichenen oder sich sonst ohne 
Erlaubnis außerhalb der Anstalt aufhaltenden Gefan-
genen erforderlich ist, 

 

  
2. die Polizeivollzugsbehörden des Bundes und der 

Länder, soweit dies zur Abwehr einer gegenwärtigen 
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innerhalb der Anstalt drohenden Gefahr für erheb-
liche Sachwerte oder für Leib, Leben oder Freiheit 
von Personen erforderlich ist, sowie 

  
3. andere öffentliche Stellen auf deren Ersuchen, soweit 

der Betroffene verpflichtet wäre, eine unmittelbare 
Erhebung der zu übermittelnden Daten durch die 
empfangende Stelle zu dulden oder an einer solchen 
Erhebung mitzuwirken; die ersuchende Stelle hat in 
ihrem Ersuchen die Rechtsgrundlage der Mitwir-
kungs- oder Duldungspflicht mitzuteilen; beruht diese 
Pflicht auf einer Regelung gegenüber dem Betroffe-
nen im Einzelfall, so weist die ersuchende Stelle zu-
gleich nach, dass eine entsprechende Regelung er-
gangen und vollziehbar ist. 

 

  
 (5) Nach Absatz 1 erhobene Daten sind nach der Ent-
lassung des Gefangenen unverzüglich zu löschen; die Löschung 
ist in den Gefangenenpersonalakten zu dokumentieren. 

 (5) Nach Absatz 1 erhobene Daten sind nach der Ent-
lassung des Gefangenen unverzüglich zu löschen; die Löschung 
ist in der Gefangenenpersonalakte_ zu dokumentieren. 

  
§ 137 § 137 

Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen 
  
 (1) Die Anstalt darf Räume und Freiflächen mittels op-
tisch-elektronischer Einrichtungen nur beobachten, soweit eine 
gesetzliche Bestimmung dies ausdrücklich für die Erfüllung der 
Aufgaben des Vollzugs gestattet. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Jede Anstalt, die optisch-elektronische Einrichtun-
gen einsetzt, hat ein einheitliches Konzept zur optisch-
elektronischen Beobachtung der baulichen Anlagen zu erstellen. 
Das Konzept hat alle betriebsfähigen Einrichtungen sowie die 

 (2) unverändert 
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von ihnen erfassten Bereiche in kartenmäßiger Darstellung zu 
enthalten und ist laufend fortzuschreiben. 
  
 (3) Bei der Planung optisch-elektronischer Einrichtun-
gen ist sicherzustellen, dass 

 (3) unverändert 

  
1. die Beobachtung nur insoweit erfolgt, als dies für die 

Erfüllung der Aufgaben des Vollzugs erforderlich ist, 
insbesondere um das Betreten bestimmter Zonen 
durch Unbefugte zu verhindern, und 

 

  
2. den Gefangenen in der Anstalt angemessene Berei-

che verbleiben, in denen sie nicht mittels optisch-
elektronischer Einrichtungen beobachtet werden. 

 

  
 (4) Die Beobachtung mittels optisch-elektronischer Ein-
richtungen (Monitoring) von Räumen und Freiflächen ist durch 
sprachliche und nicht sprachliche Zeichen auf eine Weise kennt-
lich zu machen, dass die Tatsache und die Reichweite der Be-
obachtung jederzeit eindeutig erkennbar sind. 

 (4) Die Beobachtung mittels optisch-elektronischer Ein-
richtungen ____ von Räumen und Freiflächen ist durch sprachli-
che und nicht sprachliche Zeichen auf eine Weise kenntlich zu 
machen, dass die Tatsache und die Reichweite der Beobachtung 
jederzeit eindeutig erkennbar sind. 

  
§ 138 § 138 

Optisch-elektronische Einrichtungen im Umfeld der Anstalt Optisch-elektronische Einrichtungen im Umfeld der Anstalt 
  
Die Beobachtung öffentlich frei zugänglichen Raumes außerhalb 
der Grenzen der Anstalt mittels optisch-elektronischer Einrich-
tungen ist nur und soweit zulässig, wie dies aufgrund der ört-
lichen Gegebenheiten zur Wahrnehmung des Hausrechts oder 
zur Aufrechterhaltung der Sicherheit der Anstalt auch unter Be-
rücksichtigung der Belange Dritter unerlässlich ist, insbesondere 
um Fluchtversuche sowie Überwürfe von Gegenständen auf das 
Anstaltsgelände zu verhindern. 

Die Beobachtung öffentlich frei zugänglichen Raumes außerhalb 
der Grenzen der Anstalt mittels optisch-elektronischer Einrich-
tungen ist nur und so weit zulässig, wie dies aufgrund der ört-
lichen Gegebenheiten zur Wahrnehmung des Hausrechts oder 
zur Aufrechterhaltung der Sicherheit der Anstalt auch unter Be-
rücksichtigung der Belange Dritter unerlässlich ist, insbesondere 
um Fluchtversuche sowie Überwürfe von Gegenständen auf das 
Anstaltsgelände zu verhindern. 
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§ 139 § 139 

Optisch-elektronische Einrichtungen innerhalb der Anstalt Optisch-elektronische Einrichtungen innerhalb der Anstalt 
  
Die Beobachtung von Räumen und Freiflächen innerhalb der An-
stalt mittels optisch-elektronischer Einrichtungen ist zulässig, so-
weit dies für die Erfüllung der Aufgaben des Vollzugs erforderlich 
ist, insbesondere um die Gefangenen zu beaufsichtigen und das 
Betreten bestimmter Zonen durch Unbefugte zu verhindern, und 
§ 140 nichts anderes bestimmt. 

unverändert 

  
§ 140 § 140 

Optisch-elektronische Einrichtungen innerhalb  
von Hafträumen 

Optisch-elektronische Einrichtungen innerhalb  
von Hafträumen 

  
 (1) Die Beobachtung innerhalb von Hafträumen mittels 
optisch-elektronischer Einrichtungen ist ausgeschlossen, soweit 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Zulässig ist die optisch-elektronische Beobachtung 
innerhalb von besonders gesicherten Hafträumen, besonders 
gesicherten Räumen, Überwachungshafträumen und Überwa-
chungsräumen, soweit dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Ge-
fahr für Leib oder Leben des dort untergebrachten Gefangenen 
erforderlich ist. Soweit die Erforderlichkeit entfällt, ist die optisch-
elektronische Beobachtung unverzüglich zu beenden. Die op-
tisch-elektronische Beobachtung ist gesondert vor der Unterbrin-
gung schriftlich anzuordnen und zu begründen; in der Anordnung 
ist der Umfang der Beobachtung zu bestimmen. Sie ist spätes-
tens nach 72 Stunden zu beenden, sofern sie nicht durch eine 
neue Anordnung verlängert wird. Die Anordnung trifft der An-
staltsleiter; sie ist zu den Gefangenenpersonalakten zu nehmen. 

 (2) Zulässig ist die optisch-elektronische Beobachtung 
innerhalb von besonders gesicherten Hafträumen, besonders 
gesicherten Räumen, Überwachungshafträumen und Überwa-
chungsräumen, soweit dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Ge-
fahr für Leib oder Leben des dort untergebrachten Gefangenen 
erforderlich ist. Soweit die Erforderlichkeit entfällt, ist die optisch-
elektronische Beobachtung unverzüglich zu beenden. Die op-
tisch-elektronische Beobachtung ist gesondert vor der Unterbrin-
gung durch den Anstaltsleiter schriftlich anzuordnen und zu 
begründen; in der Anordnung ist der Umfang der optisch-
elektronischen Beobachtung zu bestimmen. Die optisch-
elektronische Beobachtung ist spätestens nach 72 Stunden zu 
beenden, sofern sie nicht durch eine neue Anordnung verlängert 
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wird. Die Anordnung _____ ist zu der Gefangenenpersonalakte_ 
zu nehmen. 

  
 (3) Während der Dauer der optisch-elektronischen Be-
obachtung ist diese für den Gefangenen kenntlich zu machen. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Bei der Gestaltung und Beobachtung optisch-
elektronisch beobachteter Hafträume ist auf die elementaren Be-
dürfnisse der Gefangenen nach Wahrung ihrer Intimsphäre an-
gemessen Rücksicht zu nehmen, insbesondere sind sanitäre 
Einrichtungen von der Beobachtung auszunehmen; hilfsweise ist 
die Erkennbarkeit dieser Bereiche durch technische Maßnahmen 
auszuschließen. 

 (4) Bei der Gestaltung __ der Hafträume, die optisch-
elektronisch ____ beobachtet__ ___ werden, und bei der bild-
lichen Wiedergabe der dadurch erhobenen personenbezo-
genen Daten ist auf die elementaren Bedürfnisse des Gefange-
nen nach Wahrung seiner Intimsphäre angemessen Rücksicht 
zu nehmen, insbesondere sind sanitäre Einrichtungen von der 
Beobachtung auszunehmen; hilfsweise ist die Erkennbarkeit die-
ser Bereiche durch technische Maßnahmen auszuschließen. 

  
 (5) Die optisch-elektronische Beobachtung ist zu un-
terbrechen, wenn sie im Einzelfall vorübergehend nicht erforder-
lich oder die Beaufsichtigung gesetzlich ausgeschlossen ist. 

 (5) unverändert 

  
§ 141 § 141 

Speicherung und Dokumentation mittels optische-
elektronischer oder akustisch- elektronischer  

Einrichtungen erhobener Daten 

Speicherung und Dokumentation mittels optisch-
elektronischer oder akustisch-elektronischer  

Einrichtungen erhobener Daten 
  
 (1) Die mittels optisch-elektronischer Einrichtungen zu-
lässig erhobenen Daten dürfen nur gespeichert werden (Video-
aufzeichnung), wenn dies zur Erreichung des die Erhebung ges-
tattenden Zwecks erforderlich ist. Sobald dieser Zweck entfällt, 
sind die Daten unverzüglich, spätestens nach 48 Stunden zu lö-
schen. Eine Speicherung darüber hinaus ist nur zulässig, soweit 
und solange dies zur Verfolgung einer Straftat oder Ordnungs-
widrigkeit erforderlich ist. 

 (1) Die mittels optisch-elektronischer Einrichtungen zu-
lässig erhobenen Daten dürfen nur gespeichert werden ____, 
wenn dies zur Erreichung des die Erhebung gestattenden 
Zwecks erforderlich ist. Sobald dieser Zweck entfällt, sind die Da-
ten unverzüglich, spätestens nach 48 Stunden zu löschen. Eine 
Speicherung darüber hinaus ist nur zulässig, soweit und solange 
dies zur Verfolgung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit erfor-
derlich ist. 
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 (2) Für die weitere Verarbeitung der mittels akustisch-
elektronischer Einrichtungen zulässig erhobenen Daten gilt Ab-
satz 1 entsprechend. Darüber hinaus ist eine Speicherung auch 
zulässig, soweit und solange dies zur Übermittlung der erhobe-
nen Daten an das Gericht, das die inhaltliche Überwachung der 
Gespräche angeordnet hat, erforderlich ist. 

 (2) Für die Speicherung der mittels akustisch-
elektronischer Einrichtungen zulässig erhobenen Daten gilt Ab-
satz 1 entsprechend. Darüber hinaus ist eine Speicherung auch 
zulässig, soweit und solange dies zur Übermittlung der erhobe-
nen Daten an das Gericht, das die inhaltliche Überwachung der 
Gespräche angeordnet hat, erforderlich ist. 

  
 (3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 dürfen die 
gemäß § 140 Abs. 2 erhobenen Daten nicht gespeichert werden.

 (3) unverändert 

  
 (4) Mittels optisch-elektronischer oder akustisch-
elektronischer Einrichtungen erhobene Daten dürfen nicht weiter 
verarbeitet werden, soweit sie dem Kernbereich der privaten Le-
bensgestaltung unterfallen. Durch geeignete Maßnahmen und 
Prüfungen ist sicherzustellen, dass keine weitere Verarbeitung 
dieser Daten erfolgt. Nicht erfasst sind Gespräche über Strafta-
ten oder Gespräche, durch die Straftaten begangen werden. 

 (4) Die Datenerhebung mittels optisch-elektronischer 
oder akustisch-elektronischer Einrichtungen, die in den Kernbe-
reich der privaten Lebensgestaltung Gefangener oder Dritter 
eingreift, ist unzulässig. Die erhobenen Daten sind unver-
züglich zu löschen und Erkenntnisse über solche Daten dür-
fen nicht verwertet werden. Die Tatsache der Erfassung der 
Daten und ihrer Löschung sind zu dokumentieren. 

  
 (5) Die weitere Verarbeitung der mittels optisch-
elektronischer oder akustisch-elektronischer Einrichtungen erho-
benen Daten ist zu dokumentieren. Die Dokumentation darf aus-
schließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet wer-
den. Sie ist zu löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr er-
forderlich ist, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, 
das dem Jahr der Dokumentation folgt. 

 (5) Die __ Verarbeitung oder Nutzung der mittels op-
tisch-elektronischer oder akustisch-elektronischer Einrichtungen 
erhobenen Daten ist zu dokumentieren. Die Dokumentation darf 
ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet 
werden. Sie ist zu löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr 
erforderlich ist, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, 
das dem Jahr der Dokumentation folgt. 

  
§ 142 § 142 

Auslesen von Datenspeichern Auslesen von Datenspeichern 
  
 (1) Elektronische Datenspeicher sowie elektronische 
Geräte mit Datenspeicher, die ohne Erlaubnis in die Anstalt ein-

 (1) unverändert 
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gebracht wurden, dürfen auf schriftliche Anordnung des Anstalts-
leiters ausgelesen werden, soweit konkrete Anhaltspunkte die 
Annahme rechtfertigen, dass dies für die Erfüllung der Aufgaben 
des Vollzugs erforderlich ist. Die Gründe sind in der Anordnung 
festzuhalten. Ist der Betroffene bekannt, sind ihm die Gründe vor 
dem Auslesen mitzuteilen. Beim Auslesen sind seine schutzwür-
digen Interessen zu berücksichtigen, insbesondere der Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung. Das Auslesen ist möglichst auf 
die Inhalte zu beschränken, die zur Erreichung der die Anord-
nung begründenden Zwecke erforderlich sind. 
  
 (2) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten dürfen weiter 
verarbeitet werden, soweit dies aus den in der Anordnung ge-
nannten Gründen erforderlich ist. Aus anderen Gründen ist die 
weitere Verarbeitung der Daten nur zulässig, soweit dies für die 
Erfüllung der Aufgaben des Vollzugs zwingend erforderlich ist 
und schutzwürdige Interessen des Betroffenen dem nicht entge-
genstehen. 

 (2) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten dürfen __ ver-
arbeitet oder genutzt werden, soweit dies aus den in der Anord-
nung genannten Gründen erforderlich ist. Aus anderen Gründen 
ist die __ Verarbeitung oder Nutzung der Daten nur zulässig, 
soweit dies für die Erfüllung der Aufgaben des Vollzugs zwin-
gend erforderlich ist und schutzwürdige Interessen des Betroffe-
nen dem nicht entgegenstehen. 

  
 (3) Die weitere Verarbeitung der nach Absatz 1 erho-
benen Daten ist unzulässig, soweit sie dem Kernbereich der pri-
vaten Lebensgestaltung Gefangener oder Dritter unterfallen. 
Diese Daten sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsachen der Er-
fassung und der Löschung der Daten sind zu dokumentieren. Die 
Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke der Datenschutz-
kontrolle verwendet werden. Sie ist zu löschen, wenn sie für die-
se Zwecke nicht mehr erforderlich ist, spätestens jedoch am En-
de des Kalenderjahres, das dem Jahr der Dokumentation folgt. 

 (3) Die Datenerhebung, die in den Kernbereich der 
privaten Lebensgestaltung Gefangener oder Dritter eingreift, 
ist unzulässig. Die erhobenen Daten sind unverzüglich zu 
löschen und Erkenntnisse über solche Daten dürfen nicht 
verwertet werden. Die Tatsache der Erfassung der Daten 
und ihrer Löschung sind zu dokumentieren. § 141 Abs. 5 gilt 
entsprechend. 

  
 (4) Die Gefangenen sind bei der Aufnahme über die 
Möglichkeit des Auslesens von nicht gestatteten Datenspeichern 
zu belehren. 

 (4) Die Gefangenen sind bei der Aufnahme über die 
Möglichkeit des Auslesens von nicht gestatteten Datenspeichern 
aktenkundig zu belehren. 
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§ 143 § 143 

Identifikation vollzugsfremder Personen Identifikation vollzugsfremder Personen 
  
 (1) Das Betreten der Anstalt durch vollzugsfremde Per-
sonen kann davon abhängig gemacht werden, dass diese zur 
Identitätsfeststellung 

 (1) Das Betreten der Anstalt durch vollzugsfremde Per-
sonen kann davon abhängig gemacht werden, dass diese zur 
Identitätsfeststellung 

  
1. ihren Vornamen, ihren Namen und ihre Anschrift an-

geben und durch amtliche Ausweise nachweisen und
1. unverändert 

  
2. die Erfassung biometrischer Merkmale des Gesichts, 

der Augen, der Hände, der Stimme oder der Unter-
schrift dulden, soweit dies erforderlich ist, um die 
Verwechslung und den Austausch von Gefangenen 
mit anderen Personen zu verhindern. 

2. die Erhebung biometrischer Merkmale des Gesichts, 
der Augen, der Hände, der Stimme oder der Unter-
schrift dulden, soweit dies erforderlich ist, um die 
Verwechslung und den Austausch von Gefangenen 
mit anderen Personen zu verhindern. 

  
 (2) Eine weitere Verarbeitung der nach Absatz 1 erho-
benen Identifikationsmerkmale ist nur zulässig, soweit dies erfor-
derlich ist zur 

 (2) Eine _______ Verarbeitung oder Nutzung der 
nach Absatz 1 erhobenen Identifikationsmerkmale ist nur zuläs-
sig, soweit dies erforderlich ist zur 

  
1.  Identitätsüberprüfung beim Verlassen der Anstalt  

oder 
1.  unverändert 

  
2.  Verfolgung von Straftaten, bei denen der Verdacht 

besteht, dass sie bei Gelegenheit des Aufenthalts in 
der Anstalt begangen wurden; die zur Strafverfolgung 
erforderlichen Daten können hierzu der zuständigen 
Strafverfolgungsbehörde übermittelt werden. 

2.  unverändert 

  
 (3) Die nach Absatz 1 erhobenen Identifikationsmerk-
male sind spätestens 24 Stunden nach ihrer Erhebung zu lö-

 (3) unverändert 
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schen, soweit sie nicht nach Absatz 2 Nr. 2 übermittelt werden 
dürfen; in diesem Fall sind sie unverzüglich zu übermitteln und 
danach zu löschen. 
  

§ 144 § 144 
Lichtbildausweise Lichtbildausweise 

  
Die Anstalt kann die Gefangenen verpflichten, einen Lichtbild-
ausweis mit sich zu führen, wenn dies aus Gründen der Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist. Dabei ist sicherzu-
stellen, dass der Ausweis nur die zur Erreichung dieser Zwecke 
notwendigen Daten enthält. Der Ausweis ist bei der Entlassung 
oder bei der Verlegung in eine andere Anstalt einzuziehen und 
unverzüglich zu vernichten. 

unverändert 

  
  

Unterabschnitt 6 Unterabschnitt 6 
Schutzanforderungen Schutzanforderungen 

  
§ 145 § 145 

Zweckbindung Zweckbindung 
  
Empfangende Stellen dürfen die von den Anstalten oder der Auf-
sichtsbehörde erhaltenen personenbezogene Daten nur zu dem 
Zweck speichern, nutzen und übermitteln, zu dessen Erfüllung 
sie übermittelt wurden. Die empfangende Stelle darf diese Daten 
für andere Zwecke nur speichern, nutzen und übermitteln, soweit 
sie ihr auch für diese Zwecke hätten überlassen werden dürfen 
und wenn im Fall einer Übermittlung an eine nicht öffentliche 
Stelle die übermittelnde Anstalt oder Aufsichtsbehörde zuge-
stimmt hat. Diese haben die empfangenden nicht öffentlichen 
Stellen auf die Zweckbindung nach Satz 1 hinzuweisen. 

Empfangende Stellen dürfen die von den Anstalten oder der Auf-
sichtsbehörde erhaltenen personenbezogene Daten nur zu dem 
Zweck speichern, nutzen und übermitteln, zu dessen Erfüllung 
sie übermittelt wurden. Die empfangende Stelle darf diese Daten 
für andere Zwecke nur speichern, nutzen und übermitteln, soweit 
sie ihr auch für diese Zwecke hätten überlassen werden dürfen 
und wenn im Fall einer Übermittlung an eine nicht öffentliche 
Stelle die übermittelnde Anstalt oder Aufsichtsbehörde zuge-
stimmt hat. Die__ übermittelnde Anstalt oder Aufsichtsbe-
hörde hat die empfangende_ nicht öffentliche_ Stelle_ auf die 
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Zweckbindung nach Satz 1 hinzuweisen. 
  

§ 146 § 146 
Schutzvorkehrungen Schutzvorkehrungen 

  
 (1) Personenbezogene Daten in Akten und Dateien 
sind durch die erforderlichen technischen und organisatorischen 
Maßnahmen gegen unbefugten Zugang und unbefugten Ge-
brauch zu schützen. Gesundheitsakten und Krankenblätter sowie 
Therapieakten sind getrennt von anderen Unterlagen zu führen 
und besonders zu sichern. Die Gefangenenpersonalakte soll zur 
Umsetzung von Absatz 2 in Teilakten geführt werden. Das Nähe-
re regelt die Aufsichtsbehörde durch Erlass. 

 (1) Personenbezogene Daten in Akten und Dateien 
sind durch die erforderlichen technischen und organisatorischen 
Maßnahmen gegen unbefugten Zugang und unbefugten Ge-
brauch zu schützen. Gesundheitsakten und Krankenblätter sowie 
Therapieakten sind getrennt von anderen Unterlagen zu führen 
und besonders zu sichern. Die Gefangenenpersonalakte soll zur 
Umsetzung von Absatz 2 in Teilakten geführt werden. _____ 

  
 (2) Soweit nichts anderes geregelt ist, darf sich der 
einzelne Bedienstete von personenbezogenen Daten nur Kennt-
nis verschaffen, wenn dies zur Erfüllung der ihm obliegenden 
Aufgaben oder für die Zusammenarbeit in der Anstalt oder sonst 
zur Erreichung des Vollzugsziels erforderlich ist. 

 (2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes geregelt 
ist, darf sich der __ Bedienstete von personenbezogenen Daten 
nur Kenntnis verschaffen, wenn dies zur Erfüllung der ihm oblie-
genden Aufgaben oder für die Zusammenarbeit in der Anstalt 
oder ___ zur Erreichung des Vollzugsziels erforderlich ist. 

  
§ 147 § 147 

Kenntlichmachung innerhalb der Anstalt Kenntlichmachung innerhalb der Anstalt 
  
Personenbezogene Daten von Gefangenen dürfen innerhalb der 
Anstalt nur kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geord-
netes Zusammenleben in der Anstalt erforderlich ist und Be-
schränkungen der Verarbeitung nicht entgegenstehen. Dies gilt 
nicht für besondere Arten personenbezogener Daten von Gefan-
genen. 

Personenbezogene Daten von Gefangenen dürfen innerhalb der 
Anstalt nur kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geord-
netes Zusammenleben in der Anstalt erforderlich ist und Be-
schränkungen der Datenverarbeitung im Vollzug nicht entge-
genstehen. _____ Besondere Arten personenbezogener Daten 
von Gefangenen dürfen nicht kenntlich gemacht werden. 
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§ 148 § 148 
Erkenntnisse aus Beaufsichtigungs-, Überwachungs-  

und Kontrollmaßnahmen 
Erkenntnisse aus Beaufsichtigungs-, Überwachungs-  

und Kontrollmaßnahmen 
  
 (1) Die bei der Beaufsichtigung oder der Überwachung 
der Besuche, der Überwachung der Telekommunikation, der 
Sichtkontrolle oder der Überwachung des Schriftwechsels oder 
der Kontrolle des Inhalts von Paketen in zulässiger Weise be-
kannt gewordenen personenbezogenen Daten sind in Akten und 
Dateien des Vollzugs sowie bei einer Übermittlung an externe 
Stellen eindeutig als solche zu kennzeichnen. Sie dürfen nur wei-
ter verarbeitet werden 

 (1) Die bei der Beaufsichtigung oder der Überwachung 
der Besuche, der Überwachung der Telekommunikation, der 
Sichtkontrolle oder der Überwachung des Schriftwechsels oder 
der Kontrolle des Inhalts von Paketen in zulässiger Weise be-
kannt gewordenen personenbezogenen Daten sind in Akten und 
Dateien des Vollzugs sowie bei einer Übermittlung an externe 
Stellen eindeutig als solche zu kennzeichnen. Sie dürfen nur 
_____ verarbeitet oder genutzt werden 

  
1.  mit Einwilligung des Gefangenen für Zwecke einer 

Behandlung, 
1.  unverändert 

  
2.  zur Wahrung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 

oder 
2.  unverändert 

  
3.  für die in § 128 Abs. 2 Nrn. 2 bis 7 genannten Zwe-

cke. 
3.  unverändert 

  
 (2) Die nach Absatz 1 Satz 1 zulässig bekannt gewor-
denen Daten dürfen im Vollzug der Untersuchungshaft und der 
Freiheitsentziehungen nach § 1 Abs. 2 über die in Absatz 1 
Satz 2 bezeichneten Zwecke hinaus auch weiter verarbeitet wer-
den zur 

 (2) Die nach Absatz 1 Satz 1 zulässig bekannt gewor-
denen Daten dürfen im Vollzug der Untersuchungshaft und der 
Freiheitsentziehungen nach § 1 Abs. 2 über die in Absatz 1 
Satz 2 bezeichneten Zwecke hinaus auch _____ verarbeitet o-
der genutzt werden zur 

  
1.  Abwehr von Gefährdungen der Aufgabe des Vollzugs 

der Untersuchungshaft oder 
1.  unverändert 
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2.  Umsetzung einer Anordnung nach § 119 der Straf-
prozessordnung. 

2.  unverändert 

  
 (3) Soweit die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten 
Daten dem Kernbereich der privaten Lebensgestaltung unterfal-
len, dürfen sie nicht weiter verarbeitet werden und sind zu lö-
schen. Die Tatsachen der Erfassung und der Löschung der Da-
ten sind zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließ-
lich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie 
ist zu löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr erforderlich 
ist, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, das dem 
Jahr der Dokumentation folgt. 

 (3) Soweit die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten 
Daten dem Kernbereich der privaten Lebensgestaltung unterfal-
len, sind sie unverzüglich zu löschen. Erkenntnisse über 
solche Daten dürfen nicht verwertet werden. Die Tatsache_ 
der Erfassung __ der Daten und ihrer Löschung sind zu doku-
mentieren. § 141 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 

  
  

Unterabschnitt 7 Unterabschnitt 7 
Schutz von Geheimnisträgern Schutz von Geheimnisträgern 

  
§ 149 § 149 

Geheimnisträger Geheimnisträger 
  
 (1) Die im Vollzug tätigen oder außerhalb des Vollzugs 
mit der Untersuchung, Behandlung oder Beratung von Gefange-
nen beauftragten 

 (1) Die im Vollzug tätigen oder außerhalb des Vollzugs 
mit der Untersuchung, Behandlung oder Beratung von Gefange-
nen beauftragten 

  
1.  Ärzte, Zahnärzte, Apotheker und Psychologische 

Psychotherapeuten oder Angehörige eines anderen 
Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Füh-
rung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte 
Ausbildung erfordert, 

1.  unverändert 

  
2.  Diplom-Psychologen, 2.  unverändert 
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3.  staatlich anerkannte Sozialarbeiter oder staatlich an-
erkannte Sozialpädagogen sowie 

3.  unverändert 

  
4.  Seelsorger unterliegen hinsichtlich der ihnen in der 

ausgeübten Funktion von Gefangenen anvertrauten 
oder sonst über Gefangene bekannt gewordenen 
Geheimnisse untereinander sowie gegenüber der 
Anstalt und der Aufsichtsbehörde der Schweige-
pflicht, soweit nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt 
entsprechend für ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen 
und die Personen, die bei ihnen zur Vorbereitung auf 
den Beruf tätig sind, nicht aber gegenüber dem Be-
rufsträger. 

4.  Seelsorger ______ 

  
 unterliegen hinsichtlich der ihnen in der ausgeübten Funktion 

von Gefangenen anvertrauten oder sonst über Gefangene be-
kannt gewordenen Geheimnisse untereinander sowie gegenüber 
der Anstalt und der Aufsichtsbehörde der Schweigepflicht, soweit 
in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt entspre-
chend für ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und die Personen, 
die bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind, nicht aber 
gegenüber dem Berufsträger. 

  
 (2) Behandeln Geheimnisträger nach Absatz 1 Satz 1 
Nrn. 1 bis 3 (Berufsgeheimnisträger) gleichzeitig oder nachein-
ander denselben Gefangenen, so unterliegen sie im Verhältnis 
zueinander nicht der Schweigepflicht und sind zur umfassenden 
gegenseitigen Information und Auskunft verpflichtet, soweit dies 
zum Zwecke einer zielgerichteten gemeinsamen Behandlung er-
forderlich ist und 

 (2) Behandeln Geheimnisträger nach Absatz 1 Satz 1 
Nrn. 1 bis 3 (Berufsgeheimnisträger) gleichzeitig oder nachein-
ander denselben Gefangenen, so unterliegen sie im Verhältnis 
zueinander nicht der Schweigepflicht und sind zur umfassenden 
gegenseitigen Information und Auskunft verpflichtet, soweit dies 
zum Zwecke einer zielgerichteten gemeinsamen Behandlung er-
forderlich ist und 
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1.  eine wirksame Einwilligung des Gefangenen vorliegt 
oder 

1.  unverändert 

  
2.  sie zu dem in Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 genannten 

Personenkreis zählen und in Bezug auf den betref-
fenden Gefangenen nicht mit anderen Aufgaben im 
Vollzug betraut sind. 

2.  sie ____ in Bezug auf den betreffenden Gefangenen 
nicht mit anderen Aufgaben im Vollzug betraut sind. 

  
§ 150 § 150 

Offenbarungspflicht Offenbarungspflicht 
  
 (1) Berufsgeheimnisträger haben dem Anstaltsleiter ih-
nen bekannte personenbezogene Daten von sich aus oder auf 
Befragen zu offenbaren, auch wenn sie ihnen im Rahmen des 
beruflichen Vertrauensverhältnisses anvertraut wurden oder 
sonst bekannt geworden sind, soweit 

 (1) Berufsgeheimnisträger haben dem Anstaltsleiter ih-
nen bekannte personenbezogene Daten von sich aus oder auf 
Befragen zu offenbaren, auch wenn sie ihnen im Rahmen des 
beruflichen Vertrauensverhältnisses anvertraut wurden oder 
sonst bekannt geworden sind, soweit 

  
1. der Gefangene einwilligt oder 1. unverändert 
  
2. dies auch unter Berücksichtigung der Interessen des 

Gefangenen an der Geheimhaltung der personenbe-
zogenen Daten erforderlich ist zur Abwehr 

2. dies auch unter Berücksichtigung der Interessen des 
Gefangenen an der Geheimhaltung der personenbe-
zogenen Daten erforderlich ist zur Abwehr 

  
a) einer Gefahr für das Leben eines Menschen, ins-

besondere zur Verhütung von Suiziden, 
a) einer Gefahr für das Leben eines Menschen, ins-

besondere zur Verhütung von Selbsttötungen, 
  
b) einer erheblichen Gefahr für Körper oder Ge-

sundheit eines Menschen oder 
b) unverändert 

  
c)  der Gefahr erheblicher Straftaten im Einzelfall. c)  der Gefahr einer Straftat von erheblicher Be-

deutung __. 
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 (2) Sozialarbeiter und Sozialpädagogen, die als Be-
dienstete im Vollzug tätig sind, haben dem Anstaltsleiter ihnen 
bekannte personenbezogene Daten von sich aus oder auf Befra-
gen zu offenbaren, soweit dies für die Erfüllung der Aufgaben 
des Vollzugs erforderlich ist. 

 (2) Sozialarbeiter und Sozialpädagogen, die als Be-
dienstete im Vollzug tätig sind, haben dem Anstaltsleiter ihnen 
bekannte personenbezogene Daten von sich aus oder auf Befra-
gen zu offenbaren, soweit dies für die Erfüllung der Aufgaben 
des Vollzugs erforderlich ist und das Interesse an der Erfül-
lung der Aufgaben des Vollzugs das Interesse des Gefange-
nen an der Geheimhaltung der personenbezogenen Daten 
erheblich überwiegt. 

  
 (3) Berufsgeheimnisträger außerhalb des Vollzugs 
können die Verpflichtung nach Absatz 1 auch gegenüber in der 
Anstalt beschäftigten Berufsgeheimnisträgern erfüllen. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Wurde eine Einwilligung nach Absatz 1 Nr. 1 nicht 
den Berufsgeheimnisträgern gegenüber erklärt, so sind diese be-
rechtigt, die Offenbarung zu verweigern, bis sie Gelegenheit zum 
persönlichen Gespräch mit dem Gefangenen hatten. Sie haben 
sich zu offenbaren, soweit der Gefangene an der Einwilligung 
festhält. Widerruft der Gefangene ihnen gegenüber seine Einwil-
ligung, so ist der Widerruf aktenkundig zu machen und unverzüg-
lich dem Anstaltsleiter mitzuteilen. 

 (4) unverändert 

  
§ 151 § 151 

Offenbarungsbefugnis Offenbarungsbefugnis 
  
Die Berufsgeheimnisträger sind befugt, die ihnen im Rahmen des 
beruflichen Vertrauensverhältnisses anvertrauten oder sonst be-
kannt gewordenen personenbezogenen Daten gegenüber dem 
Anstaltsleiter zu offenbaren, soweit dies aus ihrer Sicht für die 
Erfüllung der Aufgaben des Vollzugs auch unter Berücksichti-
gung der Interessen des Gefangenen an der Geheimhaltung der 
Tatsachen unerlässlich ist. 

unverändert 
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§ 152 § 152 

Unterrichtung des Gefangenen Unterrichtung des Gefangenen 
  
Vor der Erhebung personenbezogener Daten ist der Gefangene 
durch Berufsgeheimnisträger schriftlich über die nach diesem 
Gesetz bestehenden Offenbarungspflichten und Offenbarungs-
befugnisse zu unterrichten. Bei Einschaltung von Berufsge-
heimnisträgern außerhalb der Anstalt erfolgt die Unterrichtung 
nach Satz 1 durch die Anstalt. 

unverändert 

  
§ 153 § 153 

Zweckbindung offenbarter personenbezogener Daten Zweckbindung offenbarter personenbezogener Daten 
  
 (1) Die nach den §§ 150 und 151 offenbarten perso-
nenbezogenen Daten dürfen nur für den Zweck, für den sie of-
fenbart wurden oder für den eine Offenbarung zulässig gewesen 
wäre, und nur unter denselben Voraussetzungen gespeichert, 
genutzt und übermittelt werden, unter denen Berufsgeheimnis-
träger selbst hierzu befugt wären. 

unverändert 

  
 (2) Der Anstaltsleiter kann unter diesen Voraussetzun-
gen die unmittelbare Offenbarung gegenüber bestimmten Be-
diensteten allgemein zulassen. 

 

  
§ 154 § 154 

Zugriff auf Daten in Notfällen Zugriff auf Daten in Notfällen 
  
Alle im Vollzug tätigen Personen dürfen sich Kenntnis auch von 
besonderen Arten personenbezogener Daten zu dem Zweck 
verschaffen, diese Daten unmittelbar und unverzüglich den zur 
Notfallrettung eingesetzten Personen zu übermitteln, soweit der 

Alle im Vollzug tätigen Personen dürfen sich Kenntnis auch von 
besonderen Arten personenbezogener Daten zu dem Zweck 
verschaffen, diese Daten unmittelbar und unverzüglich den zur 
Notfallrettung eingesetzten Personen zu übermitteln, ___ 
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Gefangene 
  

1.  einwilligt oder 1.  soweit der Gefangene einwilligt oder 
  
2. zur Einwilligung unfähig ist und die Kenntnisverschaf-

fung zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für das 
Leben eines Menschen oder einer gegenwärtigen er-
heblichen Gefahr für die Gesundheit eines Menschen 
erforderlich ist. 

2. sofern der Gefangene zur Einwilligung unfähig ist 
und die Kenntnis__ auch der besonderen perso-
nenbezogenen Daten zur Abwehr einer gegenwärti-
gen Gefahr für das Leben eines Menschen oder einer 
gegenwärtigen erheblichen Gefahr für die Gesund-
heit eines Menschen erforderlich ist. 

  
Die anderweitige Verarbeitung der so erlangten Daten ist unzu-
lässig. Die Kenntnisnahme ist in der Gefangenenpersonalakte zu 
dokumentieren. 

Die __ Verarbeitung oder Nutzung der so erlangten Daten für 
andere Zwecke ist unzulässig. Die Kenntnisnahme ist in der Ge-
fangenenpersonalakte zu dokumentieren. 

  
  

Unterabschnitt 8 Unterabschnitt 8 
Unterrichtung und Akteneinsicht des Betroffenen Unterrichtung und Akteneinsicht des Betroffenen 

  
§ 155 § 155 

Auskunft an den Betroffenen Auskunft an den Betroffenen 
  
 (1) Über eine ohne seine Kenntnis vorgenommene Er-
hebung personenbezogener Daten wird der Betroffene unter An-
gabe dieser Daten unterrichtet, soweit und sobald die Erfüllung 
der Aufgaben des Vollzugs nicht entgegensteht. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Dem Betroffenen ist im Übrigen auf Antrag Auskunft 
zu erteilen über 

 (2) Dem Betroffenen ist im Übrigen auf Antrag Auskunft 
zu erteilen über 

  
1.  die zu seiner Person gespeicherten Daten, auch so-

weit sie sich auf die Herkunft dieser Daten beziehen, 
1.  unverändert 
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2.  die empfangenden Stellen oder Kategorien von emp-

fangenden Stellen, an die die Daten weitergegeben 
werden, und 

2.  unverändert 

  
3.  den Zweck der Speicherung. 3.  unverändert 

  
In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten, über 
die Auskunft erteilt werden soll, näher bezeichnet werden. Sind 
die personenbezogenen Daten weder automatisiert noch in nicht 
automatisierten Dateien gespeichert, wird die Auskunft nur erteilt, 
soweit der Betroffene Angaben machen, die das Auffinden der 
Daten ermöglichen, und der für die Erteilung der Auskunft erfor-
derliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem von dem Betrof-
fenen geltend gemachten Informationsinteresse steht. Die An-
stalten und die Aufsichtsbehörde bestimmen das Verfahren, ins-
besondere die Form der Auskunftserteilung, nach pflichtgemä-
ßem Ermessen. 

In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten, über 
die Auskunft erteilt werden soll, näher bezeichnet werden. Sind 
die personenbezogenen Daten weder automatisiert noch in nicht 
automatisierten Dateien gespeichert, wird die Auskunft nur erteilt, 
soweit der Betroffene Angaben macht, die das Auffinden der Da-
ten ermöglichen, und der für die Erteilung der Auskunft erforder-
liche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem von dem Betroffe-
nen geltend gemachten Informationsinteresse steht. Die Anstal-
ten und die Aufsichtsbehörde bestimmen das Verfahren, insbe-
sondere die Form der Auskunftserteilung, nach pflichtgemäßem 
Ermessen. 

  
 (3) Absatz 1 gilt nicht für personenbezogene Daten, die 
nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher, sat-
zungsmäßiger oder vertraglicher Aufbewahrungsvorschriften 
nicht gelöscht werden dürfen oder ausschließlich Zwecken der 
Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle dienen und eine 
Auskunftserteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfor-
dern würde. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Über-
mittlung personenbezogener Daten an die Staatsanwaltschaften, 
Polizeidienststellen, Verfassungsschutzbehörden, den Bundes-
nachrichtendienst, den Militärischen Abschirmdienst und, soweit 
die Sicherheit des Bundes berührt wird, andere Behörden des 

 (4) unverändert 
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Bundesministeriums der Verteidigung, so ist sie nur mit Zustim-
mung dieser Stellen zulässig. 
  
 (5) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit  (5) unverändert 
  

1.  die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der in 
der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle liegen-
den Aufgaben gefährden würde, 

 

  
2.  die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 

gefährden oder sonst dem Wohl des Bundes oder ei-
nes Landes Nachteile bereiten würde oder 

 

  
3.  die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach 

einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, ins-
besondere wegen der überwiegenden berechtigten 
Interessen Dritter, geheim gehalten werden müssen 
oder 

 

  
4.  der Aufwand der Auskunftserteilung außer Verhältnis 

zum Schutzzweck steht und deswegen das Interesse 
des Betroffenen an der Auskunftserteilung zurück-
treten muss. 

 

  
 (6) Soweit im Vollzug der Untersuchungshaft und der 
Freiheitsentziehungen nach § 1 Abs. 2 Erkenntnisse aus dem 
Ermittlungsverfahren zur Gefangenenpersonalakte gelangt sind, 
ist die Staatsanwaltschaft vor der Auskunftserteilung zu hören. 
Teilt die Staatsanwaltschaft mit, dass die Auskunft die Aufgabe 
des Vollzugs der Untersuchungshaft gefährden würde, darf in-
soweit keine Auskunft erteilt werden. 

 (6) unverändert 
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 (7) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner 
Begründung, soweit durch die Mitteilung der tatsächlichen und 
rechtlichen Gründe, auf welche die Entscheidung gestützt wird, 
der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet 
würde. In diesen Fällen ist der Betroffene darauf hinzuweisen, 
dass er sich an den Landesbeauftragten für den Datenschutz 
wenden kann. 

 (7) unverändert 

  
 (8) Wird dem Betroffenen keine Auskunft erteilt, so ist 
die Auskunft auf Verlangen des Betroffenen dem Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz zu erteilen, soweit nicht die Auf-
sichtsbehörde im Einzelfall feststellt, dass dadurch die Sicherheit 
des Landes Sachsen-Anhalt, eines anderen Landes oder des 
Bundes gefährdet würde. Die Mitteilung des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz an den Betroffenen darf keine Rückschlüsse 
auf den Erkenntnisstand der speichernden Stelle zulassen, so-
fern diese nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt. 

 (8) unverändert 

  
 (9) Die Auskunft ist unentgeltlich.  (9) unverändert 
  
 (10) Weitergehende Auskunftsrechte nach allgemeinen 
Gesetzen finden für den Bereich des Justizvollzugs keine An-
wendung. 

 (10) unverändert 

  
§ 156 § 156 

Akteneinsichtsrecht des Betroffenen Akteneinsichtsrecht des Betroffenen 
  
 (1) Ist dem Betroffenen Auskunft zu gewähren, erhält 
er auf Antrag Akteneinsicht, soweit eine Auskunft für die Wahr-
nehmung seiner rechtlichen Interessen nicht ausreicht und er 
hierfür auf die Einsichtnahme angewiesen ist. Im Vollzug der Un-
tersuchungshaft und der Freiheitsentziehungen nach § 1 Abs. 2 

 (1) unverändert 
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gilt für das Akteneinsichtsrecht § 155 Abs. 6 entsprechend. 
  
 (2) Der Betroffene kann auf eigene Kosten bei einer 
Einsicht hinzuziehen 

 (2) Der Betroffene kann auf eigene Kosten bei einer 
Einsicht hinzuziehen 

  
1.  eine Person aus dem Kreis 1.  eine Person aus dem Kreis 
  

a)  der Rechtsanwälte, a)  unverändert 
  
b)  der Notare, b)  unverändert 
  
c)  der gewählten Verteidiger (§ 138 Abs. 1 und 2 der 

Strafprozessordnung), 
c)  der gewählten Verteidiger nach § 138 Abs. 1 und 

2 der Strafprozessordnung_, 
  
d)  der durch richterliche Entscheidung nach § 149 

Abs. 1 oder 3 der Strafprozessordnung zugelas-
senen Beistände oder 

d)  unverändert 

  
e)  der Beistände nach § 69 des Jugendgerichtsge-

setzes, 
e)  unverändert 

  
2.  Personensorgeberechtigte sowie 2.  unverändert 
  
3.  einen für das Gebiet des Landes Sachsen-Anhalt all-

gemein beeidigten Dolmetscher. 
3.  unverändert 

  
Der Betroffene kann sein Akteneinsichtsrecht auch durch eine 
Person aus dem in Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten Personenkreis 
allein ausüben lassen (Akteneinsicht durch Beauftragte). Eine 
Begleitung durch andere Gefangene ist unzulässig, auch wenn 
diese zu dem in Satz 1 genannten Personenkreis gehören. 

Der Betroffene kann sein Akteneinsichtsrecht auch durch eine 
Person aus dem in Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten Personenkreis 
allein ausüben lassen _______. Eine Begleitung durch andere 
Gefangene ist unzulässig, auch wenn diese zu dem in Satz 1 
genannten Personenkreis gehören. 
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 (3) Die Akteneinsicht ist kostenlos. Bei einer Einsicht 
hat der Betroffene oder die Beauftragten gemäß Absatz 2 Satz 2 
das Recht, sich aus den Akten Notizen zu machen. 

 (3) Die Akteneinsicht ist kostenlos. Bei einer Einsicht 
hat der Betroffene oder haben die Beauftragten gemäß Absatz 2 
Satz 2 das Recht, sich aus den Akten Notizen zu machen. 

  
 (4) Dem Betroffenen und den Beauftragten gemäß Ab-
satz 2 Satz 2 sind aus den über den Betroffenen geführten Akten 
auf schriftlichen Antrag Ablichtungen einzelner Dokumente, aus 
automatisierten Dateien Ausdrucke eines Teilbestands der Daten 
zu fertigen, soweit die Akten der Einsicht unterliegen und ein 
nachvollziehbarer Grund vorliegt. Ein solcher Grund ist insbe-
sondere anzunehmen, wenn der Betroffene zur Geltendmachung 
von Rechten gegenüber Gerichten und Behörden auf Ablichtun-
gen oder Ausdrucke angewiesen ist. 

 (4) unverändert 

  
 (5) Die Fertigung von Ablichtungen und Ausdrucken ist 
gebührenpflichtig. Die zu erwartenden Kosten sind im Voraus zu 
entrichten. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Die Anstalten und die Aufsichtsbehörde können 
Auskunftsanträge als Akteneinsichtsersuchen behandeln. 

 (6) unverändert 

  
 (7) Zu den Akten im Sinne dieses Gesetzes zählen ne-
ben der Gefangenenpersonalakte, der Gesundheitsakte, ein-
schließlich der Krankenblätter, und der Therapieakte, auch au-
tomatisierte Dateien, die der Abwicklung des Vollzugs dienen, 
soweit sie in einer den papiergebundenen Akten vergleichbaren 
Weise nach Gefangenen geordnet geführt werden. 

 (7) Zu den Akten im Sinne dieses Gesetzes zählen ne-
ben der Gefangenenpersonalakte, der Gesundheitsakte, ein-
schließlich der Krankenblätter, und der Therapieakte__ auch au-
tomatisierte Dateien, die der Abwicklung des Vollzugs dienen, 
soweit sie in einer den papiergebundenen Akten vergleichbaren 
Weise nach Gefangenen geordnet geführt werden. 

  
§ 157 § 157 

Sperrvermerke Sperrvermerke 
  
 (1) Soweit Aktenbestandteile mit einem Sperrvermerk  (1) Soweit Aktenbestandteile mit einem Sperrvermerk 
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versehen sind, unterliegen sie nicht der Akteneinsicht. Sperrver-
merke dürfen nur angebracht werden, soweit dies 

versehen sind, unterliegen sie nicht der Akteneinsicht. Sperrver-
merke dürfen nur angebracht werden, soweit dies 

  
1.  aus medizinischen Gründen allein zum Wohl des Betrof-

fenen, 
1.  unverändert 

  
2.  zum Schutz elementarer Persönlichkeitsrechte von Be-

rufsgeheimnisträgern, 
2.  unverändert 

  
3.  zum Schutz elementarer Persönlichkeitsrechte sowie von 

Leib oder Leben Dritter oder 
3.  unverändert 

  
4.  aufgrund einer Rechtsvorschrift, die zur Geheimhaltung 

verpflichtet, und auch unter Berücksichtigung des Infor-
mationsinteresses des Betroffenen zwingend erforderlich 
ist. 

4.  aufgrund einer Rechtsvorschrift, die zur Geheimhaltung 
verpflichtet, ___ 

  
 und auch unter Berücksichtigung des Informationsinteres-

ses des Betroffenen zwingend erforderlich ist. 
  
Die Sperrvermerke gemäß Satz 1 Nrn. 1 und 2 werden von den 
Berufsgeheimnisträgern angebracht, die die zu sperrenden Ak-
tenbestandteile zur Akte verfügt haben; die übrigen Sperrver-
merke bringt der Anstaltsleiter an. 

Die Sperrvermerke gemäß Satz 1 Nrn. 1 und 2 werden von den 
Berufsgeheimnisträgern angebracht, die die zu sperrenden Ak-
tenbestandteile zur Akte verfügt haben; die übrigen Sperrver-
merke bringt der Anstaltsleiter an. 

  
 (2) Der Grund und der Umfang der Sperrung sind in 
der Akte zu vermerken. Dieser Vermerk nimmt an der Sperrung 
teil. Gesperrte Aktenbestandteile sind gesondert von den übrigen 
Akten zu verwahren, soweit die Akten in Papierform geführt wer-
den; im Übrigen sind sie besonders zu sichern. 

 (2) unverändert 
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 (3) Über gespeicherte und vom Sperrvermerk umfasste 
eigene personenbezogene Daten ist dem Betroffenen auf ge-
sonderten Antrag Auskunft zu erteilen, soweit seine Auskunfts-
ansprüche nicht hinter den in Absatz 1 genannten Interessen an 
der Geheimhaltung oder dort genannten überwiegenden Ge-
heimhaltungsinteressen Dritter aus zwingenden Gründen zurück-
treten müssen. Die wesentlichen Gründe sind dem Betroffenen 
im Einzelnen mitzuteilen. 

 (3) unverändert 

  
  

Unterabschnitt 9 Unterabschnitt 9 
Löschung, Sperrung und Berichtigung Löschung, Sperrung und Berichtigung 

  
§ 158 § 158 

Löschung, Sperrung und Berichtigung Löschung, Sperrung und Berichtigung 
  
 (1) Personenbezogene Daten sind zu löschen, soweit 
ihre weitere Speicherung nicht mehr zulässig oder 

 (1) Personenbezogene Daten sind zu löschen, soweit 
ihre weitere Speicherung nicht mehr zulässig oder 

  
1. für die Erfüllung der Aufgaben des Vollzugs, 1. unverändert 
  
2. zur Verfolgung von Straftaten, 2. unverändert 
  
3. für die Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvor-

haben gemäß § 135 sowie 
3. unverändert 

  
4. zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr von 

Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit dem Vollzug 
nicht erforderlich ist. 

4. zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr von 
Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit dem Vollzug  
_______ 

  
 nicht erforderlich ist. 
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 (2) Personenbezogene Daten sind spätestens zwei 
Jahre nach der Entlassung des Gefangenen oder der Verlegung 
des Gefangenen in eine andere Anstalt zu löschen. Hiervon kön-
nen bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist für die Gefangenen-
personalakte die Angaben über Familienname, Vorname, Ge-
burtsname, Geburtstag, Geburtsort, Eintritts- und Austrittsdatum 
des Gefangenen ausgenommen werden, soweit dies für das Auf-
finden der Gefangenenpersonalakte erforderlich ist. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Soweit die Anstalt im Vollzug der Untersuchungs-
haft und der Freiheitsentziehungen nach § 1 Abs. 2 von einer 
nicht nur vorläufigen Einstellung des Verfahrens, einer unan-
fechtbaren Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens oder 
einem rechtskräftigen Freispruch Kenntnis erlangt, hat sie die 
personenbezogenen Daten des Gefangenen unverzüglich zu lö-
schen. Darüber hinaus sind in diesen Fällen auf Antrag des Ge-
fangenen die Stellen, die eine Mitteilung nach § 133 erhalten ha-
ben, über den Verfahrensausgang in Kenntnis zu setzen. Der 
Gefangene ist auf sein Antragsrecht bei der Anhörung oder der 
nachträglichen Unterrichtung (§ 133 Abs. 5) hinzuweisen. 

 (3) Soweit die Anstalt im Vollzug der Untersuchungs-
haft und der Freiheitsentziehungen nach § 1 Abs. 2 von einer 
nicht nur vorläufigen Einstellung des Verfahrens, einer unan-
fechtbaren Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens oder 
einem rechtskräftigen Freispruch Kenntnis erlangt, hat sie die 
personenbezogenen Daten des Gefangenen unverzüglich zu lö-
schen. Darüber hinaus sind in diesen Fällen auf Antrag des Ge-
fangenen die Stellen, die eine Mitteilung nach § 133 erhalten ha-
ben, über den Verfahrensausgang in Kenntnis zu setzen. Der 
Gefangene ist auf sein Antragsrecht bei der Anhörung oder der 
nachträglichen Unterrichtung nach § 133 Abs. 5 Satz 2_ hinzu-
weisen. 

  
 (4) Statt die gespeicherten personenbezogenen Daten 
zu löschen, sind sie zu sperren, wenn 

 (4) __ Die gespeicherten personenbezogenen Daten 
sind nicht zu löschen, sondern ___ zu sperren, wenn 

  
1. die Richtigkeit personenbezogener Daten von dem Be-

troffenen bestritten wird und sich weder die Richtigkeit 
noch die Unrichtigkeit feststellen lässt, 

1. unverändert 

  
2. einer Löschung nach den Absätzen 1 bis 3 die Aufbe-

wahrungsfrist einer anderen Rechtsnorm entgegensteht, 
2. unverändert 
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3.   Grund zu der Annahme besteht, dass durch die Lö-
schung schutzwürdige Interessen des Betroffenen oder 
Dritter beeinträchtigt werden können, 

3. unverändert 

  
4. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speiche-

rung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Auf-
wand möglich ist oder 

4. unverändert 

  
5. die Daten nur zu Zwecken der Datensicherung oder Da-

tenschutzkontrolle gespeichert sind. 
5. unverändert 

  
 (5) Gesperrte personenbezogene Daten sind geson-
dert aufzubewahren. Ist dies mit einem vertretbaren Aufwand 
nicht möglich, sind sie besonders zu kennzeichnen. 

 (5) unverändert 

  
 (6) Gesperrte personenbezogene Daten dürfen nur ge-
nutzt und übermittelt werden, soweit dies ohne Sperrung nach 
diesem Gesetz zulässig wäre und 

 (6) Gesperrte personenbezogene Daten dürfen nur ge-
nutzt und übermittelt werden, soweit dies ohne Sperrung nach 
diesem Gesetz zulässig wäre und 

  
1. zur Verfolgung von Straftaten, 1. unverändert 
  
2. für die Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvor-

haben gemäß § 135, 
2. unverändert 

  
3. zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder 3. unverändert 
  
4. zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr von 

Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit dem Vollzug 
4. unverändert 

  
unerlässlich ist. Die Nutzung und Übermittlung ist unter Angabe 
des Nutzungszwecks oder Übermittlungsgrundes sowie der 
Empfängerinnen und Empfänger zu dokumentieren. 

unerlässlich ist. Die Nutzung und Übermittlung ist unter Angabe 
des Nutzungszwecks oder Übermittlungsgrundes sowie der 
_____ Empfänger zu dokumentieren. 
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 (7) Die Verarbeitungsbeschränkungen gemäß Absatz 6 
enden und die Sperre ist aufzuheben, wenn 

 (7) Die Verarbeitungsbeschränkungen gemäß Absatz 6 
enden und die Sperre ist aufzuheben, wenn 

  
1.  der Betroffene eingewilligt hat oder 1.  unverändert 
  
2.  der Gefangene erneut in den Vollzug aufgenommen 

werden und die Daten nicht bereits gelöscht sein müss-
ten. 

2.  der Gefangene erneut in den Vollzug aufgenommen wird 
und die Daten nicht bereits gelöscht sein müssten. 

  
 (8) Nach Absatz 4 gesperrte Daten dürfen in  (8) Nach Absatz 4 gesperrte Daten dürfen in 
  

1. Gefangenenpersonalakten, Gesundheitsakten und Kran-
kenblättern sowie Therapieakten nicht über zehn Jahre 
und 

1. unverändert 

  
2.  Gefangenenbüchern nicht über 30 Jahre hinaus aufbe-

wahrt werden. 
2.  Gefangenenbüchern nicht über 30 Jahre _____ 

  
Für die Speicherung vergleichbarer Dateien gilt Satz 1 entspre-
chend. Dies gilt nicht, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen an-
zunehmen ist, dass die Aufbewahrung für die in Absatz 6 ge-
nannten Zwecke weiterhin erforderlich ist. Die Aufbewahrungs-
frist beginnt mit dem auf das Jahr der aktenmäßigen Weglegung 
folgenden Kalenderjahr. Die Bestimmungen des Landesarchiv-
gesetzes Sachsen-Anhalt bleiben unberührt. 

hinaus aufbewahrt werden. Für die Speicherung vergleichbarer 
Dateien gilt Satz 1 entsprechend. Dies gilt nicht, wenn aufgrund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass die Aufbewahrung 
für die in Absatz 6 genannten Zwecke weiterhin erforderlich ist. 
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem auf das Jahr der akten-
mäßigen Weglegung folgenden Kalenderjahr. _______ 

  
 (8/1) Vor der Löschung personenbezogener Daten nach Ab-

satz 1 bis 3 oder der Löschung gesperrter personenbezoge-
ner Daten nach Absatz 4 sind Dateien und Akten mit perso-
nenbezogenen Daten nach Maßgabe des Archivgesetzes 
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Sachsen-Anhalt dem Landesarchiv Sachsen-Anhalt anzubie-
ten und zu übergeben. 

  
 (9) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, 
wenn sie unrichtig sind. In Akten genügt es, in geeigneter Weise 
kenntlich zu machen, zu welchem Zeitpunkt oder aus welchem 
Grund sie unrichtig waren oder unrichtig geworden sind. Die per-
sonenbezogenen Daten sind zu ergänzen, wenn der Zweck der 
Speicherung oder berechtigte Interessen des Betroffenen dies 
erfordern. 

 (9) unverändert 

  
 (10) Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sper-
rung bestrittener Daten sowie der Löschung oder Sperrung we-
gen Unzulässigkeit der Speicherung sind die Stellen zu unterrich-
ten, denen diese Daten übermittelt oder innerhalb der verant-
wortlichen Stelle weitergegeben worden sind. Die Unterrichtung 
kann unterbleiben, wenn sie einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern würde und kein Grund zu der Annahme besteht, dass 
dadurch schutzwürdige Interessen der Betroffenen beeinträchtigt 
werden. 

 (10) unverändert 

  
  

Unterabschnitt 10 Unterabschnitt 10 
Anwendung des Datenschutzgesetzes Sachsen-Anhalt Anwendung des Datenschutzgesetzes Sachsen-Anhalt 

  
§ 159 § 159 

Anwendung des Datenschutzgesetzes Sachsen-Anhalt Anwendung des Datenschutzgesetzes Sachsen-Anhalt 
  
Die Begriffsbestimmungen in § 2 Abs. 1 bis 4, Abs. 5 S. 2 und 
Abs. 6 bis 11, die Regelungen im Hinblick auf die Durchführung 
des Datenschutzes und den Beauftragten für den Datenschutz 
(§§ 14 bis 14a), die unabdingbaren Rechte des Betroffenen 

Die Begriffsbestimmungen in § 2 ____, die Regelungen im Hin-
blick auf die Durchführung des Datenschutzes und den Beauf-
tragten für den Datenschutz (§§ 14 bis 14a), die unabdingbaren 
Rechte des Betroffenen (§ 17) und die automatisierten Verfahren 
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(§ 17) und die automatisierten Verfahren mittels mobiler perso-
nenbezogener Datenträger (§ 25) des Datenschutzgesetzes 
Sachsen-Anhalt gelten entsprechend. Die Regelungen im Hin-
blick auf automatisierte Einzelentscheidungen (§ 4a), technische 
und organisatorische Maßnahmen (§§ 6 bis 8), den Schadenser-
satz (§ 18), die Anrufung des Landesbeauftragten für den Daten-
schutz (§ 19), die Straf- und Bußgeldvorschriften (§§ 31, 31a) 
sowie die Bestimmungen über die Kontrolle durch den Landes-
beauftragten für den Datenschutz (§§ 22 bis 24) des Daten-
schutzgesetzes Sachsen-Anhalt bleiben unberührt. 

mittels mobiler personenbezogener Datenträger (§ 25) des Da-
tenschutzgesetzes Sachsen-Anhalt gelten entsprechend. Die 
Regelungen im Hinblick auf automatisierte Einzelentscheidungen 
(§ 4a), technische und organisatorische Maßnahmen (§§ 6 bis 
8), den Schadensersatz (§ 18), die Anrufung des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz (§ 19), die Straf- und Bußgeldvor-
schriften (§§ 31, 31a) sowie die Bestimmungen über die Kontrol-
le durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz (§§ 22 bis 
24) des Datenschutzgesetzes Sachsen-Anhalt finden Anwen-
dung. 

  
  

A b s c h n i t t  2 4  A b s c h n i t t  2 4  
Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 

  
§ 160 § 160 

Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 
  
 (1) Für Anstalten, mit deren Errichtung vor dem 3. Ok-
tober 1990 begonnen wurde, gilt, dass abweichend von § 18 
während der Einschlusszeiten bis zu drei Gefangene gemeinsam 
untergebracht werden dürfen, solange die räumlichen Verhält-
nisse der Anstalt dies erfordern; eine gemeinschaftliche Unter-
bringung von mehr als zwei Personen ist nur bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2024 zulässig. 

 (1) Für Anstalten, mit deren Errichtung vor dem 3. Ok-
tober 1990 begonnen wurde, gilt, dass abweichend von § 18 
während der Einschlusszeiten bis zu zwei Gefangene gemein-
sam untergebracht werden dürfen, solange die räumlichen Ver-
hältnisse der Anstalt dies erfordern; eine gemeinschaftliche Un-
terbringung ______ ist nur bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2024 zulässig. 

  
 (2) Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen-
den Anstalten kann die Aufsichtsbehörde, abweichend von 
§ 105, die Belegungsfähigkeit einer Anstalt nach Maßgabe des 
Absatzes 1 festsetzen. 

 (2) Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen-
den Anstalten kann die Aufsichtsbehörde_ abweichend von 
§ 105_ die Belegungsfähigkeit einer Anstalt nach Maßgabe des 
Absatzes 1 festsetzen. 
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 (3) Abweichend von § 33 Abs. 5 sind Langzeitbesuche 
ausgeschlossen, wenn die räumlichen Verhältnisse der Anstalt 
Langzeitbesuche nicht zulassen. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach § 64 
Absatz 4 gilt die Strafvollzugsvergütungsordnung vom 11. Januar 
1977 (BGBl. I S. 57), geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
13. Dezember 2007 (BGBl. I S 2894, 2896), in der jeweils gel-
tenden Fassung fort.  

 (4) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach § 64 
Abs. 4 findet die Strafvollzugsvergütungsordnung vom 11. Ja-
nuar 1977 (BGBl. I S. 57), geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 13. Dezember 2007 (BGBl. I S 2894, 2896), in der jeweils 
geltenden Fassung weiterhin Anwendung.  

  
 (5) Daten, die nach Abschnitt 23 dieses Gesetzes zu 
löschen oder zu sperren sind, nach dem bisher geltenden Recht 
jedoch gespeichert werden durften und nicht gesperrt werden 
brauchten, sind spätestens zum 31. Dezember 2017 zu löschen. 

 (5) Daten, die nach Abschnitt 23 dieses Gesetzes zu 
löschen oder zu sperren sind, nach dem bisher geltenden Recht 
jedoch gespeichert werden durften und nicht gesperrt werden 
brauchten, sind spätestens zum 31. Dezember 2017 zu löschen 
oder zu sperren. 

  
 (6) Für die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Weiter-

entwicklung des Justizvollzugs in Sachsen-Anhalt nach § 43 
Abs. 6 des Strafvollzugsgesetzes oder § 65 Abs. 2 des Ju-
gendstrafvollzugsgesetzes Sachsen-Anhalt erworbenen, 
aber noch nicht abgegoltenen Freistellungstage findet § 43 
Abs. 9 bis 11 des Strafvollzugsgesetzes oder § 65 Abs. 5 bis 
7 des Jugendstrafvollzugsgesetzes Sachsen-Anhalt ent-
sprechende Anwendung. 

  
§ 161 § 161 

Berichtspflicht Berichtspflicht 
  

Die Aufsichtsbehörde berichtet dem Landtag von Sachsen-
Anhalt in zweijährigem Abstand zum Vollzug der Jugendstrafe in 
Sachsen-Anhalt. 

Die Aufsichtsbehörde berichtet dem Landtag von Sachsen-
Anhalt in zweijährigem Abstand, erstmals im ersten Quartal 
2019, zum Vollzug der Jugendstrafe in Sachsen-Anhalt. 
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§ 162 § 162 
Verwaltungsvorschriften Verwaltungsvorschriften 

  
Das für Justizvollzug zuständige Ministerium wird ermächtigt, die 
zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungs-
vorschriften zu erlassen.  

wird gestrichen  

  
§ 163 § 163 

Verhältnis zu Bundesrecht Verhältnis zu Bundesrecht 
  
Dieses Gesetz ersetzt nach Artikel 125a Abs. 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes in Sachsen-Anhalt das Strafvollzugsgesetz. Die 
Bestimmungen des Strafvollzugsgesetzes über 

Dieses Gesetz ersetzt nach Artikel 125a Abs. 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes in Sachsen-Anhalt das Strafvollzugsgesetz___ 
mit Ausnahme der Bestimmungen des Strafvollzugsgesetzes 
über 

  
1. den Pfändungsschutz (§ 50 Abs. 2 Satz 5, § 51 Abs. 4 

und 5, § 75 Abs. 3), den Nachrang der Sozialhilfe bei der 
Zahlung von Ausbildungsbeihilfe (§ 44 Abs. 1 Satz 2), 

1. unverändert 

  
2. das Handeln auf Anordnung (§ 97), 2. unverändert 
  
3. das gerichtliche Verfahren (§§ 109 bis 121), 3. unverändert 
  
4. die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 

und einer Entziehungsanstalt (§§ 136 bis 138), 
4. unverändert 

  
5. den Vollzug von Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs- und 

Erzwingungshaft (§§ 171 bis 175), 
5. den Vollzug von Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs- und 

Erzwingungshaft (§§ 171 bis 175)_ und 
  
6. den unmittelbaren Zwang in Justizvollzugsanstalten für 

andere Arten des Freiheitsentzugs (§ 178) und 
6. den unmittelbaren Zwang in Justizvollzugsanstalten für 

andere Arten des Freiheitsentzugs (§ 178). 
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7. den Vollzug von Freiheitsstrafe und Jugendhaft der 
Deutschen Demokratischen Republik (§ 202) gelten fort. 

7. wird gestrichen 

  
§ 164 § 164 

Einschränkung von Grundrechten Einschränkung von Grundrechten 
  
Durch dieses Gesetz werden die folgenden Grundrechte einge-
schränkt: 

Durch dieses Gesetz werden die folgenden Grundrechte einge-
schränkt: 

  
1. das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 

Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes und Artikel 5 Abs. 2 
Satz 1 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt), 

1. das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit im Sinne 
von Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes und Arti-
kel 5 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung des Landes Sachsen-
Anhalt_, 

  
2. das Grundrecht der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 

Satz 2 des Grundgesetzes und Artikel 5 Abs. 2 Satz 2 
der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt), 

2. das Grundrecht der Freiheit der Person im Sinne von Ar-
tikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes und Artikel 5 
Abs. 2 Satz 2 der Verfassung des Landes Sachsen-
Anhalt_, 

  
3. das Grundrecht auf Unverletzlichkeit des Briefgeheimnis-

ses sowie des Post- und Fernmeldegeheimnisses (Arti-
kel 10 Abs. 1 des Grundgesetzes und Artikel 14 Abs. 1 
der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt) und 

3. das Grundrecht auf Unverletzlichkeit des Briefgeheimnis-
ses sowie des Post- und Fernmeldegeheimnisses im 
Sinne von Artikel 10 Abs. 1 des Grundgesetzes und Ar-
tikel 14 Abs. 1 der Verfassung des Landes Sachsen-
Anhalt_ und 

  
4. das Grundrecht auf den Schutz personenbezogener Da-

ten (Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 1 
des Grundgesetzes und Artikel 6 Abs. 1 Satz 1 der Ver-
fassung des Landes Sachsen-Anhalt). 

4. das Grundrecht auf den Schutz personenbezogener Da-
ten im Sinne von Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit Arti-
kel 1 Abs. 1 des Grundgesetzes und Artikel 6 Abs. 1 
Satz 1 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt_. 
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§ 165 § 165 
Sprachliche Gleichstellung Sprachliche Gleichstellung 

  
Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gel-
ten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 

unverändert 

  
  

A r t i k e l  2  Artikel 2 
Ä n d e r u n g  d e s  S i c h e r u n g s v e r w a h r u n g s -

v o l l z u g s g e s e t z e s  S a c h s e n - A n h a l t  
Änderung des Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes 

Sachsen-Anhalt 
  
Das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt vom 
13. Mai 2013 (GVBl. LSA S. 206) wird wie folgt geändert: 

Das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt vom 
13. Mai 2013 (GVBl. LSA S. 206) wird wie folgt geändert: 

  
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
  

a) Die Angabe zu Abschnitt 20 erhält folgende Fassung: a) In der Angabe zu Abschnitt 20 wird das Wort „Akten“ 
durch das Wort „Datenschutz“ ersetzt. 

  
„Abschnitt 20 
Datenschutz 

§ 108 
Datenschutz“. 

 

b) In der Angabe zu § 108 wird das Wort „Akten“ durch 
das Wort „Datenschutz“ ersetzt. 

 

  
b) Die Angabe zu Abschnitt 21 erhält folgende Fassung: c) Die Angabe zu Abschnitt 21 erhält folgende Fassung: 

  
„Abschnitt 21 (weggefallen)“.   „Abschnitt 21 (weggefallen)“. 

  
 d) Die Angaben zu den §§ 109 bis 117 erhalten folgende 

Fassung: 
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 „§ 109 (weggefallen) 
   § 110 (weggefallen) 
   § 111 (weggefallen) 
   § 112 (weggefallen) 
   § 113 (weggefallen) 
   § 114 (weggefallen) 
   § 115 (weggefallen) 
   § 116 (weggefallen) 
   § 117 (weggefallen)“. 
  

c) Die Angaben zu Teil 2 und 3 erhalten folgende Fassung: e) Die Angabe zu Teil 2 ____ erhält folgende Fassung: 
  

„Teil 2 (weggefallen) „Teil 2 (weggefallen)“. 
Teil 3 (weggefallen)“.   _________ 

  
 f) Die Angaben zu den §§ 118 bis 127 erhalten folgende 

 Fassung: 
  
  „§ 118 (weggefallen) 
    § 119 (weggefallen) 
    § 120 (weggefallen) 
    § 121 (weggefallen) 
    § 122 (weggefallen) 
    § 123 (weggefallen) 
    § 124 (weggefallen) 
    § 125 (weggefallen) 
    § 126 (weggefallen) 
    § 127 (weggefallen)“. 
  
 g) Die Angabe zu Teil 3 erhält folgende Fassung: 

  
 „Teil 3 (weggefallen)“. 
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 h) Die Angabe zu § 128 erhält folgende Fassung: 
  
 „§ 128 (weggefallen)“. 
  

2. In § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 wird die Angabe „nach § 57 
Abs. 3“ gestrichen. 

2. unverändert 

  
3. § 66 Abs. 1 Satz 5 wird aufgehoben. 3. unverändert 
  
4. Abschnitt 20 erhält folgende Fassung: 4. unverändert 
  

„Abschnitt 20 
Datenschutz 

 

  
§ 108 

Datenschutz 
 

  
Abschnitt 23 des Justizvollzugsgesetzbuches Sachsen-
Anhalt ist entsprechend anzuwenden.“  

 

  
5. Abschnitt 21 wird aufgehoben. 5. unverändert 
  
6. Teil 2 und 3 werden aufgehoben. 6. Die Teile 2 und 3 werden aufgehoben. 
  
  

A r t i k e l  3  Artikel 3 
Ä n d e r u n g  d e s  G e s e t z e s  ü b e r  d i e  ö f f e n t -
l i c h e  S i c h e r h e i t  u n d  O r d n u n g  d e s  L a n -

d e s  S a c h s e n - A n h a l t  

Änderung des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt 

  
§ 66 Abs. 1 Nr. 5 des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit § 66 Abs. 1 Nr. 5 des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit 
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und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Mai 2014 (GVBl. LSA S. 182, S. 380), 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Juni 2014 (GVBl. 
LSA S. 288, 340), erhält folgende Fassung: 

und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Mai 2014 (GVBl. LSA S. 182, S. 380), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom  3. Juli 2015 
(GVBl. LSA S. 314, 318), erhält folgende Fassung: 

  
„5. um die gewaltsame Befreiung einer Person aus amtlichem 
Gewahrsam zu verhindern oder in sonstigen Fällen des § 95 
Abs. 5 Satz 1 Nrn. 1 und 2 sowie Abs. 6 des Justizvollzugsge-
setzbuches Sachsen-Anhalt.“ 

„5. um die gewaltsame Befreiung einer Person aus amtlichem 
Gewahrsam zu verhindern oder in sonstigen Fällen des § 95 
Abs. 5 Satz 1 Nrn. 1 und 2 sowie Abs. 6 des Justizvollzugs-
gesetzbuches Sachsen-Anhalt.“ 

  
  

A r t i k e l  4  Artikel 4 
I n k r a f t t r e t e n ,  A u ß e r k r a f t t r e t e n  Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

  
 (1) Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.  

 (1) unverändert  

  
 (2) Gleichzeitig treten außer Kraft:  (2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 
  

1. das Jugendstrafvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt vom 
7. Dezember 2007 (GVBl. LSA  S. 368), 

1. das Jugendstrafvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt vom 
7. Dezember 2007 (GVBl. LSA  S. 368), geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 3. Juli 2015 (GVBl. LSA 
S. 314, 318 ), 

  
2. das Untersuchungshaftvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt 

vom 22. März 2010 (GVBl. LSA S. 157), geändert durch 
§ 45 des Gesetzes vom 21. Oktober 2010 (GVBl. LSA 
S. 510, 522) und 

2. das Untersuchungshaftvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt 
vom 22. März 2010 (GVBl. LSA S. 157), zuletzt geändert 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 3. Juli 2015 (GVBl. 
LSA S. 314, 318), 

  
3. das Mobilfunkverhinderungsgesetz vom 15. Januar 2010 

(GVBl. LSA S. 3). 
3. das Mobilfunkverhinderungsgesetz vom 15. Januar 2010 

(GVBl. LSA S. 3) und 
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 4. die Vollzugsvergütungsverordnung vom 8. Februar 
2011 (GVBl. LSA S. 132). 

 


